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OECD: Inclusive Framework veröffentlicht weiteres Diskussionspapier zu 

Säule 1 

Nachdem zu Säule 1 bereits am 04.02.2022 ein erstes Diskussionspapier (Nexus 

und Revenue Sourcing) von dem OECD Inclusive Framework veröffentlicht wur-

de (vgl. TAX WEEKLY # 5/2022), wurde nun am 18.02.2022 ein weiteres Diskus-

sionspapier zu dem Baustein „Tax Base Determination“ veröffentlicht. Dabei wird 

ausdrücklich festgehalten, dass die Diskussionspapiere keinen Konsens über den 

Inhalt darstellen und Änderungen erfolgen können. 

Säule 1 stellt auf Gruppengewinne ab und nicht auf die Gewinne der einzelnen 

Unternehmen. In dem am 18.02.2022 veröffentlichten Diskussionspapier werden 

nun Entwürfe zu Regeln für die Tax Base Determination dargestellt. Grundsätz-

lich soll dabei ein angepasster Gewinn vor Steuern der Gruppe ausgehend vom 

testierten Jahresüberschuss des Konzernabschlusses nach Vornahme gewisser 

steuerlicher Anpassungen ermittelt werden. Zweck der Regeln ist die Ermittlung 

der steuerlichen Bemessungsgrundlage, die für die Berechnung von Amount A 

verwendet wird, um dann einen Gewinnanteil an die Marktjurisdiktionen zuordnen 

zu können. Stellungnahmen können bis zum 04.03.2022 eingereicht werden. 

Um den gesetzten Zeitrahmen einzuhalten, sollen schrittweise weitere Diskussi-

onspapiere zu anderen Elementen von Säule 1 veröffentlicht werden und nicht 

erst abgewartet werden, bis die Arbeiten daran abgeschlossen sind. 

 

Koalitionsausschuss: Einigung auf Entlastungspaket im Zusammenhang 

mit der Energiepreisentwicklung 

Die Regierungskoalition hat sich am 23.02.2022 darauf geeinigt, Verbraucher an-

gesichts hoher Energiepreise zu entlasten. Konkret hat man sich dabei laut dem 

Ergebnis des Koalitionsausschusses auf zehn Entlastungsschritte verständigt.  

Im Mittelpunkt des Entlastungspakets steht dabei der Wegfall der EEG-Umlage 

bereits zum 01.01.2022. Aber auch die folgenden steuerlichen Maßnahmen sind 

enthalten: 

 Der Arbeitnehmerpauschbetrag bei der Einkommensteuer soll rückwirkend ab 

dem 01.01.2022 um € 200 auf € 1.200 erhöht werden. 

 Der Grundfreibetrag bei der Einkommensteuer soll rückwirkend ab dem 

01.01.2022 von derzeit € 9.984 um € 363 auf € 10.347 Euro angehoben wer-

den.  

 Angesichts der gestiegenen Preise für Mobilität soll die am 01.01.2024 anste-

hende Erhöhung der Pauschale für Fernpendler (ab dem 21. Kilometer) sowie 

der Mobilitätsprämie vorgezogen werden. Die Fernpendlerpauschale soll da-

mit rückwirkend ab dem 01.01.2022 38 Cent betragen. Die Bundesregierung 

strebe noch in dieser Legislaturperiode eine Neuordnung der Pendlerpauscha-

le an, die ökologisch-soziale Belange der Mobilität besser berücksichtige. 

Die Koalitionsbeschlüsse müssen nun noch vom Gesetzgeber umgesetzt wer-

den. 
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Bundeskabinett: Regierungsentwurf einer Neufassung der Körperschaft-

steuer-Richtlinien 2022 (KStR 2022) 

In seiner Sitzung am 23.02.2022 hat das Bundeskabinett die neuen Körper-

schaftsteuer-Richtlinien 2022 (KStR 2022) beschlossen. 

Mit den Körperschaftsteuer-Richtlinien 2022 werden die zwischenzeitlich erfolg-

ten gesetzlichen Änderungen, insbesondere des Körperschaftsteuergesetzes, be-

rücksichtigt sowie Anpassungen an die aktuelle Rechtsprechung vorgenommen. 

Ausführungen zu gesetzlichen Neuregelungen, wie z. B. der durch das Gesetz 

zur Modernisierung des Körperschaftsteuerrechts eingefügten Regelung zur Op-

tion zur Körperschaftsbesteuerung, wurden nicht aufgenommen. Zu dieser neuen 

Option hat die Finanzverwaltung bereits mit BMF-Schreiben vom 10.11.2021 

Stellung genommen (vgl. TAX WEEKLY # 35/2021, # 36/2021 und # 41/2021). 

Hervorzuheben sind insbesondere die geänderten Regelungen zur ertragsteuerli-

chen Behandlung von juristischen Personen des öffentlichen Rechts (R 4.1 bis 

R 4.3 KStR) und Regelungen zur ertragsteuerlichen Organschaft (R 14.8 KStR). 

Darüber hinaus wurden vereinzelte Anpassungen an geänderte Rechtsvorschrif-

ten oder an eine neue Rechtslage vorgenommen (R 1.1, R 4.5, R 5.11, R 5.12, 

R 5.15, R 5.18, R 7.1, R 8.1, R 8.9, R 22, R 25 KStR). 

Bereits am 27.10.2021 hatte das BMF einen Entwurf der Körperschaftsteuer-

Richtlinien (KStR 2022) veröffentlicht (vgl. TAX WEEKLY # 39/2021). Im Ver-

gleich dazu beschränken sich die Änderungen im Wesentlichen auf die Ermittlung 

des zu versteuernden Einkommens (R 7.1 KStR) und den Freibetrag für be-

stimmte Körperschaften (R 24 KStR). Optierende Gesellschaften i.S.d. § 1a KStG 

werden von der Anwendung des Freibetrags nach § 24 KStG ausgeschlossen. 

Nach Art.108 Abs. 7 GG bedarf es nun noch der Zustimmung des Bundesrats. 

 

BMF: Referentenentwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung der AO und 

des EGAO 

Mit am 18.08.2021 veröffentlichtem Beschluss vom 08.07.2021 (1 BvR 2237/14, 

1 BvR 2422/17) hat der Erste Senat des BVerfG entschieden, dass die Verzin-

sung von Steuernachforderungen und -erstattungen in § 233a i. V. m. § 238 

Abs. 1 Satz 1 AO verfassungswidrig ist, soweit der Zinsberechnung für Verzin-

sungszeiträume ab dem 01.01.2014 ein Zinssatz von monatlich 0,5 % zugrunde 

gelegt wird. Im Ergebnis ist das bisherige Recht danach allerdings für Verzin-

sungszeiträume bis einschließlich 2018 weiter anwendbar (sog. Fortgeltungsan-

ordnung). Entscheidend ist dabei allein der Verzinsungszeitraum, nicht der Ver-

anlagungszeitraum, für den die Steuer erhoben wird.  

Für Verzinsungszeiträume ab 2019 sind die verfassungswidrigen Vorschriften 

hingegen unanwendbar. Dies betrifft damit auch die Verzinsung von Steuern für 

weit zurückliegende Veranlagungszeiträume. Gerichte und Verwaltungsbehörden 

dürfen die Norm im Umfang der festgestellten Unvereinbarkeit nicht mehr an-

wenden, laufende Verfahren sind auszusetzen. Insoweit hat das BVerfG den Ge-
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setzgeber verpflichtet, bis zum 31.07.2022 eine Neuregelung zu treffen, die sich 

rückwirkend auf alle Verzinsungszeiträume ab dem Jahr 2019 erstreckt und alle 

noch nicht bestandskräftigen Hoheitsakte erfasst. 

Vor diesem Hintergrund hat das BMF nun am 22.02.2022 den Referentenentwurf 

eines Zweiten Gesetzes zur Änderung der Abgabenordnung und des Einfüh-

rungsgesetzes zur Abgabenordnung vorgelegt. 

Im Kern soll mit dem Gesetz der Zinssatz für Zinsen nach § 233a AO für Verzin-

sungszeiträume ab dem 01.01.2019 rückwirkend auf 0,15 % pro Monat (d.h. 

1,8 % pro Jahr) gesenkt und damit an die verfassungsrechtlichen Vorgaben an-

gepasst werden (§ 238 Abs. 1a AO-E). Die Angemessenheit dieses Zinssatzes 

sei unter Berücksichtigung der Entwicklung des Basiszinssatzes nach § 247 BGB 

alle drei Jahre mit Wirkung für nachfolgende Verzinsungszeiträume zu evaluie-

ren, erstmals zum 01.01.2026. Damit werde den Forderungen des BVerfG Rech-

nung getragen. Bei der rückwirkenden Neuberechnung der Zinsen werde dem 

Vertrauensschutz durch Anwendung des § 176 Abs. 1 Nr. 1 AO Rechnung getra-

gen. Letzteres müsste wohl bedeuten, dass Steuerpflichtigen für bis zur Veröf-

fentlichung der Entscheidung des BVerfG festgesetzte Erstattungszinsen betref-

fend Verzinsungszeiträume ab 2019 Vertrauensschutz gewährt wird. Der neue 

Zinssatz wäre insoweit zugunsten der Steuerpflichtigen nicht anzuwenden. 

Die Neuregelung des Zinssatzes soll für alle Steuern gelten, auf die die Vollver-

zinsung anzuwenden ist. Eine Ausnahme einzelner Steuern, insbesondere der 

Umsatzsteuer, aus dem Anwendungsbereich des § 233a AO ist dabei nicht vor-

gesehen. 

Der Referentenentwurf weist in der Begründung auch darauf hin, dass sich die 

Entscheidung des BVerfG ausdrücklich nicht auf andere Verzinsungstatbestände 

nach der Abgabenordnung zulasten der Steuerpflichtigen, namentlich auf Stun-

dungs-, Hinterziehungs- und Aussetzungszinsen nach den §§ 234, 235 und 237 

AO, erstrecke. Die Frage, ob auch für andere Zinsen nach der AO oder den Ein-

zelsteuergesetzen als Nachzahlungs- und Erstattungszinsen nach § 233a AO 

sowie für Säumniszuschläge nach § 240 AO eine Neuregelung des Zinssatzes 

erfolgen soll, werde daher nicht in diesem Gesetz beantwortet. 

Über die Umsetzung der BVerfG-Entscheidung hinaus sind aus dem Referenten-

entwurf folgende weitere Regelungen zu erwähnen: 

 Die bisher nur im Verwaltungsweg getroffene Regelung über den Erlass von 

Nachzahlungszinsen bei vor Fälligkeit freiwillig geleisteten Zahlungen soll im 

Gesetz verankert und damit auch auf die von Kommunen verwaltete Gewer-

besteuer erstreckt werden (§ 233a Abs. 8 AO-E). 

 Außerdem sollen klarstellende und rechtsvereinfachende Änderungen der 

§§ 233, 233a und 239 AO vorgenommen werden. 

 In Bezug auf die Mitteilungspflicht über grenzüberschreitende Steuergestaltungen 

sollen § 138e Abs. 3 und § 138h Abs. 2 AO an die unionsrechtlichen Vorgaben der 

Amtshilferichtlinie angepasst werden. 
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Die Verbände haben kurzfristig bis zum 04.03.2022 die Möglichkeit zur Stellung-

nahme erhalten. Das Gesetz soll am Tag nach seiner Verkündung im Bundesge-

setzblatt (spätestens aber am 31.07.2022) in Kraft treten, um dem Auftrag des 

BVerfG und den Vorgaben des Unionsrechts fristgerecht Rechnung zu tragen. 

 

BMF: Nutzungsdauer von Computerhardware und Software zur Datenein-

gabe und -verarbeitung 

Mit BMF-Schreiben vom 22.02.2022 hat die Finanzverwaltung das BMF-

Schreiben vom 26.02.2021 zur Nutzungsdauer von Computerhardware und Soft-

ware zur Dateneingabe und -verarbeitung überarbeitet.  

Das BMF-Schreiben wurde dabei nur insoweit geändert, als nun in Rz. 1 Folgen-

des ergänzend klargestellt wird: 

„1.1  Die betroffenen Wirtschaftsgüter unterliegen auch weiterhin § 7 Abs. 1 

EStG. Die Möglichkeit, eine kürzere betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer 

zugrunde zu legen, stellt  

- keine besondere Form der Abschreibung,  

- keine neue Abschreibungsmethode und  

- keine Sofortabschreibung dar.  

Die Anwendung der kürzeren Nutzungsdauer stellt zudem auch kein 

Wahlrecht im Sinne des § 5 Abs. 1 EStG dar. 

1.2  Auch bei einer grundsätzlich anzunehmenden Nutzungsdauer von einem 

Jahr gilt, dass  

- die Abschreibung im Zeitpunkt der Anschaffung oder Herstellung, 

mithin bei Fertigstellung, beginnt,  

- die Wirtschaftsgüter in das nach R 5.4 EStR 2012 zu führende Be-

standsverzeichnis aufzunehmen sind,  

- der Steuerpflichtige von dieser Annahme auch abweichen kann,  

- die Anwendung anderer Abschreibungsmethoden grundsätzlich mög-

lich ist. 

1.3  Die Regelung findet gemäß § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 7 Satz 1 EStG auch für 

Überschusseinkünfte Anwendung. 

1.4  Es wird nicht beanstandet, wenn abweichend zu § 7 Abs. 1 Satz 4 EStG 

die Abschreibung im Jahr der Anschaffung oder Herstellung in voller 

Höhe vorgenommen wird.“ 
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Bayern: Vertiefte Einbeziehung der Unternehmens-Compliance in die Steu-

erprüfung (Pilotprojekt) 

Mit Pressemitteilung vom 24.02.2022 gibt der bayerische Finanz- und Heimatmi-

nister Albert Füracker bekannt, dass Bayern ein Pilotprojekt zur Einbeziehung 

von modernen Compliance-Systemen der Unternehmen in die steuerliche Be-

triebsprüfung startet. 

„Eine moderne Betriebsprüfung muss mit aktuellen Entwicklungen in der Wirt-

schaft Schritt halten. In einem Pilotprojekt werden wir interne Steuerkontrollsys-

teme von Unternehmen gezielt in die Prüfung einbeziehen. Mit den gewonnenen 

Erkenntnissen wollen wir unsere Prüfungsmethoden weiterentwickeln. Das macht 

Steuerprüfungen zukünftig effizienter und schneller. Unternehmen, die sich ge-

genüber der Finanzverwaltung transparent zeigen, sollen von einer schnelleren 

Abwicklung der Prüfungen und damit früheren Rechtssicherheit profitieren“, er-

klärt Füracker anlässlich der Vorstellung des Pilotprojekts mit zwei großen baye-

rischen Unternehmen. Durch die Einbeziehung von Steuerkontrollsystemen der 

Unternehmen könnten Schwerpunkte der Steuerprüfungen künftig noch gezielter 

gesetzt werden. 

In vielen Unternehmen befänden sich derzeit interne Steuerkontrollsysteme im 

Aufbau, um die Einhaltung steuerlicher Pflichten in einem Unternehmen sicher zu 

stellen. Im Rahmen des Pilotprojekts könnten Erkenntnisse über die Wirkungs-

weise von Steuerkontrollsystemen gewonnen und damit die gegenseitige Ver-

trauensbasis gestärkt werden. Ziel einer modernen Steuerprüfung müsse sein, 

unternehmensinterne Steuerkontrollsysteme zukünftig rechtssicher in Außenprü-

fungen einbeziehen zu können. Dazu müsste das dafür maßgebliche Bundes-

recht noch entsprechend modernisiert werden. 

 

BFH: Ausschluss des Abgeltungsteuersatzes nach § 32d Abs. 2 Nr. 1 

Buchst. a EStG bei Darlehensgewährung an eine Personengesellschaft 

Mit Urteil vom 28.09.2021 (VIII R 12/19) hat der BFH entschieden, dass ein Nä-

heverhältnis i.S.d. § 32d Abs. 2 Nr. 1 Buchst. a EStG des Gläubigers der Kapital-

erträge zu einer Personengesellschaft zu bejahen ist, wenn der Gläubiger eine 

Beteiligung innehat, mit der er seinen Willen in der Gesellschafterversammlung 

der Personengesellschaft durchsetzen kann. Das Gleiche gilt, wenn die Anteile 

an der Personengesellschaft zwar von einer rechtsfähigen Stiftung gehalten wer-

den, der Gläubiger jedoch aufgrund seiner beherrschenden Stellung in der Stif-

tung mittelbar in der Lage ist, seinen Willen in der Gesellschafterversammlung 

der Personengesellschaft durchzusetzen. 

Im Urteilsfall waren die Kläger, ein gemeinsam veranlagtes Ehepaar, jeweils zur 

Hälfte als Kommanditisten an der N-GmbH & Co. KG (N-KG) sowie an deren 

Komplementär-GmbH (N-GmbH) beteiligt. Die Kläger waren einzeln zur Vertre-

tung und Geschäftsführung der N-GmbH befugt. Der N-GmbH standen neben der 

Geschäftsführungsbefugnis, von der die Aufnahme von im Finanzplan nicht vor-

gesehenen Krediten ausgenommen war, keinerlei Beteiligungs-/Stimmrechte zu. 

Im Jahr 2014 übertrugen die Kläger ihre Anteile an der N-KG auf eine von ihnen 



 

 
Seite 6 von 9 

 

# 7 
25.02.2022 

.04.2020 

 

 
28.03.2014 

errichtete Familienstiftung (Stiftung). Alleiniges Stiftungsorgan war der aus drei 

Personen bestehende Vorstand. Die Kläger waren Vorstandsmitglieder auf Le-

benszeit und benannten einvernehmlich das weitere Mitglied des Vorstands. Die 

Beschlussfassungen des Vorstands erfolgten mit einfacher Mehrheit. Die Kläger 

gewährten der N-KG unabhängig voneinander Darlehen zu fremdüblichen Bedin-

gungen, welche auch nach Übertragung der Kommanditanteile der Kläger auf die 

Stiftung als sonstige Verbindlichkeit der N-KG fortgeführt wurden. Das Finanzamt 

unterwarf die aus den Darlehen hervorgehenden Zinserträge der Kläger im Streit-

jahr (2016) unter Verweis auf § 32d Abs. 2 Nr. 1 Buchst. a EStG der Besteuerung 

mit dem tariflichen Einkommensteuersatz. Die hiergegen erhobene Klage hatte in 

erster Instanz Erfolg. 

Auch der BFH hielt die Revision des Finanzamts nun für unbegründet. Das Fi-

nanzgericht habe zu Recht entschieden, dass die den Klägern im Streitjahr zuge-

flossenen Zinsen als Einkünfte aus Kapitalvermögen gem. § 20 Abs. 1 Nr. 7 

EStG der Besteuerung mit dem gesonderten Steuersatz des § 32d Abs. 1 EStG 

unterliegen.  

Das Finanzgericht habe zu Recht angenommen, dass die Zinseinkünfte der Klä-

ger nicht nach § 32d Abs. 2 Nr. 1 Buchst. a EStG aus dem Anwendungsbereich 

des gesonderten Steuertarifs für Einkünfte aus Kapitalvermögen gem. § 32d 

Abs. 1 EStG ausgeschlossen sind. Denn die Kläger (Gläubiger) und die N-KG 

(Schuldnerin) seien keine einander nahestehenden Personen i.S.d. § 32d Abs. 2 

Nr. 1 Buchst. a EStG. Ein Gesellschafter einer Personengesellschaft gelte dann 

als dieser nahestehend, wenn er aufgrund seiner Beteiligung einen beherrschen-

den Einfluss auf diese ausüben könne. Dies sei grundsätzlich nur dann der Fall, 

wenn der Gesellschafter eine Beteiligung innehabe, die es ihm ermöglicht, seinen 

Willen in der Gesellschafterversammlung der Personengesellschaft durchzuset-

zen. Die Beherrschung könne dabei auch mittelbar über eine Beteiligungsgesell-

schaft ausgeübt werden.  

Im Streitfall fehle es allerdings an einem solchen Beherrschungsverhältnis. Zwar 

habe die Stiftung aufgrund deren Stellung als alleinige Kommanditistin beherr-

schenden Einfluss auf die N-KG gehabt. Jedoch seien weder der Kläger noch die 

Klägerin jeweils für sich betrachtet in der Lage gewesen, die Einflussmöglichkei-

ten, die der Stiftung auf Ebene der N-KG zustanden, mittelbar zu beherrschen. 

Denn aufgrund der Besetzung des Stiftungsvorstands mit drei Mitgliedern sei es 

weder dem Kläger noch der Klägerin möglich gewesen, Mehrheitsbeschlüsse des 

Vorstands ohne Mitwirkung eines anderen Vorstandsmitglieds herbeiführen. Et-

was anderes ergebe sich auch nicht daraus, dass den Klägern gemeinschaftlich 

die Stimmrechtsmehrheit im Stiftungsvorstand zustand. Denn ein aus einer Ehe-

gattengemeinschaft abgeleitetes, persönliches Interesse genüge für sich ge-

nommen nicht, um ein Näheverhältnis zwischen Ehegatten zu begründen. Hierzu 

bedürfe es vielmehr besonderer Beweisanzeichen, für die es im Streitfall keine 

Anhaltspunkte gegeben habe.  

Zudem habe sich eine Beherrschung der N-KG nicht allein aus der Stellung der 

Kläger als einzelvertretungsberechtigte Geschäftsführer der Komplementär-

GmbH (N-GmbH) ergeben können. Denn bereits zur Entscheidung über die Inan-
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spruchnahme eines Darlehens bedurfte es seitens der N-KG der vorherigen Zu-

stimmung ihrer Gesellschafter. Die Entscheidung über eine Darlehensaufnahme 

konnte also nicht gegen den Willen der Stiftung getroffen werden.  

Abschließend führt der BFH aus, dass im Streitfall auch kein Näheverhältnis auf-

grund eines wirtschaftlichen Interesses an der Erzielung der Einkünfte des jeweils 

anderen bestand. Dafür sei es nicht ausreichend, dass der Darlehensgeber von 

der Besteuerung der Zinsen nach dem gesonderten Tarif gem. § 32d Abs. 1 

EStG profitiere und der Schuldner die gezahlte Vergütung als Betriebsausgabe 

abziehen könne. Zwar sei die Finanzierung der N-KG durch die Kläger vorteilhaft 

gewesen, jedoch hätte die N-KG im Falle einer anderweitigen Refinanzierung ggf. 

höhere Zinsaufwendungen als Betriebsausgabe geltend machen können. Umge-

kehrt hätten die Kläger im Rahmen einer anderweitigen Kapitalanlage der Darle-

hensbeträge für hieraus erzielte Kapitalerträge ebenfalls den gesonderten Tarif 

des § 32d Abs. 1 EStG in Anspruch nehmen können. Die vom Gesetzgeber 

durch die Gewährung von Fremdkapital befürchtete, missbräuchliche Verlage-

rung von Einkünften auf die privilegiert besteuerte, private Anlageebene könne 

nicht eintreten, wenn die Chancen und Risiken bei der Gewährung der Darlehen 

in fremdüblicher Weise verteilt sind. 
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Alle am 24.02.2022 veröffentlichten Entscheidungen des BFH (V)  

Aktenzeichen Entschei-

dungsdatum 

Stichwort 

VIII R 16/20 14.12.2021 
Zulässigkeit der im Fall einer Zusammenveranlagung nur von einem Ehegatten er-
hobenen Klage 

III R 19/19 27.10.2021 
Kindergeld; Feststellung der Fähigkeit volljähriger behinderter Kinder zum Selbstun-
terhalt 

VIII R 12/19 28.09.2021 
Ausschluss des Abgeltungsteuersatzes nach § 32d Abs. 2 Nr. 1 Buchst. a EStG bei 
Darlehensgewährung an eine Personengesellschaft 

 

 

Alle am 24.02.2022 veröffentlichten Entscheidungen des BFH (NV)  

Aktenzei-

chen 

Entschei-

dungsdatum 

Stichwort 

VIII R 6/21 14.12.2021 
Keine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand bei unzureichender Darlegung zur 
Fristen- und Postausgangskontrolle eines Bevollmächtigten 

XI R 2/21 20.10.2021 Abgabe von Speisen in einer Betriebskantine als sonstige Leistung 

I B 18/21 
(AdV) 

05.10.2021 
Restaurierung von historischen Gebäuden und Denkmälern als durch den Ausland-
stätigkeitserlass (ATE) begünstigte Tätigkeit 

     

 

Alle bis zum 11.02.2022 veröffentlichten Erlasse  

Aktenzeichen Entschei-

dungsdatum 

Stichwort  

IV A 4 - S 0316-
a/19/10012 :003 

24.02.2022 Technische Richtlinien des BSI 

IV C 3 - S 
2190/21/10002 :025 

22.02.2022 
Nutzungsdauer von Computerhardware und Software zur Dateneingabe 

und -verarbeitung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210018/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210016/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210017/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202250024/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202250025/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202250022/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202250022/
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/2022-02-24-bekanntmachung-eines-hinweises-auf-die-veroeffentlichung-geaenderter-technischer-richtlinien-des-BSI.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/2022-02-24-bekanntmachung-eines-hinweises-auf-die-veroeffentlichung-geaenderter-technischer-richtlinien-des-BSI.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Einkommensteuer/2022-02-22-nutzungsdauer-von-computerhardware-und-software-zur-dateneingabe-und-verarbeitung.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Einkommensteuer/2022-02-22-nutzungsdauer-von-computerhardware-und-software-zur-dateneingabe-und-verarbeitung.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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Background 


Introduction 


Following years of intensive negotiations to update and fundamentally reform international tax rules, 
137 members of the OECD/G20 Inclusive Framework on BEPS (Inclusive Framework) joined the 
Statement on the Two-Pillar Solution to Address the Tax Challenges Arising from the Digitalisation of 
the Economy (the Statement) released in October 2021. The Statement sets out the political agreement 
on the key components of Pillar One and Pillar Two. 


Amount A of Pillar One has been developed as part of the solution for addressing the tax challenges 
arising from the digitalisation of the economy. It introduces a new taxing right over a portion of the profit 
of large and highly profitable enterprises (hereafter, “Covered Groups”) for jurisdictions in which goods 
or services are supplied or consumers are located (hereafter, “market jurisdictions”). 


The Inclusive Framework has mandated the Task Force on the Digital Economy (TFDE) – a subsidiary 
body – to advance the work needed to implement Amount A. In particular, the TFDE has been charged 
with developing the Multilateral Convention (MLC) and its Explanatory Statement as well as the Model 
Rules for Domestic Legislation (Model Rules) and related Commentary through which Amount A will be 
implemented. 


Model Rules 


The Model Rules, once finalised, will reflect the substantive agreement of the members of the Inclusive 
Framework on the functioning of Amount A and will serve as the basis for the substantive provisions 
that will be included in the MLC. The Model Rules are also being developed to provide a template that 
jurisdictions could use as the basis to give effect to the new taxing rights over Amount A in their domestic 
legislation. They will be supported by a commentary. Jurisdictions will be free to adapt these Model 
Rules to reflect their own constitutional law, legal systems, and domestic considerations and practices 
for structure and wording of legislation as required, whilst ensuring implementation is consistent in 
substance with the agreed technical provisions governing the application of the new taxing rights.  


The Model Rules will cover all aspects of Amount A that would be translated into domestic law. They 
will consist of different titles. This document contains the sections on tax base determinations (which 
are currently Title 5) as well as relevant definitions (currently included in Title 9) that are referenced in 
the sections on tax base determinations. 


Model Rules on Tax Base Determination 


This document contains the draft Model Rules for tax base determinations, which would be contained 
in Title 5 of the Model Rules described above. It also contains relevant definitions (currently included in 
Title 9) that are referenced in the sections on tax base determinations. Both the Model Rules for tax 
base determinations and the relevant definitions will be translated into the MLC and Explanatory 
Statement. 


The Model Rules on Tax Base are designed to calculate the profit (or loss) of a Covered Group that will 
be used for Amount A calculation purposes. The tax base is therefore the measure of profit that forms 
the basis for partial reallocation under Amount A rules. 


Given that Amount A is a new taxing right that is determined based on the profits of a group (rather than 
on a separate entity basis), it is necessary to use consolidated group financial accounts as the starting 
point for computing the Amount A tax base. This approach also has the advantage that the Amount A 
tax base is less affected by controlled transactions. The draft Model Rules in this document do not 
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include the tax base rules that will be necessary for Covered Groups that are subject to segmentation 
for Amount A purposes, which will be released at a later date. 


Under the Model Rules, Covered Groups would be required to calculate their profits using Qualifying 
Financial Accounting Standards (which are defined in the Model Rules) to ensure that the profit that is 
applied for Amount A purposes is not impacted by accounting practices that do not align with common 
practice. Given that the scope of Amount A includes only a limited number of large and highly profitable 
enterprises, it is anticipated that most such Covered Groups will be preparing financial accounts using 
these standards at present for commercial or regulatory purposes. Further, the financial statements of 
Covered Groups would have to be subject to external audit, thus providing a reliable source of 
information that is typically readily available to tax administrations. 


Subject to specified exclusions, all items within the consolidated P&L statement will be taken into 
consideration to determine the tax base of the Covered Group. This means the computation of the 
Amount A tax base will start from the bottom line figure of the P&L statement (i.e. the total for profit or 
loss). From this point, certain book-to-tax adjustments will be made (such as the deduction of certain 
items of income and the adding back of certain expenses) to arrive at a standardised Adjusted Profit 
Before Tax figure. The adjustments adopted reflect instances where the goals of accounting standards 
and Amount A may differ in some points, including occasions where adjustment is required to prevent 
potential double counting of income or to prevent the deduction of specified expenses for policy 
reasons.  For ease of administration and compliance, these adjustments will be kept to a minimum in 
order to limit complexity, and align where possible with adjustments under Pillar Two. 


Tax base is also subject to adjustment with respect to profit (or loss) restatements in relation to prior 
periods. Subject to certain limitations, restatements required under accounting rules are attributed to 
the tax base of the Covered Group in the period that the restatement is identified and recognised, rather 
than going back and recalculating tax base for prior closed periods. This is expected to be consistent 
with the approach taken in relation to other elements of the Amount A calculation. 


To limit any reallocation under Amount A to economic profit, tax base determination is also subject to 
loss carry forward rules. These rules require that unrelieved losses of a Covered Group incurred in a 
prior period (hereafter, “Net Losses”) are carried forward and offset against any subsequent profit of 
that Group, following an ‘earn-out’ mechanism. Specific rules apply in a number of instances, such as 
for (a) pre-implementation losses (i.e. Net Losses incurred prior to the introduction of Amount A), and 
(b) losses transferred following certain types of defined business reorganisations.


The Model Rules on tax base determination also consider the introduction of time limitations to the 
utilisation of Net Losses, a question that is still under discussion within the TFDE. 


Public Consultation instructions 


This is a working document released by the OECD Secretariat for the purposes of obtaining input from 
stakeholders. It does not reflect the final views of the Inclusive Framework members. It presents the 
work undertaken to date, which has reached a sufficient level of detail and stability such that it is now 
suitable for consultation. The TFDE has agreed that this working version can be released on the basis 
that it is without prejudice to the final agreement. As such, while the rules are intended to illustrate the 
framework for tax base determinations, and work-in-progress approach to a number of the rules, further 
changes may be made. Further changes may also be needed once the scope exclusions for Regulated 
Financial Services have been agreed, to ensure that the tax base determinations rules appropriately 
address the specificities of certain non-regulated financial services. Thus, the release of this document 
reflects consensus within the TFDE as a procedural matter that public comments should be sought at 
this time, but does not reflect consensus within the TFDE regarding the substance of the document. 
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Comments are sought with respect to the tax base determination rules in this document. Where 
relevant, input should refer to the relevant section of the rules. While comments are invited on any 
aspect of the rules, input will be most helpful where it explains the additional guidance that would be 
needed to apply the rules to the circumstances of a particular type of business, as well as input on 
whether anything is missing or incomplete in the rules.  


Interested parties are invited to send their comments on this discussion draft before 4 March, 2022. 
These comments will be examined at the following meeting of the TFDE.  


Comments on this discussion draft should be sent electronically (in Word format) by email to 
tfde@oecd.org and may be addressed to: Tax Treaties, Transfer Pricing and Financial Transactions 
Division OECD/CTPA.   


Unless otherwise requested at the time of submission, comments submitted in response to this invitation 
will be posted on the OECD website. Comments submitted in the name of a collective “grouping” or 
“coalition”, or by any person submitting comments on behalf of another person or group of persons, 
should identify all enterprises or individuals who are members of that collective group, or the person(s) 
on whose behalf the commentator(s) are acting. 
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General Articles and Definitions 


Title 5: Determination and allocation of taxable profit 


Article 5: Determination of the Adjusted Profit Before Tax of a Covered Group 


1. For the purposes of this Act, the Adjusted Profit Before Tax for a Period is 
the Financial Accounting Profit (or Loss) of the Covered Group after 
making the book-to-tax adjustments and restatement adjustments set out in 
paragraph 2 of this Article and deducting any Net Losses calculated in 
accordance with paragraph 3 of this Article.  


2. For the purposes of making the book-to-tax adjustments and restatement 
adjustments under paragraph 1 of this Article, 


a. The inclusion of the following items of income and the deduction of 
the following expenses in the computation of the Financial Accounting 
Profit (or Loss) of the Period will be reversed: 


i. Tax Expense (or Tax Income)1; 


ii. Dividends2; 


iii. Equity Gain (or Loss)3; and 


iv. Policy Disallowed Expenses4. 


b. Eligible Restatement Adjustment for the Period will be made to the 
Financial Accounting Profit (or Loss) of the Covered Group in the 
Period. 


3. For the purposes of deducting Net Losses under paragraph 1 of this Article,  


a. Net Losses for a Period constitute the total amount of cumulative 
Financial Accounting Losses that exceeds the total amount of 
cumulative Financial Accounting Profits of the Covered Group over 


                                                
1 Commentaries will elaborate on the practical application of the exclusion of tax expense (or tax income). This item 
is excluded on the basis that income tax expenses are usually not deductible for corporate income tax purposes in 
Inclusive Framework jurisdictions. 
2 Commentaries will elaborate on the practical application of the exclusion of dividend income. This item is excluded 
on the basis that dividends are excluded, in whole or in part, from the corporate income tax base in many Inclusive 
Framework jurisdictions, or in other instances the recipient benefits from tax relief (such as indirect credit for taxes 
paid). 
3 Commentaries will elaborate on the practical application of the exclusion of specified equity gains and loss. This item 
is excluded to ensure that the tax base of a Covered Group does not include specified gains or losses deriving from 
gains or losses generated by another entity. 


4 Commentaries will elaborate on the practical application of the exclusion of policy disallowed expenses. This item is 
excluded as it related to behaviours that governments regard as undesirable but are treated as expenses under 
financial accounting rules. 


PILLAR ONE – AMOUNT A: DRAFT MODEL RULES FOR TAX BASE DETERMINATIONS © OECD 2022







6 |   


  
  


the Eligible Prior Period(s), after making the adjustments set out in 
paragraph 2 of this Article for each Eligible Prior Period.5  


b. Where an Eligible Business Combination or an Eligible Division 
occurred, and if the Business Continuity Conditions are met, the related 
Transferred Losses, if any, are added to the Net Losses of the Covered 
Group.6   


Title 9: Definitions 


The definitions included in this Title apply for the purposes of this Act, 
including its Schedules.7 


Consolidated Financial Statements and related definitions 


“Consolidated Financial Statements” means the audited financial statements 
prepared by the Ultimate Parent Entity under a Qualifying Financial Accounting 
Standard in which the assets, liabilities, income, expenses and cash flows of the 
Ultimate Parent Entity and other Entities are presented as those of a single 
economic entity. 


“Equivalent Financial Accounting Standards” means the GAAP of Australia, 
Brazil, Canada, Member States of the European Union, Member States of the 
European Economic Area, Hong Kong (China), Japan, Mexico,  New Zealand, 


                                                
5 Commentaries will clarify the application of this draft provision. The current draft sets out the general rule for the 
calculation of unrelieved losses from prior Periods (referred to as “Net Losses”) to be carried forward and deducted 
under paragraph 1 of Article 5 in the calculation of a Covered Group’s Adjusted PBT for a Period. The rule is based 
on an “earn-out” mechanism that has three steps: the identification of the Eligible Prior Period(s) of the Covered Group 
(if any), the calculation of the amount of Net Losses by reference to those Eligible Prior Period(s); and the carry forward 
and deduction of such Net Losses in the current Period. For this purpose, the term Eligible Prior Period is defined in 
Title 9 (Definitions). If applicable, Net Losses may also comprise Transferred Losses pursuant to sub-paragraph (b). 
Separately, it should be noted that discussions are ongoing within the TFDE on the development of an averaging 
mechanism for the scope criteria, which is not shown here. 
6 Commentaries will clarify the application of this draft provision. The current draft sets out specific conditions under 
which a Covered Group may, following a business reorganisation, recognise losses incurred by an Entity or Group 
that was not part of the Covered Group at the time such losses were incurred (referred to as “Transferred Losses”). 
Under the current draft, two categories of business reorganisations may give rise to Transferred Losses: Eligible 
Business Combinations and Eligible Divisions (defined terms under Title 9 (Definitions)). These are two categories of 
business reorganisations in which, absent any special rules, unrelieved losses (if any) would ‘disappear’ for the 
purposes of Amount A even though the relevant business activities would be continued (in the hands of a different 
taxpayer). The draft rules on the transfer of losses therefore seek to ensure that the unrelieved losses (if any) can 
continue to be carried forward where this is consistent with the objectives of the Amount A rules. It should be noted 
that the identification of the specific categories of business reorganisations that could give rise to Transferred Losses 
is still under discussion (see below Footnotes 14 and 15). Input from stakeholders is therefore welcomed on the 
operation of these rules, as well as on the categories of business reorganisations that should be taken into 
consideration under this rule.  
7 The terms “Covered Group”, “Entity”, “Group”, “Group Entity”, and “Ultimate Parent Entity” will be defined terms for 
the purposes of the Model Rules (definitions not shown here). Broadly speaking, a Group will be a collection of Group 
Entities controlled by a Ultimate Parent Entity, and a Covered Group will be a Group that meets the scope criteria of 
Amount A (scope criteria not shown here). 
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the People’s Republic of China, the Republic of India, the Republic of Korea, 
Russia, Singapore, Switzerland, the United Kingdom, and the United States of 
America.8 


“Financial Accounting Profit (or Loss)” means the profit or loss set out in the 
Consolidated Financial Statements of the Ultimate Parent Entity taking into 
account all income and expenses of the Group except for those items reported as 
other comprehensive income.  


“GAAP” means the generally accepted accounting principles as adopted by the 
body with legal authority in the relevant tax jurisdiction to prescribe, establish, or 
accept accounting standards for financial reporting purposes.  


“IFRS” means the International Financial Reporting Standards. It includes IFRS 
as adopted in Regulation (EC) No 1126/2008, as amended, and IFRS as adopted 
by the body with legal authority in the relevant tax jurisdiction to prescribe, 
establish, or accept accounting standards for financial reporting purposes. 


 “Qualifying Financial Accounting Standards” means IFRS and Equivalent 
Financial Accounting Standards.9 


Book-to-tax adjustments, restatement adjustments, and related definitions 


“Carried Forward Restatement Adjustment Balance” means the sum of all Eligible 
Restatements in prior Periods that have not been applied to the Adjusted Profit 
Before Tax in prior periods due to the cap included in the definition of Eligible 
Restatement Adjustment for the Period.   


“Dividends” means dividends or distributions included in calculating the Financial 
Accounting Profit (or Loss) of a Group under a Qualifying Financial Accounting 
Standard that are received or accrued in respect of an Ownership Interest. 


“Eligible Restatement” means the sum of all Restatements of the Covered Group, 
identified and recognised in a Period, that satisfy the criteria listed below.  


                                                
8 The definition of Equivalent Financial Accounting Standards has been drafted to ensure consistency with equivalent 
definition applied in the context of Pillar Two. GAAP of other countries may subsequently be considered for inclusion 
in this definition.   
9 The Tax Base Model Rules have been drafted on the basis that all Covered Groups would be required to prepare 
Tax Base calculations under Qualifying Financial Accounting Standards (QFAS). Delegates of the Inclusive 
Framework have contemplated an option where Covered Groups could prepare Tax Base calculations using the 
Covered Group’s GAAP in cases where that GAAP was not compliant with QFAS, however this approach is not 
reflected here. Under an approach where Covered Group’s GAAP could be used, the Covered Group would have 
been required to determine whether that Covered Group’s GAAP created any material competitive distortion when 
compared with IFRS (e.g. greater that € 100m), and if so an adjustment to the Tax Base would have been required to 
reverse this distortion. The approach set out would instead require use of QFAS on the basis that most in scope 
Covered Groups will be using QFAS already. Further, if the Covered Group’s non-QFAS GAAP were permitted with 
material competitive distortion check, the Covered Group would be required to effectively calculate a QFAS compliant 
tax base to determine whether a material competitive distortion exists, and on this basis the requirement to use QFAS 
is unlikely to impose further compliance burden on Covered Groups. Input from stakeholders is welcomed on the most 
appropriate approach to be adopted.  
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(a) The Restatement(s) would have affected the calculation of Adjusted
Profit Before Tax of the Restated Period, determined under paragraph
1 of Article 5, if recognised in the Restated Period; and would have
affected the amount of allocable profit in that period or a subsequent
period; and


(b) The Restated Period (i) meets the definition of an Eligible Prior Period,
or (ii) would meet the definition of an Eligible Prior Period if the
definition of Eligible Prior Period were amended to remove any
requirement that an unapplied Financial Accounting Loss must be
observed.


For the avoidance of doubt, where a Restatement is divisible into separate 
components and only some of those components satisfy the criteria listed 
above, the Eligible Restatement will be determined as the relevant 
component only.10 


“Eligible Restatement Adjustment for the Period” means the Eligible Restatement 
in the Period, plus the Carried Forward Restatement Adjustment Balance, but shall 
not exceed 0.5% of Revenues of the Group in the Period11. This number will be 
positive in instances where the net impact of Eligible Restatements plus Carried 
Forward Restatement Adjustment Balance was to increase Adjusted PBT, and 
negative where Adjusted PBT is reduced.  


“Equity Gain or Loss” means the net gain or loss included in calculating the 
Financial Accounting Profit (or Loss) of a Covered Group under a Qualifying
Financial Accounting Standard arising from: 


(a) the disposition of an Ownership Interest;12


(b) changes in the fair value of an Ownership Interest under fair value
accounting; and


(c) profit or loss included under the equity method of accounting, except
profit or loss derived from a Joint Venture in which the Covered Group
has joint control.


“Policy Disallowed Expenses” means expenses included in calculating the 
Financial Accounting Profit (or Loss) of a Covered Group under a Qualifying 


10 In some instances, Eligible Restatements may also impact other aspects of the Amount A Model Rules. Such 
impacts will be dealt with in relevant sections of the Model Rules.  
11 The current draft proposes an applicable cap on the Eligible Restatement Adjustment for the Period. The level of 
the cap will be subject to further analysis to balance competing objectives of simplicity and avoidance of excessive 
single year impacts. Input from stakeholders is welcomed on this subject. 
12 The treatment of gains and losses associated with disposal of equity interests is still under discussion in the TFDE. 
In particular, under the current draft rules gains and losses associated with disposal of asset interests are included in 
the Tax Base, whereas gains and losses associated with disposal of equity interests are not. Amendments to these 
rules may be required to remove this difference in treatment in some instances, for example by no longer excluding 
from the tax base gains and losses associated with disposal of equity interests where the equity interest disposed is a 
controlling interest. Input from stakeholders is welcomed on the scope of the adjustments for equity gains and losses, 
and in particular on whether gains and losses from controlling interests shall be excluded from the tax base of Amount 
A. 
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Financial Accounting Standard for illegal payments, including bribes and 
kickbacks; and fines or penalties, whether or not periodic.  


“Restated Period” means a period that a Covered Group is required to prepare 
restated financial accounts for according to relevant Qualifying Financial 
Accounting Standards.  


“Restatement(s)” means a restatement of Financial Accounting Profit (or Loss) of 
a Period(s) that preceded the current Period under a Qualifying Financial 
Accounting Standard. 


“Tax Expense (or Tax Income)” means the income tax (expense or income) 
included in calculating the Financial Accounting Profit (or Loss) of a Covered 
Group under a Qualifying Financial Accounting Standard. Tax Expense (or Tax 
Income) includes current and deferred income tax expense (or income) as 
recognised in the Financial Accounting Profit (or Loss) of the Covered Group. The 
definition of Tax Expense (or Tax Income) does not include interest charges for 
late payment of tax. 


Other definitions 


“Business Continuity Conditions” mean the following conditions:13  


(a) throughout the twelve months immediately preceding the Eligible 
Business Combination or Eligible Division, the Transferred Entity or 
Group or the part of the Predecessor Group that is transferred to the 
Covered Group carried on the same or similar business(es) as it did 
immediately before the Eligible Business Combination or Eligible 
Division; and 


(b) throughout the twenty-four months immediately following the Eligible 
Business Combination or Eligible Division, the Covered Group carries 
on the same or similar business(es) referred to in (a). 


“Commencement Date” is the date of entry into effect of the Multilateral Convention 
(MLC) implementing Amount A or [DATE], whichever comes last. 


“Eligible Business Combination” means an arrangement or transaction that is reported 
as a business combination in the Consolidated Financial Statements of a Covered 
Group, where:  


(a) an Entity that was not a Group Entity of another Group immediately before 
the arrangement or transaction is transferred such that the Entity constitutes 
a Group Entity of the Covered Group (the Transferred Entity), or  


(b) all or substantially all the assets and liabilities of another Group is 
transferred such that each of the transferred Group Entities of that other 
Group (the Transferred Group) constitutes a Group Entity of the Covered 


                                                
13 Commentaries will elaborate on the practical application of the Business Continuity Conditions (which apply to 
determine whether a Covered Group has any “Transferred Losses”); and the criteria to take into consideration in 
assessing whether one business is “the same or similar” to another. Input from stakeholders is welcomed on the 
operation of this test, in particular on the relevant criteria to be considered and the time periods for its prospective and 
retrospective application. 
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Group, and the non-transferred part of that other Group, if any, is not a 
Group separate from the Covered Group following the arrangement or 
transaction.14 


“Eligible Division” means an arrangement or transaction where the UPE of a single 
Group transfers all or substantially all its assets and liabilities to two or more Entities 
that each become the UPE of a new Group, including the Covered Group, in exchange 
for the pro rata issue to its shareholders of stock or securities representing the capital 
of these new Groups, provided the first-mentioned Group (the Predecessor Group) 
ceases to exist as a result of the arrangement or transaction.15 


“Eligible Prior Period” means: 


(a) In the case of a Covered Group, irrespective of whether it was a Covered 
Group in the prior Period(s):16 


(i) The earliest prior Period (if any) of a Covered Group in which, after 
making the adjustments set out in paragraph 2 of Article 5, there is an 
unapplied Financial Accounting Loss, and that either  


A. [begins][or][ends] on or after the Commencement Date, but 
[begins][or][ends] no more than [between five and fifteen]17 


                                                
14 The current draft definition of an Eligible Business Combination captures business combinations that involve either 
the transfer of a stand-alone Entity (i.e. an Entity that was not a member of another Group), or the transfer of all or 
substantially all of the assets and liabilities of a Group. The draft definition applies without regard to the specific legal 
form of an operation. In the case of the transfer of all or substantially all of the assets and liabilities of a Group, the 
draft definition provides that the Group must cease to exist separately from the Covered Group after the operation. For 
example, sub-paragraph (b) would cover the acquisition of 95% of an existing Group where the remaining 5% is 
liquidated; but it would not capture cases where, for example, one Group (Seller) sells part of its business to the 
Covered Group, where both the Seller and the Covered Group continue to exist as separate Groups following the 
operation. In the latter case, the losses (if any) that may have been incurred by the Seller prior to the transfer continue 
to be carried forward by the Seller following the transfer, i.e. the unrelieved losses continue to be carried forward at 
the level of the Group in which they were generated (the Seller). The categories of operations that should fall in the 
definition of an Eligible Business Combination are still under discussion, as well as whether a portion of losses should 
transfer on a transfer of a portion of the Group. Input from stakeholders is welcomed on these issues, as well as on 
whether other categories of business combinations should be included in this definition. 
15 The current draft definition of an Eligible Division captures only those divisions where the Predecessor Group 
(defined under this Title 9) ceases to exist following the operation. This would not capture, for example, operations 
where a Group spins off part of its business to its shareholders (forming a new Group), but continues to exist as the 
same Group – in which cases the losses (if any) continue to be carried forward in that first Group. The definition of an 
Eligible Division is still under discussion. Input from stakeholders is welcomed on this definition and on whether other 
types of divisions should be included.  
16 This current draft definition of “Eligible Prior Period” contains separate definitions depending on whether reference 
is made to an Eligible Prior Period of a Covered Group (sub-paragraph (a)), or of a Transferred Entity or Group or 
Predecessor Group (sub-paragraph (b)). In the case of a Covered Group, the draft rules identify the earliest prior 
Period with unapplied losses (i.e. historic losses that could give rise to Net Losses) that is within the specified time 
limitations, and all subsequent Period(s), if any. As such, the loss carry-forward regime follows a first-in-first-out 
approach. Input from stakeholders is welcomed on the operation of the current definition.   
17 The introduction of time limitations to loss carry-forward is still under discussion within the TFDE. Input from 
stakeholders is welcomed on this question.   


PILLAR ONE – AMOUNT A: DRAFT MODEL RULES FOR TAX BASE DETERMINATIONS © OECD 2022







 | 11 


calendar years prior to the beginning of the current Period 
(post-implementation losses); or 


B. [begins][or][ends] before the Commencement Date, but
[begins][or][ends] no more than (i) [between two and eight]18


calendar years prior to the Commencement Date, and (ii)
[between five and fifteen] calendar years prior to the beginning
of the current Period (pre-implementation losses); and


(ii) All Period(s) (if any) between the Eligible Prior Period determined
under sub-paragraph (i) and the current Period.


(b) In the case of a Transferred Entity or Group or Predecessor Group,
provided it was not a member, or part, of any other Group in the prior
Period(s), and irrespective of whether it was a Covered Group in the prior
Period(s):19


(i) The earliest Period (if any) of the Transferred Entity or Group or
Predecessor Group, prior to the Eligible Business Combination or
Eligible Division, that would be determined under sub-paragraph (a)(i)
(substituting a reference to “the Transferred Entity or Group”20 or “the
Predecessor Group”, as applicable, for the references to “the Covered
Group”); and


(ii) All Period(s) (if any) between the Eligible Prior Period determined
under sub-paragraph (b)(i) and the Eligible Business Combination or
Eligible Division.


“Joint Venture” means an arrangement where all the parties, or a group of the parties, 
have joint control and rights to the net assets of the arrangement and whose financial 
results are reported in the Consolidated Financial Statements of a Covered Group under 
the equity method under a Qualifying Financial Accounting Standard. 


“Controlling Interest” means an Ownership Interest that is sufficient to give the interest 
owner a controlling interest in the issuer under Qualifying Financial Accounting 
Standards. 


“Ownership Interest” means an equity interest that carries rights to the profits, capital 
or reserves of an Entity, determined as per the applicable Qualifying Financial 
Accounting Standard. 


18 The recognition of losses incurred prior to the introduction of Amount A, and the introduction of time limitations for 
the carry-forward of such losses, are still under discussion within the TFDE. Input from stakeholders is welcomed on 
this question.   
19 In the case of a Transferred Entity or Group, or a Predecessor Group, the current draft provides that the Eligible 
Prior Period(s) are determined in a manner analogous to that which applies in the case of a Covered Group. In 
particular, the same time limitations apply. However, only the Periods prior to the Eligible Business Combination or 
Eligible Division during which the Transferred Entity or Group, or Predecessor Group, was not a member or a part of 
another Group can be taken into consideration. Input from stakeholders is welcomed on the operation of the current 
definition. 
20 As the definition of a Financial Accounting Profit (or Loss) refers to Consolidated Financial Statements, the 
commentaries will clarify that, in case of Transferred Entity, reference should be made to the amount that would 
correspond to a Financial Accounting Loss based on its audited financial accounts. 
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“Predecessor Group”, of a Covered Group, means the Group of which the UPE has 
transferred part of its assets and liabilities to the UPE of a Covered Group in the context 
of an Eligible Division. 


“Transferred Entity or Group” means an Entity or Group brought under the control of 
the UPE of a Covered Group in the context of an Eligible Business Combination. 


“Transferred Losses” means: 


(a) in the case of an Eligible Business Combination, the total amount of
cumulative Financial Accounting Losses that exceeds the total amount of
cumulative Financial Accounting Profits of the Transferred Entity or
Group21 over the Eligible Prior Period(s), after making the adjustments set
out in paragraph 2 of Article 5;22


(b) in the case of an Eligible Division, the amount equal to A x B / C where23:


A is the total amount of cumulative Financial Accounting Losses that
exceeds the total amount of cumulative Financial Accounting Profits 
of the Predecessor Group over the Eligible Prior Period(s), after 
making the adjustments set out in paragraph 2 of Article 5. 


B is the net value of the assets transferred from the Predecessor Group to 
the Covered Group as a result of the Eligible Division. 


C is the total net value of the assets of the Predecessor Group immediately 
before the Eligible Division; 


(c) for the purposes of paragraphs (a) and (b)(A), any amount that would have
been a Transferred Loss of the Transferred Group or Predecessor Group
under sub-paragraph (b) of paragraph 3 of Article 5, if such Transferred
Group or Predecessor Group had itself been a Covered Group prior to the
Eligible Business Combination or Eligible Division, is added to the amount
determined under paragraph (a) or (b)(A).24


21 As the definition of a Financial Accounting Profit (or Loss) refers to Consolidated Financial Statements, the 
commentaries will clarify that, in case of Transferred Entity, reference should be made to the amount that would 
correspond to a Financial Accounting Loss based on its audited financial accounts. 
22 The current draft mirrors the general rule in sub-paragraph (a) of paragraph 3 of Article 5 for the purposes of 
calculating the amount of Transferred Losses arising from an Eligible Business Combination. Together with paragraph 
(c) of this definition, it is intended to ensure consistency in the application of the Amount A tax base rules for the
purposes of computing Transferred Losses.
23 The current draft sets out the method to calculate, and allocate, the amount of Transferred Losses arising from an 
Eligible Division. It provides, first, that losses are computed at the level of the Predecessor Group (following rules that 
mirror the general rule in sub-paragraph (a) of paragraph 3 of Article 5; see also sub-paragraph (c) of this definition); 
and, second, that this amount is allocated among the ‘successor’ Groups – including the Covered Group – on the basis 
of a proxy (net asset value). Commentaries will elaborate on the specific method to calculate net asset value for the 
purposes of items B and C. Input from stakeholders is welcomed on the operation of this definition, as well as on the 
method to determine the net asset value.  
24 The current draft addresses situations in which there have been successive business reorganisations that could 
have given rise to Transferred Losses (e.g. if a Predecessor Group previously acquired another Group in an operation 
that could have qualified as an Eligible Business Combination; if a Transferred Group is a new Group resulting from a 
prior division that could have qualified as an Eligible Division). It mirrors sub-paragraph (b) of paragraph 3 of Article 5 
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to ensure that the calculation of Transferred Losses takes such prior business reorganisations into account (subject to 
the same conditions and time limitations). This way, the Amount A tax base rules apply consistently to compute the 
amount of losses that can be recognised at the level of the Transferred Group or Predecessor Group, as compared to 
the Covered Group. Input from stakeholders is welcomed on the operation of this definition. 
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Ergebnis des Koalitionsausausschusses 


vom 23. Februar 2022 


 


 


10 Entlastungschritte für unser Land 


 


 


1. Unterstützung bei den Stromkosten – EEG-Umlage fällt weg 


 


Angesichts der gestiegenen Strompreise für Verbraucherinnen und Verbraucher sowie 


für die Wirtschaft wird die Umlage nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) 


bereits zum 1. Juli 2022 entfallen. Die Koalition verbindet damit die Erwartung, dass die 


Stromanbieter die sich daraus ergebende Entlastung der Endverbraucher in Höhe von 


3,723 ct/kWh in vollem Umfang weitergeben. Die Übertragungsnetzbetreiber werden 


verpflichtet, die EEG-Umlage angesichts veränderter Rahmenbedingungen unterjährig 


neu zu berechnen. Die Ausnahmen, die an die EEG-Umlage gekoppelt sind, werden 


ebenso wie die Ausnahmen von den Energiesteuern sowie Kompensationsregeln mit 


Wirkung zum 1. Januar 2023 überprüft und angepasst.  


 


 


2. Unterstützung bei der Steuer – Arbeitnehmerpauschbetrag wird erhöht 


 


Um Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zu unterstützen, wird der Arbeitnehmer-


pauschbetrag bei der Einkommensteuer um 200 Euro auf 1.200 Euro erhöht. Dieser 


erhöhte Freibetrag gilt rückwirkend ab dem 1. Januar 2022.  


 


 


3. Unterstützung bei der Steuer – Grundfreibetrag wird erhöht 


 


Außerdem wird der Grundfreibetrag bei der Einkommensteuer von derzeit 9.984 Euro 


um 363 Euro auf 10.347 Euro angehoben. Dieser erhöhte Freibetrag gilt rückwirkend 


ab dem 1. Januar 2022.  


 


 


4. Unterstützung für Fernpendler – Fernpendlerpauschale wird angehoben 


 


Angesichts der gestiegenen Preise für Mobilität wird die am 1. Januar 2024 anstehende 


Erhöhung der Pauschale für Fernpendler (ab dem 21. Kilometer) sowie der 


Mobilitätsprämie vorgezogen. Sie beträgt damit rückwirkend ab dem 1. Januar 2022 38 


Cent. Die Bundesregierung strebt noch in dieser Legislaturperiode eine Neuordnung 


der Pendlerpauschale an, die ökologisch-soziale Belange der Mobilität besser 


berücksichtigt.  
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5. Unterstützung für Bedürftige – Coronazuschuss wird eingeführt 


 


Erwachsende Beziehende von existenzsichernden Leistungen werden mit einer 


Einmalzahlung in Höhe von 100 Euro unterstützt. Davon profitieren insbesondere 


diejenigen, die Arbeitslosengeld II oder Grundsicherung erhalten.  


 


 


6. Unterstützung für Kinder – Sofortzuschlag für von Armut betroffene Kinder 


kommt 


 


Der im Koalitionsvertrag vereinbarte Sofortzuschlag für von Armut betroffene Kinder 


wird zum 1. Juli 2022 auf den Weg gebracht. Er soll in Höhe von 20 Euro pro Monat bis 


zur Einführung der Kindergrundsicherung denjenigen Kindern helfen, die besondere 


finanzielle Unterstützung brauchen. 


 


 


7. Unterstützung für Geringverdienende – Erhöhung des Mindestlohns kommt 


 


Die heute vom Bundeskabinett beschlossene Anhebung des Mindestlohns auf 12 Euro 


sorgt für eine Erhöhung des Nettoeinkommens für viele Millionen Arbeitnehmerinnen 


und Arbeitnehmer. Der Deutsche Bundestag wird das entsprechende Gesetz zügig 


beschließen.  


 


 


8. Unterstützung bei der Steuer – Corona-Hilfe-Paket kommt 


 


Zur Entlastung von Bürokratie und Abgaben in der Pandemie hat die Bundesregierung 


das Vierte Corona-Steuerhilfegesetz beschlossen, das im Wesentlichen folgende 


Maßnahmen enthält:  


• Erweiterte Verlustverrechnung (Betriebsverluste der Jahre 2022 und 2023 können 


bis 10 Millionen Euro auf die zwei unmittelbar vorangegangenen Jahre 


zurückgetragen und mit den entsprechenden Gewinnen verrechnet werden) ,  


• Verlängerung degressive Abschreibung um ein Jahr (auch in 2022 getätigte 


Investitionen sollen degressiv abgeschrieben werden können), 


• Verlängerung Home-Office-Pauschale von jährlich maximal 600 Euro um ein Jahr.  


• Steuerbefreiung Zuschüsse zum Kurzarbeitergeld (freiwillige Aufstockungen des 


Arbeitsgebers sollen bis zum 30.06.2022 steuerfrei sein),  


• Steuerfreiheit für den Corona-Pflegebonus (auch für 2022 soll es einen neuen 


einmaligen Steuerfreibetrag für Beschäftige in Pflegebereichen von max. 3.000 


Euro geben) und 


• Verlängerung Abgabe der Steuererklärungen für 2020, 2021 und 2022 (die 


Abgabefrist für die Steuererklärungen des Jahres 2020 durch Steuerberater soll bis 


zum 31. August 2022 verlängert werden. Zugunsten aller Steuerpflichtigen wird 
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auch die Abgabefrist für die Steuererklärungen der Jahre 2021 und 2022 


verlängert.) 


Der Deutsche Bundestag wird das Gesetz zügig beschließen.  


 


 


9. Unterstützung für Beschäftigte und Unternehmen – Kurzarbeitergeld wird 


verlängert 


 


Die Bundesregierung hat die zum 31. März 2022 auslaufenden Sonderreglungen beim 


Kurzarbeitergeld bis zum 30. Juni 2022 verlängert (Höchstdauer von bisher 24 Monaten 


auf 28 Monate, Regelungen zu den erhöhten Leistungssätzen bei längerer Kurzarbeit, 


Anrechnungsfreiheit von Mini-Jobs, Zugangserleichterungen).  


 


 


10. Heizkostenzuschuss kommt 


 


Der von der Bundesregierung beschlossene einmalige Heizkostenzuschuss für 


Wohngeldbeziehende, Studierende, Schülerinnen und Schüler sowie Auszubildende 


mit unterstützenden Leistungen wird zügig vom Deutschen Bundestag verabschiedet. 


Vor dem Hintergrund stark gestiegener Energiepreise erhalten Empfängerinnen und 


Empfänger von Wohngeld 135 Euro (und Wohngeld-Haushalte mit zwei Personen 175 


Euro sowie pro weiterem Familienmitglied 35 Euro), Azubis und Studierende im Bafög-


Bezug 115 Euro pro Person. Der Heizkostenzuschuss soll im Sommer gezahlt werden, 


wenn in der Regel die Heizkosten- oder Nebenkostenabrechnungen anstehen. 
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Einführung 


(1) 1Die Körperschaftsteuer-Richtlinien 2022 (KStR 2022) behandeln Anwendungs- und Auslegungsfragen von 
allgemeiner Bedeutung, um eine einheitliche Anwendung des Körperschaftsteuerrechts durch die Behörden der 
Finanzverwaltung sicherzustellen. 2Sie geben außerdem zur Vermeidung unbilliger Härten und aus Gründen 
der Verwaltungsvereinfachung Anweisungen an die Finanzämter, wie in bestimmten Fällen verfahren werden 
soll. 


(2) Die Körperschaftsteuer-Richtlinien 2022 gelten, soweit sich aus ihnen nichts anderes ergibt, vom VZ 2022 
an. 


(3) Anordnungen, die mit den nachstehenden Richtlinien im Widerspruch stehen, sind nicht mehr anzuwenden. 


(4) Diese Allgemeine Verwaltungsvorschrift tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. 


R 1.1 Unbeschränkte Steuerpflicht 


(1) 1Die Aufzählung der Körperschaften, Personenvereinigungen und Vermögensmassen in § 1 Abs. 1 KStG ist 
abschließend. 2Sie kann nicht im Wege der Auslegung erweitert werden. 


(2) 1Zu den sonstigen juristischen Personen des privaten Rechts i. S. d. § 1 Abs. 1 Nr. 4 KStG gehören 
eingetragene Vereine (§ 21 BGB), wirtschaftliche Vereine (§ 22 BGB) und rechtsfähige privatrechtliche 
Stiftungen (§ 80 BGB). 2Rechtsfähige Stiftungen des öffentlichen Rechts (§ 89 BGB) fallen nicht unter § 1 Abs. 1 
Nr. 4 KStG; insoweit ist ggf. § 1 Abs. 1 Nr. 6 KStG zu prüfen. 


(3) 1§ 1 Abs. 1 Nr. 6 KStG bezieht sich ausschließlich auf inländische jPöR. 2Die Steuerpflicht ausländischer 
jPöR richtet sich nach § 2 Nr. 1 KStG. 


(4) 1Die Steuerpflicht beginnt bei Genossenschaften (§ 1 Abs. 1 Nr. 2 KStG) nicht erst mit der Erlangung der 
Rechtsfähigkeit durch die Eintragung in das Genossenschaftsregister (§ 13 GenG), sondern erstreckt sich auch 
auf die mit Abschluss des Statuts (§ 5 GenG) errichtete Vorgenossenschaft, d. h. die Genossenschaft im 
Gründungsstadium. 2Für rechtsfähige Vereine sind die vorgenannten Grundsätze sinngemäß anzuwenden. 
3Genossenschaften i. S. d. § 1 Abs. 1 Nr. 2 KStG sind sowohl eingetragene als auch nichtrechtsfähige 
Genossenschaften. 4Bei Versicherungsvereinen auf Gegenseitigkeit (§ 1 Abs. 1 Nr. 3 KStG) beginnt die 
Steuerpflicht mit der aufsichtsbehördlichen Erlaubnis zum Geschäftsbetrieb, bei den anderen juristischen 
Personen des privaten Rechts (§ 1 Abs. 1 Nr. 4 KStG) durch staatliche Genehmigung, Anerkennung oder 
Verleihung. 5Nichtrechtsfähige Vereine, Anstalten, Stiftungen oder andere Zweckvermögen des privaten Rechts 
(§ 1 Abs. 1 Nr. 5 KStG) entstehen durch Errichtung, Feststellung der Satzung oder Aufnahme einer 
geschäftlichen Tätigkeit. 6JPöR werden mit ihren BgA (§ 1 Abs. 1 Nr. 6 KStG) mit der Aufnahme der 
wirtschaftlichen Tätigkeit unbeschränkt steuerpflichtig. 


(5) 1Ein Zweckvermögen des Privatrechts i. S. d. § 1 Abs. 1 Nr. 5 KStG liegt vor, wenn ein selbständiges 
Sondervermögen gebildet wird, das durch Widmung einem bestimmten Zweck dient. 2Dazu gehören u. a. 
Sammelvermögen i. S. d. § 1914 BGB. 3Inländische Investmentfonds und inländische Spezial-Investmentfonds 
gelten nach § 6 Abs. 1 Satz 1 und § 29 Abs. 1 InvStG als Zweckvermögen. 4Ausländische Investmentfonds und 
ausländische Spezial-Investmentfonds gelten nach § 6 Abs. 1 Satz 2 und § 29 Abs. 1 InvStG als beschränkt 
steuerpflichtige Vermögensmassen. 


R 1.2 Familienstiftungen 


1Die Verordnung über die Steuerbegünstigung von Stiftungen, die an die Stelle von Familienfideikommissen 
getreten sind, vom 13.2.1926 (RGBl. I S. 101) ist noch anzuwenden. 2Da die Verordnung sich auf einen 
Sondertatbestand bezieht, kann sie auf andere als die in ihr bezeichneten Stiftungen nicht entsprechend 
angewendet werden. 
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R 2 Beschränkte Steuerpflicht 


(1) 1Die beschränkte Körperschaftsteuerpflicht beginnt bei Personen i. S. d. § 2 Nr. 1 KStG, sobald inländische 
Einkünfte i. S. d. § 49 EStG vorliegen; bei Personen i. S. d. § 2 Nr. 2 KStG, sobald inländische Einkünfte 
insbesondere i. S. d. § 43 EStG vorliegen, von denen ein Steuerabzug vorzunehmen ist. 2Sie endet, wenn keine 
inländischen Einkünfte mehr erzielt werden.  


(2) § 2 Nr. 2 KStG gilt aufgrund der Vorschrift des § 3 Abs. 2 KStG nicht für Hauberg-, Wald-, Forst- und 
Laubgenossenschaften und ähnliche Realgemeinden. 


R 4.1 Betriebe gewerblicher Art von juristischen Personen des öffentlichen Rechts 


Betrieb gewerblicher Art 


(1) 1JPöR sind insbesondere die Gebietskörperschaften (Bund, Länder, Gemeinden, Gemeindeverbände), 
Zweckverbände, die öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften, die Innungen, Handwerkskammern, 
Industrie- und Handelskammern und sonstige Gebilde, die aufgrund öffentlichen Rechts eigene 
Rechtspersönlichkeit besitzen. 2Dazu gehören neben Körperschaften auch Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts, z. B. Rundfunkanstalten des öffentlichen Rechts.  


(2) 1Der Begriff >Einrichtung setzt nicht voraus, dass die Tätigkeit im Rahmen einer im Verhältnis zur sonstigen 
Betätigung verselbständigten Abteilung ausgeübt wird; sie kann auch innerhalb des allgemeinen Betriebs 
miterledigt werden. 2Die Beteiligung einer jPöR an einer Kapitalgesellschaft begründet grundsätzlich keinen 
eigenständigen BgA. 3Die Beteiligung einer jPöR an einer Kapitalgesellschaft stellt einen BgA dar, wenn mit ihr 
tatsächlich ein entscheidender Einfluss auf die laufende Geschäftsführung des Unternehmens ausgeübt wird. 
4Eine geringfügige Beteiligung stellt einen BgA dar, wenn die jPöR zusammen mit anderen jPöR die 
Kapitalgesellschaft beherrscht und im Zusammenwirken mit diesen jPöR tatsächlich einen entscheidenden 
Einfluss auf die Geschäftsführung der Gesellschaft ausübt. 5Die Beteiligung an einer ausschließlich 
vermögensverwaltend tätigen Kapitalgesellschaft ist kein BgA. 


(3) 1Die verschiedenen Tätigkeiten der jPöR sind für sich zu beurteilen. 2Lässt sich eine Tätigkeit nicht klar dem 
hoheitlichen oder dem wirtschaftlichen Bereich zuordnen, ist nach § 4 Abs. 5 KStG auf die >überwiegende 
Zweckbestimmung der Tätigkeit abzustellen. 3Verschiedene wirtschaftliche Tätigkeiten sind als Einheit zu 
behandeln, wenn dies der Verkehrsauffassung entspricht. 


(4) 1Eine Einrichtung kann auch dann angenommen werden, wenn Betriebsmittel, z. B. Maschinen oder 
Personal, sowohl im hoheitlichen als auch im wirtschaftlichen Bereich eingesetzt werden, sofern eine zeitliche 
Abgrenzung (zeitlich abgegrenzter Einsatz für den einen oder anderen Bereich) möglich ist. 2Ein wichtiges 
Merkmal für die wirtschaftliche Selbständigkeit der ausgeübten Tätigkeit und damit für die Annahme einer 
Einrichtung ist darin zu sehen, dass der Jahresumsatz i. S. v. § 1 Abs. 1 Nr. 1 UStG aus der wirtschaftlichen 
Tätigkeit den Betrag von 130 000 Euro übersteigt. 3Für die wirtschaftliche Selbständigkeit der Einrichtung ist es 
unerheblich, wenn die Bücher bei einer anderen Verwaltung geführt werden.  


(5) 1In der Tatsache, dass der Jahresumsatz i. S. v. § 1 Abs. 1 Nr. 1 UStG 45 000 Euro nachhaltig übersteigt, 
ist ein wichtiger Anhaltspunkt dafür zu sehen, dass die Tätigkeit von einigem >wirtschaftlichen Gewicht ist. 
2I. d. R. kann deshalb bei diesem Jahresumsatz davon ausgegangen werden, dass die Tätigkeit sich innerhalb 
der Gesamtbetätigung der jPöR wirtschaftlich heraushebt. 3Dagegen kommt es für das Gewicht der ausgeübten 
Tätigkeit weder auf das im BFH-Urteil vom 11.1.1979 (V R 26/74, BStBl II S. 746) angesprochene Verhältnis 
der Einnahmen aus der wirtschaftlichen Tätigkeit zum Gesamthaushalt der jPöR noch auf das im BFH-Urteil 
vom 14.4.1983 (V R 3/79, BStBl II S. 491) angesprochene Verhältnis der Einnahmen aus der wirtschaftlichen 
Tätigkeit zu einem bestimmten Teil des Gesamthaushalts der jPöR an. 4Wird ein nachhaltiger Jahresumsatz 
von über 45 000 Euro im Einzelfall nicht erreicht, ist ein BgA nur anzunehmen, wenn hierfür besondere Gründe 
von der Körperschaft vorgetragen werden. 5Solche Gründe sind insbesondere gegeben, wenn die jPöR mit ihrer 
Tätigkeit zu anderen Unternehmen unmittelbar in Wettbewerb tritt. 6In den Fällen der Verpachtung eines BgA 
ist darauf abzustellen, ob die Einrichtung beim Verpächter einen BgA darstellen würde. 7Dabei kommt es für die 
Frage, ob die Tätigkeit von einigem Gewicht ist, auf die Umsätze des Pächters an. 


(6) 1Zu den BgA gehören nicht >land- und forstwirtschaftliche Betriebe von jPöR. 2Den land- und 
forstwirtschaftlichen Betrieben zuzurechnen sind auch die land- und forstwirtschaftlichen Nebenbetriebe. 3Auch 
die Verpachtung eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebs durch eine jPöR begründet keinen BgA. 
4Dagegen sind Einkünfte aus land- und forstwirtschaftlicher Tätigkeit, die in einem BgA anfallen, steuerpflichtig. 


Kapitalgesellschaften 


(7) Kapitalgesellschaften, an denen die jPöR beteiligt ist, werden nach den für diese Rechtsform geltenden 
Vorschriften besteuert.  
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R 4.2 Zusammenfassung von Betrieben gewerblicher Art 


1Die Zusammenfassung mehrerer BgA ist unter den Voraussetzungen des § 4 Abs. 6 KStG zulässig. 2Das gilt 
auch für die Zusammenfassung von Einrichtungen, die mangels Gewicht keinen BgA darstellen, zu einem BgA, 
und die Zusammenfassung solcher Einrichtungen mit BgA. 3Die Zusammenfassung von Verpachtungsbetrieben 
ist jedoch ausschließlich nach § 4 Abs. 6 Satz 1 Nr. 1 KStG zulässig; hierfür ist die jeweilige Tätigkeit des 
Pächters maßgeblich. 4Ein BgA, der auch Dauerverlustgeschäfte i. S. d. § 8 Abs. 7 KStG ausübt, kann 
Organträger sein, wenn er insgesamt ein gewerbliches Unternehmen i. S. d. § 14 Abs. 1 KStG ist. 5Eine 
Zusammenfassung von Gewinn- und Verlustbetrieben mittels Organschaft ist auch in diesen Fällen nur zulässig, 
wenn diese als BgA nach § 4 Abs. 6 KStG hätten zusammengefasst werden können. 


R 4.3 Verpachtungsbetriebe gewerblicher Art 


- unbesetzt - 


R 4.4 Hoheitsbetriebe 


(1) 1Eine Ausübung der öffentlichen Gewalt kann insbesondere anzunehmen sein, wenn es sich um Leistungen 
handelt, zu deren Annahme der Leistungsempfänger aufgrund gesetzlicher oder behördlicher Anordnung 
verpflichtet ist. 2Zu den Hoheitsbetrieben können z. B. gehören: Wetterwarten, Schlachthöfe in Gemeinden mit 
Schlachtzwang, Anstalten zur Lebensmitteluntersuchung, zur Desinfektion, zur Straßenreinigung und zur 
Abführung von Abwässern und Abfällen.  


(2) 1Die Verwertung bzw. Veräußerung von Material oder Gegenständen aus dem hoheitlichen Bereich einer 
jPöR (sog. Hilfsgeschäfte) ist dem hoheitlichen Bereich zuzuordnen. 2Das gilt z. B. für den An- und Verkauf von 
Dienstkraftfahrzeugen auch dann, wenn die Veräußerung regelmäßig vor Ablauf der wirtschaftlichen 
Nutzungsdauer erfolgt. 3Die Anzahl der von der Beschaffungsstelle vorgenommenen An- und Verkäufe ist dabei 
unbeachtlich.  


R 4.5 Abgrenzung in Einzelfällen 


(1) 1Die Behandlung der Mitglieder eines >Trägers der Sozialversicherung in seinen eigenen 
Rehabilitationseinrichtungen ist eine hoheitliche Tätigkeit. 2An dieser Zuordnung zum Hoheitsbereich ändert 
sich nichts, wenn die Tätigkeit von einem anderen Sozialversicherungsträger übernommen wird. 3Eine 
wirtschaftliche Tätigkeit, die unter den Voraussetzungen des R 4.1 Abs. 2 bis 5 ein BgA ist, liegt jedoch dann 
vor, wenn ein Sozialversicherungsträger in seinen Rehabilitationseinrichtungen gegen Entgelt auch Mitglieder 
privater Versicherungen oder Privatpersonen behandelt. 4Von der Prüfung dieser Frage kann abgesehen 
werden, wenn die Anzahl der Behandlungen von Mitgliedern privater Versicherungen oder von Privatpersonen 
5 % der insgesamt behandelten Fälle nicht übersteigt. 


(2) Sind Schülerheime öffentlicher Schulen erforderlich, um den Unterrichts- oder Erziehungszweck zu 
erreichen, ist der Betrieb der Schülerheime als Erfüllung einer öffentlich-rechtlichen Aufgabe anzusehen. 


(3) Gemeindeeigene Schlachtviehmärkte sind im Gegensatz zu gemeindeeigenen (Nutz- und Zucht-) 
>Viehmärkten Hoheitsbetriebe. 


(4) 1Der Betrieb von Parkuhren oder von Parkscheinautomaten ist als Ausübung öffentlicher Gewalt anzusehen, 
soweit er im Rahmen der Straßenverkehrsordnung durchgeführt wird. 2Die Bereitstellung von öffentlichen 
Parkflächen in Parkhäusern, Tiefgaragen oder zusammenhängenden Parkflächen außerhalb öffentlicher 
Straßen ist dagegen als wirtschaftliche Tätigkeit anzusehen (Verkehrsbetrieb i. S. d. § 4 Abs. 3 KStG); dies gilt 
auch dann, wenn sich die jPöR aufgrund einer Benutzungssatzung oder einer Widmung zum öffentlichen 
Verkehr der Handlungsform des öffentlichen Rechts bedient. 3Die Parkraumüberlassung durch eine jPöR an 
ihre Bediensteten bzw. durch eine öffentlich-rechtliche Hochschule an ihre Studenten ist als 
Vermögensverwaltung anzusehen, soweit sie ohne weitere Leistungen erfolgt. 


(5) 1Wird ein gemeindliches Schwimmbad sowohl für das Schulschwimmen als auch für den öffentlichen 
Badebetrieb genutzt, ist unabhängig davon, welche Nutzung überwiegt, die Nutzung für den öffentlichen 
Badebetrieb grundsätzlich als wirtschaftlich selbständige Tätigkeit i. S. d. R 4.1 Abs. 4 anzusehen. 2Unter den 
Voraussetzungen des R 4.1 Abs. 5 ist ein BgA anzunehmen. 
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(6) 1Die Verwertung und Beseitigung von in ihrem Gebiet anfallenden und überlassenen Abfällen aus privaten 
Haushaltungen durch öffentlich-rechtliche Entsorgungsträger nach § 20 Abs. 1 Kreislaufwirtschaftsgesetz 
(Abfallentsorgung) ist eine hoheitliche Tätigkeit. 2Für Abfälle aus anderen Herkunftsbereichen als privaten 
Haushaltungen (sog. Gewerbemüll) gilt dies nur, soweit es sich um Abfälle zur Beseitigung handelt. 3Deshalb 
ist auch die entgeltliche Abgabe dieser Abfälle selbst oder der aus diesen Abfällen gewonnenen Stoffe oder 
Energie steuerlich dem hoheitlichen Bereich zuzuordnen und als hoheitliches Hilfsgeschäft (>R 4.4 Abs. 2) 
anzusehen. 4Eine wirtschaftliche Tätigkeit, die unter den Voraussetzungen des R 4.1 Abs. 2 bis 5 zur Annahme 
eines BgA führt, liegt allerdings dann vor, wenn die veräußerten Stoffe oder die veräußerte Energie nicht 
überwiegend aus Abfällen gewonnen werden. 5Bei der Abgrenzung ist vom Brennwert der eingesetzten Abfälle 
und sonstigen Brennstoffe auszugehen. 6Das getrennte Einsammeln wiederverwertbarer Abfälle und die 
entgeltliche Veräußerung dieser Abfälle oder der aus den Abfällen gewonnenen Stoffe oder Energie durch die 
auf Grund von Vorgaben aus Abfallverordnungen entsorgungspflichtige Körperschaft ist steuerlich ebenfalls als 
hoheitliche Tätigkeit anzusehen. 7Dagegen sind die entsorgungspflichtigen Körperschaften wirtschaftlich tätig, 
wenn sie aufgrund von privatrechtlichen Vereinbarungen Aufgaben im Rahmen des in § 22 Abs. 3, 4 und 9 des 
Verpackungsgesetzes vom 5.7.2017 (BGBl. I S. 2234) bezeichneten Systems durchführen. 8Dies gilt auch für 
die folgenden Leistungen, die die entsorgungspflichtigen Körperschaften für das System erbringen: Erfassung 
von Verkaufsverpackungen, Öffentlichkeitsarbeit, Wertstoffberatung, Zurverfügungstellung und Reinigung von 
Containerstellplätzen. 9Soweit der öffentlich-rechtliche Entsorgungsträger sich gegenüber dem 
Gewerbetreibenden vertraglich dazu verpflichtet, den bei diesem anfallenden Gewerbemüll zu verwerten, liegt 
insoweit kein Abfall zur Beseitigung vor, so dass insoweit eine wirtschaftliche Tätigkeit anzunehmen ist. 


(7) 1>Kurbetriebe einer Gemeinde stellen unter den Voraussetzungen der R 4.1 Abs. 2 bis 5 BgA dar. 2Das gilt 
unabhängig davon, ob eine Kurtaxe z. B. als öffentlich-rechtliche Abgabe erhoben wird.  


(8) 1Die entgeltliche Übertragung des Rechts, Werbung an Fahrzeugen des Fuhrparks einer jPöR anzubringen, 
stellt grundsätzlich keine einen BgA begründende Tätigkeit dar. 2Das Entgelt erhöht jedoch die Einnahmen 
eines BgA, wenn die Fahrzeuge diesem zugeordnet sind. 3Ein eigenständiger BgA kann im Einzelfall vorliegen, 
wenn im Zusammenhang mit der Werbung Leistungen erbracht werden, die über die bloße 
Zurverfügungstellung der Werbeflächen hinausgehen.  


(9) Bei der Tätigkeit der Gutachterausschüsse i. S. d. §§ 192 ff. BauGB für Privatpersonen (z. B. 
Wertermittlungstätigkeit) handelt es sich um eine wirtschaftliche Tätigkeit. 


R 5.1 Kapitalertragsteuer bei wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben 


- unbesetzt - 


R 5.2 Allgemeines zu Pensions-, Sterbe-, Kranken- und Unterstützungskassen 


(1) 1Als Pensionskassen sind sowohl die in § 1b Abs. 3 Satz 1 BetrAVG als solche bezeichneten rechtsfähigen 
Versorgungseinrichtungen als auch rechtlich unselbständige Zusatzversorgungseinrichtungen des öffentlichen 
Dienstes i. S. d. § 18 BetrAVG anzusehen, die den Leistungsberechtigten (Arbeitnehmer und Personen i. S. d. 
§ 17 Abs. 1 Satz 2 BetrAVG sowie deren Hinterbliebene) auf ihre Leistungen einen Rechtsanspruch gewähren. 
2Bei Sterbekassen handelt es sich um Einrichtungen, welche die Versicherung auf den Todesfall unter 
Gewährung eines Rechtsanspruchs auf die Leistung betreiben. 3Krankenkassen fallen unter die Vorschrift, 
wenn sie das Versicherungsgeschäft betriebsbezogen wahrnehmen. 4Eine Unterstützungskasse ist eine 
rechtsfähige Versorgungseinrichtung, die auf ihre Leistungen keinen Rechtsanspruch gewährt (§ 1b Abs. 4 
BetrAVG). 


(2) Für die Steuerbefreiung genügt es, wenn die Voraussetzungen des § 5 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe d KStG am 
Ende des VZ erfüllt sind. 


(3) 1Die Art der Anlage oder Nutzung des Kassenvermögens darf nicht dazu führen, dass die Kasse sich durch 
die mit der Vermögensverwaltung verbundene Tätigkeit selbst einen weiteren satzungsgemäß nicht bestimmten 
Zweck gibt. 2Kassen, die als Bauherr auftreten, werden körperschaftsteuerpflichtig, wenn sie sich durch diese 
Tätigkeit einen neuen Zweck setzen. 
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R 5.3 Leistungsempfänger bei Pensions-, Sterbe-, Kranken- und 
Unterstützungskassen 


(1) 1Steuerbefreite Kassen müssen sich auf Zugehörige oder frühere Zugehörige einzelner oder mehrerer 
wirtschaftlicher Geschäftsbetriebe oder der Spitzenverbände der freien Wohlfahrtspflege einschließlich deren 
Untergliederungen, Einrichtungen und Anstalten und sonstiger gemeinnütziger Wohlfahrtsverbände oder auf 
Arbeitnehmer sonstiger Körperschaften, Personenvereinigungen oder Vermögensmassen beschränken. 2Unter 
dem Begriff der Zugehörigen sind einerseits Arbeitnehmer und die in einem arbeitnehmerähnlichen Verhältnis 
stehenden Personen zu verstehen, andererseits aber auch solche Personen, für die der Betrieb durch ihre 
soziale Abhängigkeit oder eine sonstige enge Bindung als Mittelpunkt der Berufstätigkeit anzusehen ist (z. B. 
Unternehmer und Gesellschafter). 3Frühere Zugehörige müssen die Zugehörigkeit zu der Kasse durch ihre 
Tätigkeit in den betreffenden Betrieben oder Verbänden erworben haben. 4Es ist nicht notwendig, dass die 
Kasse schon während der Zeit der Tätigkeit des Betriebsangehörigen bestanden hat. 5Als 
arbeitnehmerähnliches Verhältnis ist i. d. R. ein Verhältnis von einer gewissen Dauer bei gleichzeitiger sozialer 
Abhängigkeit, ohne dass Lohnsteuerpflicht besteht, anzusehen. 6Arbeitnehmer, die über den Zeitpunkt der 
Pensionierung hinaus im Betrieb beschäftigt werden, sind Zugehörige i. S. d. Gesetzes. 


(2) Nach § 1 Nr. 1 KStDV darf die Mehrzahl der Personen, denen die Leistungen der Kasse zugutekommen 
sollen (Leistungsempfänger), sich nicht aus dem Unternehmer oder dessen Angehörigen und bei 
Gesellschaften nicht aus den Gesellschaftern oder deren Angehörigen zusammensetzen.  


(3) 1Der Pensions- oder Unterstützungskasse eines inländischen Unternehmens geht die Steuerfreiheit nicht 
dadurch verloren, dass zu ihren Leistungsempfängern Arbeitnehmer gehören, die das inländische Unternehmen 
zur Beschäftigung bei seinen ausländischen Tochtergesellschaften oder Betriebsstätten abgeordnet hat. 2Auch 
die Mitgliedschaft anderer, auch ausländischer, Arbeitnehmer der ausländischen Tochtergesellschaften oder 
Betriebsstätten des inländischen Unternehmens ist für die Kasse steuerunschädlich, wenn für diese 
Arbeitnehmer von der ausländischen Tochtergesellschaft oder Betriebsstätte entsprechende Beiträge 
(Zuwendungen) an die Kasse des inländischen Unternehmens abgeführt werden.  


(4) Bei Unterstützungskassen muss den Leistungsempfängern oder den Arbeitnehmervertretungen des 
Betriebs oder der Dienststelle satzungsgemäß und tatsächlich das Recht zustehen, an der Verwaltung 
sämtlicher Beträge, die der Kasse zufließen, beratend mitzuwirken. 


R 5.4 Vermögensbindung bei Pensions-, Sterbe-, Kranken- und 
Unterstützungskassen 


(1) 1Bei Kassen, deren Vermögen bei ihrer Auflösung vorbehaltlich der Regelung in § 6 KStG satzungsgemäß 
für ausschließlich gemeinnützige oder mildtätige Zwecke zu verwenden ist, gilt § 61 Abs. 1 AO sinngemäß. 2Bei 
einer Unterstützungskasse in der Rechtsform einer privatrechtlichen Stiftung ist es nicht zu beanstanden, wenn 
die Stiftung in ihre Verfassung die Bestimmung aufnimmt, dass das Stiftungskapital ungeschmälert zu erhalten 
ist, um dadurch zu verhindern, dass sie neben ihren Erträgen und den Zuwendungen vom Trägerunternehmen 
auch ihr Vermögen uneingeschränkt zur Erbringung ihrer laufenden Leistungen einsetzen muss. 3In einer 
solchen Bestimmung ist kein Verstoß gegen das Erfordernis der dauernden Vermögenssicherung für Zwecke 
der Kasse zu erblicken. 4Durch die satzungsgemäß abgesicherte Vermögensbindung ist nämlich gewährleistet, 
dass das Stiftungsvermögen im Falle der Auflösung der Stiftung nicht an den Stifter zurückfließt, sondern nur 
den Leistungsempfängern oder deren Angehörigen zugutekommt oder für ausschließlich gemeinnützige oder 
mildtätige Zwecke zu verwenden ist.  


(2) 1Bei einer Darlehensgewährung der Unterstützungskasse an das Trägerunternehmen muss gewährleistet 
sein, dass die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des Betriebs in ausreichendem Maße für die Sicherheit der 
Mittel bürgt. 2Ist diese Voraussetzung nicht gegeben, müssen die Mittel der Kasse in angemessener Frist aus 
dem Betrieb ausgesondert und in anderer Weise angelegt werden.  


(3) 1Nach § 1b Abs. 4 BetrAVG wird ein aus dem Betrieb vor Eintritt des Versorgungsfalles ausscheidender 
Arbeitnehmer, der seine betriebliche Altersversorgung von der Unterstützungskasse des Betriebs erhalten 
sollte, bei Erfüllung der Voraussetzungen hinsichtlich der Leistungen so gestellt, wie wenn er weiterhin zum 
Kreis der Begünstigten der Unterstützungskasse des Betriebs gehören würde. 2Bei Eintritt des Versor-
gungsfalles hat die Unterstützungskasse dem früheren Arbeitnehmer und seinen Hinterbliebenen mindestens 
den nach § 2 Abs. 1 BetrAVG berechneten Teil der Versorgung zu gewähren (§ 2 Abs. 4 BetrAVG) oder den 
gem. § 2 Abs. 5a BetrAVG berechneten Teil der Versorgung bei ab dem 1.1.2001 erteilten 
Versorgungszusagen. 3Diese Verpflichtung zur Gewährung von Leistungen an den vorzeitig ausgeschiedenen 
Arbeitnehmer bei Eintritt des Versorgungsfalles (§ 2 Abs. 4 BetrAVG) kann von der Unterstützungskasse wie 
folgt abgelöst werden: 







 


- 6 - 


1. Unter den Voraussetzungen des § 3 Abs. 2 bis 5 BetrAVG können nach § 2 BetrAVG unverfallbare 
Anwartschaften abgefunden werden. 2Soweit unverfallbare Anwartschaften über den gesetzlichen Umfang 
hinaus vertraglich zugesichert wurden, ist eine Abfindung zulässig.  


2. Unter den Voraussetzungen des § 4 Abs. 2, 4 und 5 BetrAVG kann die Verpflichtung von jedem 
Unternehmen, bei dem der ausgeschiedene Arbeitnehmer beschäftigt wird, von einem Pensionsfonds, von 
einer Pensionskasse, von einem Unternehmen der Lebensversicherung oder einem öffentlich-rechtlichen 
Versorgungsträger übernommen werden. 


4Vermögensübertragungen im Zusammenhang mit diesen Maßnahmen verstoßen nicht gegen die 
Voraussetzungen des § 5 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe c KStG. 


(4) 1Der Grundsatz der ausschließlichen und unmittelbaren Verwendung des Vermögens und der Einkünfte der 
Unterstützungskasse für die Zwecke der Kasse gilt nach § 6 Abs. 6 KStG nicht für den Teil des Vermögens, der 
am Schluss des Wj. den in § 5 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe e KStG bezeichneten Betrag übersteigt. 2Auch für den 
Fall, dass ein Unternehmen den Arbeitnehmern, die bisher von der Unterstützungskasse versorgt werden 
sollten, eine Pensionszusage erteilt oder bisher von der Unterstützungskasse gewährte Leistungen von Fall zu 
Fall aufgrund einer entsprechenden Betriebsvereinbarung übernimmt, oder wenn eine Unterstützungskasse 
durch Änderung des Leistungsplans die Versorgungsleistungen einschränkt, gelten die Grundsätze des 
Satzes 1 nur für den überdotierten Teil des gesamten Kassenvermögens der Unterstützungskasse. 3Insoweit 
ist eine Übertragung von Vermögen einer Unterstützungskasse auf das Trägerunternehmen zulässig. 4Werden 
Versorgungsleistungen einer Unterstützungskasse durch Satzungsbeschluss in vollem Umfang ersatzlos 
aufgehoben, d. h. liegt kein Fall des Satzes 2 vor, entfällt die Steuerfreiheit der Kasse auch mit Wirkung für die 
Vergangenheit, soweit Steuerbescheide nach den Vorschriften der AO noch änderbar sind. 


R 5.5 Leistungsbegrenzung 


(1) 1Bei der Prüfung, ob die erreichten Rechtsansprüche der Leistungsempfänger in nicht mehr als 12 % aller 
Fälle auf höhere als die in § 2 Abs. 1 KStDV bezeichneten Beträge gerichtet sind (§ 2 Abs. 2 KStDV), ist von 
den auf Grund der Satzung, des Geschäftsplans oder des Leistungsplans insgesamt bestehenden 
Rechtsansprüchen, also von den laufenden tatsächlich gewährten Leistungen und den Anwartschaften 
auszugehen. 2Dabei ist jede in § 2 KStDV genannte einzelne Leistungsgruppe (Pensionen, Witwengelder, 
Waisengelder und Sterbegelder) für sich zu betrachten. 3Nur bei Beschränkung auf die Höchstbeträge kann die 
Kasse als Sozialeinrichtung anerkannt werden.  


(2) 1Unterstützungskassen sind als Kassen ohne Rechtsanspruch der Leistungsempfänger zur Aufstellung 
eines Geschäftsplans i. S. d. VAG nicht verpflichtet. 2Unterstützungskassen dürfen auch laufende Leistungen, 
z. B. zur Altersversorgung, gewähren, wenn die Voraussetzungen des § 5 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe b KStG und 
des § 3 Nr. 3 KStDV erfüllt sind. 3Dabei dürfen Altersrenten, Witwengeld, Waisengeld und Sterbegeld ohne 
Rücksicht auf die wirtschaftlichen Verhältnisse des Leistungsempfängers gewährt werden. 4Die laufenden 
Leistungen und das Sterbegeld dürfen die in § 2 KStDV bezeichneten Beträge nicht übersteigen. 5Dagegen hat 
eine Unterstützungskasse, die jedem Zugehörigen eines Betriebs ohne Rücksicht auf seine wirtschaftlichen 
Verhältnisse einmalige Zuwendungen macht, keinen Anspruch auf die Steuerbefreiung. 6Leistungsempfänger 
i. S. d. Vorschrift sind nach § 5 Abs. 1 Nr. 3 KStG die Personen, denen die Leistungen der Kasse 
zugutekommen oder zugutekommen sollen, also auch die Leistungsanwärter. 7Daher gilt die Begrenzung der 
laufenden Leistungen nach § 3 Nr. 3 KStDV für die tatsächlich gezahlten Renten und die sich aus dem 
Leistungsplan ergebenden tatsächlichen Rentenanwartschaften. 8Die Rentenanwartschaften sind mit den 
jeweils erreichten Beträgen anzusetzen.  


(3) 1Eine steuerbefreite Pensionskasse oder Unterstützungskasse kann anstelle einer laufenden Rente auch 
eine Kapitalabfindung zahlen. 2Voraussetzung ist, dass die zu kapitalisierende Rente sich in den Grenzen der 
Höchstbeträge der §§ 2 und 3 KStDV hält und der Leistungsempfänger durch die Kapitalisierung nicht mehr 
erhält, als er insgesamt erhalten würde, wenn die laufende Rente gezahlt würde. 3Der Berechnung der 
Kapitalabfindung darf daher nur ein Zinsfuß zugrunde gelegt werden, der auf die Dauer gesehen dem 
durchschnittlichen Zinsfuß entspricht. 4Bei der Prüfung, ob sich die kapitalisierte Rente in den Grenzen der 
vorgenannten Höchstbeträge hält, ist von einem Zinssatz von 5,5 % auszugehen. 5Im Übrigen ist die 
Kapitalabfindung nach den sonst steuerlich anerkannten Rechnungsgrundlagen zu berechnen. 


R 5.6 Kleinere Versicherungsvereine 


Hat ein Mitglied einer Sterbekasse mit der Kasse mehrere Versicherungsverträge für sich selbst abgeschlossen, 
sind die für das Mitglied aufgrund dieser Versicherungsverträge in Betracht kommenden 
Versicherungsleistungen bei der Ermittlung der Gesamtleistung i. S. d. § 4 Nr. 2 KStDV zusammenzurechnen. 
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R 5.7 Berufsverbände ohne öffentlich-rechtlichen Charakter 


(1) 1Berufsverbände sind Vereinigungen von natürlichen Personen oder von Unternehmen, die allgemeine, aus 
der beruflichen oder unternehmerischen Tätigkeit erwachsende ideelle und wirtschaftliche Interessen des 
Berufsstandes oder Wirtschaftszweiges wahrnehmen. 2Es müssen die allgemeinen wirtschaftlichen Belange 
aller Angehörigen eines Berufes, nicht nur die besonderen wirtschaftlichen Belange einzelner Angehöriger eines 
bestimmten Geschäftszweiges wahrgenommen werden. 3Die Zusammenschlüsse derartiger Vereinigungen 
sind ebenfalls Berufsverbände. 4Ein Berufsverband ist auch dann gegeben, wenn er die sich aus der Summe 
der Einzelinteressen der Mitglieder ergebenden allgemeinen wirtschaftlichen Belange eines Berufsstandes oder 
Wirtschaftszweiges vertritt und die Ergebnisse der Interessenvertretung dem Berufsstand oder 
Wirtschaftszweig als solchem unabhängig von der Mitgliedschaft der Angehörigen des Berufsstandes oder 
Wirtschaftszweiges beim Verband zugutekommen. 5Die Unterhaltung eines wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs 
(z. B. Rechtsberatung) führt grundsätzlich nicht zum Verlust der Steuerbefreiung des Berufsverbands, auch 
wenn er in der Satzung des Verbands aufgeführt ist. 6Die Steuerbefreiung entfällt, wenn nach dem Gesamtbild 
der tatsächlichen Geschäftsführung die nicht dem Verbandszweck dienende wirtschaftliche Tätigkeit dem 
Verband das Gepräge gibt.  


(2) Zu den Berufsverbänden ohne öffentlich-rechtlichen Charakter i. S. d. § 5 Abs. 1 Nr. 5 KStG können 
Berufsverbände der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer, z. B. Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften, und 
andere Berufsverbände, z. B. Wirtschaftsverbände, Bauernvereine und Hauseigentümervereine, gehören.  


(3) 1Verwendet ein Berufsverband Mittel von mehr als 10 % seiner Einnahmen für die unmittelbare oder 
mittelbare Unterstützung oder Förderung politischer Parteien, ist die Steuerbefreiung ausgeschlossen. 2Dabei 
ist es ohne Bedeutung, ob die Mittel aus Beitragseinnahmen oder aus anderen Quellen, z. B. aus 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben, aus Vermögensanlagen oder aus Zuschüssen, stammen. 3Zu den Mitteln 
gehört bei Beteiligung an einer Personengesellschaft der Gewinnanteil an der Personengesellschaft, bei 
Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft die Gewinnausschüttung sowie Veräußerungsgewinne aus diesen 
Beteiligungen. 4Der Besteuerung unterliegt in diesem Fall neben dem Einkommen die Verwendung von Mitteln 
für die Unterstützung oder Förderung politischer Parteien nach § 5 Abs. 1 Nr. 5 Satz 4 KStG. 5Eine 
Mittelüberlassung liegt auch bei verdeckten Zuwendungen vor, z. B. bei Leistungen ohne ausreichende 
Gegenleistung. 6Das gilt auch bei einer unentgeltlichen oder verbilligten Raumüberlassung und bei einer 
zinslosen oder zinsverbilligten Darlehensgewährung. 7Eine mittelbare Unterstützung oder Förderung politischer 
Parteien ist anzunehmen, wenn der Berufsverband z. B. den Wahlkampf eines Abgeordneten finanziert. 


(4) 1Der Begriff des wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs ergibt sich aus § 14 AO. 2Danach ist Voraussetzung für 
die Annahme eines wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs, dass durch die Tätigkeit Einnahmen oder andere 
wirtschaftliche Vorteile erzielt werden. 3Das ist nicht der Fall, wenn für die Tätigkeit ausschließlich (echte) 
Mitgliederbeiträge nach § 8 Abs. 5 KStG erhoben werden. 4Zu den Mitgliederbeiträgen gehören auch Umlagen, 
die von allen Mitgliedern in gleicher Höhe oder nach einem bestimmten Maßstab, der von dem Maßstab der 
Mitgliederbeiträge abweichen kann, erhoben werden. 5Solche beitragsähnlichen Umlagen liegen z. B. bei der 
Gemeinschaftswerbung und bei der Durchführung von Betriebsvergleichen vor. 6Dagegen ist ein wirtschaftlicher 
Geschäftsbetrieb anzunehmen, wenn mehr als 20 % der Mitglieder des Berufsverbandes oder der Mitglieder 
eines zu dem Berufsverband gehörenden Berufs- oder Wirtschaftszweiges, der an der Gemeinschaftswerbung 
oder an der Durchführung von Betriebsvergleichen beteiligt ist, nicht zu der Umlage herangezogen werden. 7Es 
kann im Einzelfall notwendig sein, zu prüfen, ob die von dem Berufsverband erhobenen Beiträge in vollem 
Umfang als Mitgliederbeiträge anzusehen oder ob darin Entgelte für die Gewährung besonderer wirtschaftlicher 
Vorteile enthalten sind. 8Die Gewährung derartiger Vorteile gegen Entgelt begründet einen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieb. 9Vgl. z. B. >R 8.12 und 8.13. 10Zu den wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben gehören z. B. die 
Vorführung und der Verleih von Filmen, die Beratung der Angehörigen des Berufsstandes oder 
Wirtschaftszweiges einschließlich der Hilfe bei der Buchführung, bei der Ausfüllung von Steuererklärungen und 
sonstigen Vordrucken, die Unterhaltung einer Buchstelle, die Einrichtung eines Kreditschutzes, die Unterhaltung 
von Sterbekassen, der Abschluss oder die Vermittlung von Versicherungen, die Unterhaltung von Laboratorien 
und Untersuchungseinrichtungen, die Veranstaltung von Märkten, Leistungsschauen und Fachausstellungen, 
die Unterhaltung einer Kantine für die Arbeitskräfte der Verbandsgeschäftsstelle, die nachhaltige Vermietung 
von Räumen für regelmäßig kurze Zeit, z. B. für Stunden oder einzelne Tage, an wechselnde Benutzer. 11Die 
Herausgabe, das Verlegen oder der Vertrieb von Fachzeitschriften, Fachzeitungen und anderen fachlichen 
Druckerzeugnissen des Berufsstandes oder Wirtschaftszweiges, einschließlich der Aufnahme von 
Fachanzeigen, stellt ebenfalls einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb dar. 12Verbandszeitschriften, in denen 
die Mitglieder über die Verbandstätigkeit und über allgemeine Fragen des Berufsstandes unterrichtet werden, 
sind kein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb. 13Betreibt ein Berufsverband in seiner Verbandszeitschrift jedoch 
Anzeigen- oder Annoncenwerbung, liegt insoweit ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb vor. 


(5) 1Unter den Begriff des wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs fällt nicht die Vermögensverwaltung. 2Wegen des 
Begriffs der Vermögensverwaltung vgl. § 14 AO. 3Die >Beteiligung eines Berufsverbandes an einer 
Kapitalgesellschaft ist im Regelfall Vermögensverwaltung. 4Die Grundsätze von R 4.1 Abs. 2 Satz 2 bis 5 gelten 
entsprechend. 
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(6) 1Die Tätigkeit der Geschäftsstelle des Berufsverbandes stellt keinen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb dar. 
2Der Verkauf von Altmaterial, Einrichtungsgegenständen, Maschinen, Kraftfahrzeugen und dgl. bildet eine 
Einheit mit der Tätigkeit der Geschäftsstelle. 3Es fehlt insoweit an der für die Begründung eines wirtschaftlichen 
Geschäftsbetriebs erforderlichen Selbständigkeit. 4Das gilt auch für den Fall, dass Entgelte für die Mitbenutzung 
der Geschäftsstelle oder einzelner Räume oder Einrichtungsgegenstände der Geschäftsstelle durch einen 
anderen Berufsverband vereinnahmt werden. 5Entsprechendes gilt auch hinsichtlich der Vereinnahmung von 
Entgelten für die Zurverfügungstellung von Personal für einen anderen Berufsverband.  


(7) 1Steuerpflichtig ist nicht der einzelne wirtschaftliche Geschäftsbetrieb, sondern der Berufsverband. 2Die 
Ergebnisse der wirtschaftlichen Geschäftsbetriebe werden für die Besteuerung zusammengefasst. 3Die 
Freibetragsregelung des § 24 KStG bezieht sich auf das Einkommen des Berufsverbandes. 4Sie ist nicht auf 
die Bemessungsgrundlage für die besondere Körperschaftsteuer i. S. d. § 5 Abs. 1 Nr. 5 Satz 4 KStG 
anzuwenden. 


R 5.8 Gemeinnützige, mildtätige und kirchliche Körperschaften 


- unbesetzt - 


R 5.9 Vermietungsgenossenschaften und -vereine 


- unbesetzt - 


R 5.10 Gemeinnützige Siedlungsunternehmen 


1Gemeinnützige Siedlungsunternehmen sind insoweit von der Körperschaftsteuer befreit, als sie im ländlichen 
Raum Siedlungs-, Agrarstrukturverbesserungs- und Landentwicklungsmaßnahmen mit Ausnahme des 
Wohnungsbaus durchführen. 2Die Durchführung von Siedlungs-, Agrarstrukturverbesserungs- und 
Landentwicklungsmaßnahmen ist auch dann begünstigt, wenn sie nicht ausdrücklich durch Gesetz zugewiesen 
ist. 3Landentwicklungsmaßnahmen sind Maßnahmen im öffentlichen Interesse, die wegen des sich 
vollziehenden Strukturwandels zur Unterstützung und Ergänzung der Siedlungs- und 
Agrarstrukturverbesserung im ländlichen Raum erforderlich sind und vornehmlich zum Gegenstand haben 


- die Planung und Durchführung von Maßnahmen der Ortssanierung, Ortsentwicklung, Bodenordnung und 
der Agrarstrukturverbesserung, 


- die Durchführung von Umsiedlungen und Landtauschen, weil Land für öffentliche und städtebauliche 
Zwecke in Anspruch genommen wird. 


4Die Durchführung umfasst alle Tätigkeiten gemeinnütziger Siedlungsunternehmen, die der Verwirklichung 
dieser Maßnahme dienen, insbesondere auch die erforderliche Landbeschaffung. 5Soweit die gemeinnützigen 
Siedlungsunternehmen als Bauträger oder Baubetreuer im Wohnungsbau tätig sind oder andere Tätigkeiten 
ausüben, z. B. das Betreiben von Land- und Forstwirtschaft, besteht partielle Steuerpflicht, wenn diese 
Tätigkeiten nicht überwiegen. 6Übersteigen die Einnahmen aus diesen Tätigkeiten die Einnahmen aus den in 
Satz 1 bezeichneten Tätigkeiten, wird das Unternehmen in vollem Umfang steuerpflichtig. 


R 5.11 Allgemeines über die Steuerbefreiung von Genossenschaften und Vereinen 
im Bereich der Land- und Forstwirtschaft 


(1) 1Genossenschaften sowie Vereine sind nach § 5 Abs. 1 Nr. 14 KStG grundsätzlich von der 
Körperschaftsteuer befreit, soweit sich ihr Geschäftsbetrieb auf die dort genannten Tätigkeiten beschränkt und 
im Bereich der Land- und Forstwirtschaft liegt. 2Unter den Begriff „Vereine“ fallen sowohl rechtsfähige als auch 
nichtrechtsfähige Vereine i. S. v. § 1 Abs. 1 Nr. 4 und 5 KStG. 3Üben die Genossenschaften und Vereine auch 
Tätigkeiten aus, die nicht nach § 5 Abs. 1 Nr. 14 KStG begünstigt sind, und betragen die Einnahmen aus diesen 
Tätigkeiten nicht mehr als 10 % der gesamten Einnahmen, sind die Genossenschaften und Vereine mit den 
Gewinnen aus den nicht begünstigten Tätigkeiten partiell steuerpflichtig. 4Die nicht begünstigten Tätigkeiten 
bilden einen einheitlichen steuerpflichtigen Gewerbebetrieb. 5Hinsichtlich der begünstigten Tätigkeiten bleibt die 
Steuerfreiheit erhalten. 6Übersteigen die Einnahmen aus den nicht begünstigten Tätigkeiten in einem VZ 10 % 
der Gesamteinnahmen, entfällt die Steuerbefreiung für diesen VZ insgesamt. 
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(2) 1Der Begriff und die Höhe der Einnahmen (Einnahmen einschließlich Umsatzsteuer) bestimmen sich nach 
den Grundsätzen über die steuerliche Gewinnermittlung. 2Der Zufluss i. S. d. § 11 EStG ist nicht maßgebend. 
3Wegen der Ermittlung der Einnahmen aus nicht begünstigten Tätigkeiten bei Verwertungsgenossenschaften 
vgl. Absatz 8. 


(3) 1Eine Ausnahme von der 10 % Grenze enthält § 5 Abs. 1 Nr. 14 KStG für Genossenschaften und Vereine, 
deren Geschäftsbetrieb sich überwiegend auf die Durchführung von Milchqualitätsprüfungen und/oder 
Milchleistungsprüfungen oder auf die Tierbesamung beschränkt. 2Zur ersten Gruppe gehören danach 
grundsätzlich die nach Landesrecht zugelassenen Untersuchungsstellen i. S. d. § 2 Abs. 7 der Milch-
Güteverordnung, die insbesondere im öffentlichen Interesse Milchqualitätsprüfungen für Mitglieder und 
Nichtmitglieder sowie für Nichtlandwirte durchführen. 3Auch die Tierbesamungsstationen tätigen, insbesondere 
bei Ausbruch einer Seuche, neben Zweckgeschäften mit Mitgliedern in größerem Umfang auch solche mit 
Nichtmitgliedern und Nichtlandwirten. 4Die Einnahmen aus diesen Tätigkeiten bleiben bei der Berechnung der 
10 % Grenze, d. h. sowohl bei der Berechnung der Einnahmen aus den steuerlich nicht begünstigten Tätigkeiten 
als auch bei der Berechnung der gesamten Einnahmen, außer Ansatz. 5Die Gewinne aus diesen Tätigkeiten 
unterliegen jedoch der Körperschaftsteuer. 


(4) 1Die Ausübung mehrerer begünstigter Tätigkeiten nebeneinander ist für die Steuerbefreiung unschädlich. 
2Zu den begünstigten Tätigkeiten gehört auch die Vermittlung von Leistungen im Bereich der Land- und 
Forstwirtschaft, z. B. von Mietverträgen für Maschinenringe einschließlich der Gestellung von Personal. 3Der 
Begriff „Verwertung“ umfasst auch die Vermarktung und den Absatz, wenn die Tätigkeit im Bereich der Land- 
und Forstwirtschaft liegt. 4Nicht unter die Steuerbefreiung fällt dagegen die Rechts- und Steuerberatung. 


(5) 1Beteiligungen an anderen Unternehmen sind grundsätzlich zulässig. 2Die Einnahmen aus Beteiligungen an 
anderen Unternehmen sind jedoch als Einnahmen aus nicht begünstigten Tätigkeiten anzusehen. 3Einnahmen 
aus der Beteiligung an einer Körperschaft, deren Leistungen bei den Empfängern zu den Einnahmen i. S. d. 
§ 20 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 EStG gehören, sind in voller Höhe als Einnahmen aus nicht begünstigten Tätigkeiten 
anzusehen. 4Dies gilt nicht für Beteiligungen an Genossenschaften und Vereinen, die nach § 5 Abs. 1 Nr. 14 
KStG befreit sind. 5Bei der Beteiligung an einer Personengesellschaft sind die anteiligen Einnahmen 
anzusetzen. 6Rückvergütungen i. S. d. § 22 KStG sind den Einnahmen aus den Geschäften zuzurechnen, für 
die die Rückvergütungen gewährt worden sind. 


(6) Für die Besteuerung der Genossenschaften sind die folgenden Arten von Geschäften zu unterscheiden: 


1. Zweckgeschäfte; 
1Zweckgeschäfte sind alle Geschäfte, die der Erfüllung des satzungsmäßigen Gegenstandes des 
Unternehmens der Genossenschaft dienen und die Förderung des Erwerbs oder der Wirtschaft der 
Mitglieder bezwecken (§ 1 GenG). 
2Sie können sein 


a) Mitgliedergeschäfte; 
1Mitgliedergeschäfte sind Zweckgeschäfte, die mit den Mitgliedern der Genossenschaft als 
Vertragspartnern durchgeführt werden. 2Mitglieder sind die in die Mitgliederliste eingetragenen 
Personen. 3Es genügt, wenn der Genossenschaft zur Zeit des Geschäftsabschlusses die 
Beitrittserklärung vorliegt; 


b) Nichtmitgliedergeschäfte; 


Nichtmitgliedergeschäfte sind Zweckgeschäfte, die mit Nichtmitgliedern als Vertragspartnern der 
Genossenschaft durchgeführt werden; 


2. Gegengeschäfte; 


Gegengeschäfte sind Geschäfte, die zur Durchführung der Zweckgeschäfte erforderlich sind, z. B. bei 
Bezugsgenossenschaften der Einkauf der Waren, bei Nutzungsgenossenschaften der Ankauf eines 
Mähdreschers, bei Absatzgenossenschaften der Verkauf der Waren; 


3. Hilfsgeschäfte; 
1>Hilfsgeschäfte sind Geschäfte, die zur Abwicklung der Zweckgeschäfte und Gegengeschäfte notwendig 
sind und die der Geschäftsbetrieb der Genossenschaft mit sich bringt, z. B. Einkauf von Büromaterial, der 
Verkauf von überflüssig gewordenem Inventar oder Verpackungsmaterial, die Lieferung von 
Molkereibedarfsartikeln, z. B. Hofbehälter, Milchbehälter oder Milchkühlbehälter, durch eine 
Molkereigenossenschaft an ihre Mitglieder, die Vermietung von Wohnräumen an Betriebsangehörige, wenn 
die Vermietung aus betrieblichen Gründen (im eigenen betrieblichen Interesse der Genossenschaft) 
veranlasst ist. 2Die Führung von Mitgliederkonten für Anzahlungen und Guthaben, die als reine 
Geldanlagekonten anzusehen sind, ist als Hilfsgeschäft anzusehen, wenn die Guthaben auf die 
Gesamthöhe des Warenbezugs des betreffenden Mitglieds im vorangegangenen Jahr begrenzt werden. 
3Auch die Veräußerung eines Betriebsgrundstücks oder des Teils eines Betriebsgrundstücks kann ein 
Hilfsgeschäft sein. 4Dagegen gehören Geschäfte aus der Veräußerung von Anlagevermögen im Zuge der 
Betriebseinstellung (wie z. B. die Veräußerung eines Betriebsgrundstücks, der Betriebsvorrichtungen oder 
anderer Wirtschaftsgüter) zu den Nebengeschäften;  
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4. Nebengeschäfte; 


>Nebengeschäfte sind alle sonstigen Geschäfte.  


(7) Für die Besteuerung der Vereine gilt die in Absatz 6 vorgenommene Unterscheidung von Arten von 
Geschäften bei Genossenschaften sinngemäß. 


(8) 1Begünstigt sind nur >Zweckgeschäfte mit Mitgliedern, >Gegengeschäfte und >Hilfsgeschäfte, die sich auf 
den nach § 5 Abs. 1 Nr. 14 KStG steuerfreien Geschäftsbereich beziehen (begünstigte Tätigkeiten). 2Die 
Einnahmen (Einnahmen einschließlich Umsatzsteuer) aus Zweckgeschäften mit Nichtmitgliedern und 
Nebengeschäften sind den Einnahmen aus nicht begünstigten Tätigkeiten zuzurechnen. 3Bei 
Verwertungsgenossenschaften sind die Einnahmen aus begünstigten und nicht begünstigten Tätigkeiten nach 
dem Verhältnis der Ausgaben für bezogene Waren von Mitgliedern und Nichtmitgliedern aus den 
Gesamteinnahmen zu ermitteln, soweit eine unmittelbare Zuordnung nicht möglich ist. 4Dabei ist von den 
Ausgaben im gleichen Wj. auszugehen. 5Die durch diese zeitliche Zuordnung mögliche Verschiebung im 
Einzelfall, soweit Ausgaben für bezogene Waren und Einnahmen aus dem Verkauf dieser Waren in 
verschiedenen Wj. anfallen, wird zugunsten einer einfachen Handhabung hingenommen. 6Bei Zukauf 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse ermitteln sich die Einnahmen aus nichtbegünstigten Tätigkeiten aus der 
Verwertung des Endproduktes im Verhältnis der zugekauften zu den von den Mitgliedern selbst erzeugten 
Produkten. 7Wegen der Auswirkungen auf die partielle oder volle Steuerpflicht der Genossenschaften oder 
Vereine vgl. Absätze 1 und 2.  


(9) 1Die wechselseitigen Hilfen von Genossenschaften aufgrund eines Beistandsvertrages sind begünstigte 
Zweckgeschäfte, wenn beide Genossenschaften die gleiche Zweckbestimmung haben und gegenseitig als 
Mitglied beteiligt sind. 2Das gilt sinngemäß für Vereine und für Leistungen von Beratungsringen an die an ihnen 
beteiligten Erzeugergemeinschaften, soweit deren Mitglieder gleichzeitig Mitglieder des Beratungsrings sind.  


(10) 1Begünstigte Zweckgeschäfte i. S. v. R 5.11 Abs. 6 liegen vor, wenn der Zukauf von einer anderen 
Genossenschaft (Anschluss- oder Lieferungsgenossenschaft) erfolgt, die ihrerseits Mitglied der 
Verwertungsgenossenschaft ist. 2Dies gilt jedoch nur für land- und forstwirtschaftliche Erzeugnisse, die von 
Mitgliedern der Anschluss- oder Liefergenossenschaft selbst erzeugt sind. 3Umfasst werden auch 
Teilanlieferungen. 4Die Abrechnung wird zwischen der Verwertungsgenossenschaft und der 
Lieferungsgenossenschaft oder unmittelbar zwischen der Verwertungsgenossenschaft und den Mitgliedern der 
Lieferungsgenossenschaften vorgenommen. 5Das gilt sinngemäß auch für Vereine.  


R 5.12 Molkereigenossenschaften 


(1) 1Bei Molkereigenossenschaften fällt z. B. in den folgenden Fällen die Bearbeitung oder Verwertung in den 
Bereich der Landwirtschaft, auch wenn hierbei Zutaten, z. B. Salz oder Bindemittel, im gesetzlich festgelegten 
oder nachstehend enger begrenzten Umfang verwendet werden: 


1. Standardisierung (Einstellung) der Milch auf einen gewünschten Fett- und ggf. Eiweißgehalt ohne Rücksicht 
auf seine Höhe, vgl. VO (EU) 1308/2013; 


2. Herstellung von ultrahocherhitzter Milch (H-Milch); 


3. Herstellung von Konsummilch gem. VO (EU) 1308/2013 Anhang VII Teil III und Teil IV; 


4. Vitaminieren von Milch, auch von Magermilch; 


5. Herstellung von Milchmischerzeugnissen, wenn der Anteil aus Milch oder Milcherzeugnissen mindestens 
75 % des Fertigerzeugnisses beträgt; 


6. Herstellung von Sauermilcherzeugnissen; 


7. Herstellung von Joghurt, Joghurtpulver und Bioghurt, auch mit Fruchtzusätzen. 2Wird zugekauftes 
Milchpulver oder Magermilchpulver zugesetzt, darf dieser Zusatz 3 % der Joghurtmilch nicht übersteigen; 


8. Herstellung von Butter; 


9. Herstellung von Käse aller Art, auch mit beigegebenen Lebensmitteln, sowie geschäumt und 
Quarkmischungen für Backzwecke; 


10. Herstellung von Schmelzkäse nur, wenn dies ausschließlich zur Verwertung der im eigenen Betrieb 
angefallenen Fehlproduktionen erfolgt; 


11. Herstellung von Molkensirup (eingedickter Molke) und eingedickter Magermilch mittels Vakuumverdampfer; 


12. Herstellung und Vitaminieren von Magermilchpulver, auch im Werklohnverfahren. Herstellung und 
Vitaminieren von aufgefetteter Magermilch oder aufgefettetem Magermilchpulver zu Fütterungszwecken 
und von Sauermilchquarkpulver, auch im Werklohnverfahren; 


13. Herstellung von Speisemolke durch Erhitzen und Tiefkühlen der Molke und Ausfällen von Molkeneiweiß; 


14. Herstellung von Trinkmolke mit Fruchtzusätzen, wenn der Anteil der Molke mindestens 75 % des 
Fertigerzeugnisses beträgt; 


15. Verwertung der Molke zu Futterzwecken; 
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16. Herstellung von Molkepulver; 


17. Lieferung von Molke an andere Betriebe; 


18. Herstellung von Schlagsahne ohne Zusätze; 


19. Herstellung von Industriesahne ohne Zusätze. 
2Ein von einer nach § 5 Abs. 1 Nr. 14 KStG steuerbefreiten Molkereigenossenschaft erteilter Werklohnauftrag 
zur Herstellung von Milcherzeugnissen ist nicht steuerschädlich i. S. d. § 5 Abs. 1 Nr. 14 KStG, wenn die 
Bearbeitung bei eigener Durchführung in den Bereich der Landwirtschaft fallen würde und das Zukaufsverbot 
nicht verletzt wird. 


(2) Nicht in den Bereich der Landwirtschaft fallen z. B.: 


1. Herstellung von Laktrone, Lakreme, Milone, Germola und ähnlichen Erzeugnissen; 


2. Herstellung kondensierter Milch; 


3. Gewinnung von Eiweiß mit Zusätzen, Herstellung von Essigaustauschstoffen und Gewinnung von 
Milchpulver, Ausnahme vgl. Absatz 1 Satz 1 Nr. 12; 


4. Verhefung von Molke zu Nährhefe und Kefirpulver; 


5. Herstellung von Heilmitteln wie Milchzucker, Albumin- und Vitaminpräparaten, Molkenseren und 
Mineralpräparaten; 


6. Herstellung von Speiseeis; 


7. Herstellung von Kunsteis; 


8. Herstellung von Saure-Sahne-Dressing. 


(3) 1Sind Geschäfte, die eine Molkereigenossenschaft auf Grund gesetzlicher Vorschriften oder behördlicher 
Anordnungen mit Nichtmitgliedern abschließen muss, Zweckgeschäfte, kann die Lieferung von 
Molkereibedarfsartikeln an diese Nichtmitglieder als Hilfsgeschäft angesehen werden. 2Gewährt eine 
Molkereigenossenschaft einem Milchversorgungsbetrieb ein Darlehen zur Finanzierung der 
Kapazitätserweiterung eines Trockenmilchwerkes und räumt der Milchversorgungsbetrieb der 
Molkereigenossenschaft dafür ein sog. Milchanlieferungsrecht ein, kann die Darlehensgewährung als ein 
Hilfsgeschäft angesehen werden. 


R 5.13 Winzergenossenschaften 


(1) 1In den Bereich der Landwirtschaft fallen insbesondere die nachstehend bezeichneten Tätigkeiten. 
2Voraussetzung ist, dass die Tätigkeiten Erzeugnisse der Weinbaubetriebe der Genossen betreffen und die 
Tätigkeiten keine gewerblichen Formen annehmen: 


1. Zucht und Unterhaltung der Weinreben; 


2. Weinbereitung; 


3. Weinbehandlung; 


4. Absatz der Trauben, des Traubenmostes und des Weins. 2Der Zukauf von fremden Weinen, Traubenmost 
oder Trauben im Rahmen des Weinerzeugungsprozesses ist nach R 15.5 Abs. 5 Satz 4 EStR als Hilfsstoff 
zulässig, wenn diese Waren nicht als überwiegender Bestandteil in die jeweiligen eigenen Erzeugnisse 
eingehen. 3Der Verkauf durch Ausschank liegt nicht im Bereich der Landwirtschaft, wenn er gewerbliche 
Formen annimmt; 


5. Herstellung von Branntwein aus Wein oder aus Rückständen, die bei der Weinbereitung anfallen, z. B. 
Trester, Hefe. 


(2) 1Eine Winzergenossenschaft, die Winzersekt aus Grundwein herstellt, der ausschließlich aus dem Lesegut 
ihrer Mitglieder gewonnen wurde, betätigt sich mit der Herstellung und dem Vertrieb des Winzersekts noch im 
Bereich der Landwirtschaft, wenn der Sekt beim Vertrieb durch die Genossenschaft unter Angabe der ggf. 
verschiedenen Rebsorten, des Jahrgangs, der geographischen Herkunft und als Erzeugnis der Genossenschaft 
in sinngemäßer Anwendung der bezeichnungsrechtlichen Vorschriften für Wein bezeichnet ist. 2Dabei darf der 
Wein weder von den Mitgliedern noch von der Genossenschaft zugekauft sein. 3Lässt eine 
Winzergenossenschaft Winzersekt im Wege einer Werkleistung (sog. Lohnversektung) durch eine gewerbliche 
Sektkellerei herstellen und vermarktet sie ihn als eigenes Erzeugnis der Genossenschaft, gilt die Regelung 
entsprechend. 


(3) Nicht in den Bereich der Landwirtschaft fallen z. B.: 


1. Mitverkauf fremder Erzeugnisse; 


2. Herstellung von Branntweinerzeugnissen und ihr Verkauf; 


3. Betrieb oder Verpachtung eines Ausschanks oder einer Gastwirtschaft, wenn andere Getränke als Weine, 
die von der Genossenschaft hergestellt worden sind, kalte oder warme Speisen oder sonstige Genussmittel 
abgegeben werden. 
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R 5.14 Pfropfrebengenossenschaften 


1Die Verpflanzung von Pfropfreben zur Gewinnung von Rebstecklingen durch Winzergenossenschaften und ihr 
Absatz an Mitglieder fallen in den Bereich der Landwirtschaft. 2Es bestehen deshalb keine Bedenken, auch 
reine Pfropfrebengenossenschaften als befreite Genossenschaften i. S. d. § 5 Abs. 1 Nr. 14 KStG zu 
behandeln, obwohl es sich nicht um reine Verwertungsgenossenschaften im Sinne dieser Vorschrift handelt. 


R 5.15 Andere Genossenschaften 


In den Bereich der Landwirtschaft fallen z. B. unter der Voraussetzung, dass es sich um die Bearbeitung von 
Erzeugnissen der land- und forstwirtschaftlichen Betriebe der Mitglieder handelt: 


1. Herstellung von Kartoffelflocken und Stärkemehl; 


2. Herstellung von Branntwein; 


3. Herstellung von Apfel- und Traubenmost; 


4. Herstellung von Sirup aus Zuckerrüben; 


5. Herstellung von Mehl aus Getreide, nicht dagegen Herstellung von Backwaren; 


6. Herstellung von Brettern oder anderen Sägewerkserzeugnissen, nicht dagegen Herstellung von Möbeln. 


R 5.16 Vereine im Bereich der Land- und Forstwirtschaft 


Die R 5.12 bis 5.15 sind auf Vereine i. S. d. § 5 Abs. 1 Nr. 14 KStG entsprechend anzuwenden. 


R 5.17 Wirtschaftsförderungsgesellschaften 


- unbesetzt - 


R 5.18 Steuerbefreiung außerhalb des Körperschaftsteuergesetzes 


Von der Körperschaftsteuer sind aufgrund anderer Gesetze u. a. befreit: 


1. Inländische Investmentfonds und Spezial-Investmentfonds nach § 6 Abs. 2 Satz 1 InvStG und § 29 Abs. 1 
InvStG, soweit es sich nicht um inländische Beteiligungseinnahmen, inländische Immobilienerträge und 
sonstige inländische Einkünfte handelt (§ 6 Absatz 2 Satz 2 InvStG), 


2. Ausgleichskassen und gemeinsame Einrichtungen der Tarifvertragsparteien nach § 12 Abs. 3 des 
Vorruhestandsgesetzes vom 13.4.1984 (BGBl. I S. 601, BStBl I S. 332) in der jeweils geltenden Fassung.  


R 6 Einschränkung der Befreiung von Pensions-, Sterbe-, Kranken- und 
Unterstützungskassen 


Allgemeines 


(1) 1§ 6 KStG regelt die teilweise Steuerpflicht überdotierter Pensions-, Sterbe-, Kranken- und 
Unterstützungskassen. 2Steuerpflichtig ist der Teil des Einkommens, der auf das den zulässigen Betrag 
übersteigende Vermögen entfällt. 


Pensions-, Sterbe- und Krankenkassen 


(2) 1Bei Pensions-, Sterbe- und Krankenkassen ist das zulässige Vermögen nach § 5 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe d 
KStG zu errechnen. 2Es entspricht bei einer in der Rechtsform des VVaG betriebenen Kasse dem Betrag der 
Verlustrücklage nach § 37 VAG. 3Maßgebend ist der Soll-Betrag der Verlustrücklage. 4Soll-Betrag der 
Verlustrücklage ist der in der Satzung bestimmte und von der Versicherungsaufsichtsbehörde genehmigte 
Mindestbetrag der Verlustrücklage i. S. d. § 37 VAG. 5Diese Rücklage dient zur Deckung eines 
außergewöhnlichen Verlustes aus dem Geschäftsbetrieb. 6Zu anderen Zwecken, z. B. zu Zahlungen an das 
Trägerunternehmen, darf die Rücklage nicht verwendet werden. 7Wird die Kasse nicht in der Rechtsform eines 







 


- 13 - 


VVaG betrieben, tritt an die Stelle der Verlustrücklage i. S. v. § 37 VAG der dieser Rücklage entsprechende Teil 
des Vermögens, der zur Deckung eines Verlustes dient. 8Ist die Ansammlung von Reserven nicht 
vorgeschrieben, wie z. B. bei öffentlich-rechtlichen Unternehmen, ist i. d. R. darauf abzustellen, ob die Satzung 
eine der Verlustrücklage des § 37 VAG entsprechende Rücklagenbildung vorsieht. 


(3) 1Nach dem Wortlaut des § 5 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe d KStG ist bei der Prüfung der Überdotierung einer 
Pensionskasse das Vermögen zugrunde zu legen, das sich nach den handelsrechtlichen Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Buchführung unter Berücksichtigung des Geschäftsplans sowie der allgemeinen 
Versicherungsbedingungen und der fachlichen Geschäftsunterlagen i. S. d. § 5 Abs. 3 Nr. 2 Halbsatz 2 VAG 
ergibt. 2Die Bindung an die handelsrechtlichen Grundsätze gilt aber nicht uneingeschränkt. 3Eine 
handelsrechtlich zulässigerweise gebildete Rückstellung für Beitragsrückerstattung darf nur insoweit 
berücksichtigt werden, als den Leistungsempfängern ein Anspruch auf die Überschussbeteiligung zusteht. 4Der 
Rückstellung für Beitragsrückerstattung gleichzusetzen ist die Rückstellung für satzungsgemäße 
Überschussbeteiligung, wenn durch Satzung, geschäftsplanmäßige Erklärung oder Beschluss des zuständigen 
Organs festgelegt ist, dass die Überschüsse in vollem Umfang den Leistungsempfängern und Mitgliedern der 
Kasse zustehen. 5Dabei kommt es nicht darauf an, welche Form der Beitragsrückerstattung gewählt wird. 
6Handelt es sich bei den Anspruchsberechtigten um die Leistungsempfänger der Kasse, gilt hinsichtlich der 
Verwendungsfrist der Rückstellung für Beitragsrückerstattung die für Lebensversicherungsunternehmen 
getroffene Regelung (§ 21 Abs. 2 KStG in der vor Inkrafttreten des Artikel 7 des Gesetzes zur Vermeidung von 
Umsatzsteuerausfällen beim Handel mit Waren im Internet und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften 
vom 11. Dezember 2018, BGBl. I S. 2338, geltenden Fassung) entsprechend. 7Soweit jedoch das 
Trägerunternehmen anspruchsberechtigt ist, müssen die Mittel der Beitragsrückerstattung innerhalb der in § 6 
Abs. 2 KStG genannten Frist verwendet werden. 


(4) 1Über die Überdotierung einer Pensions-, Sterbe- und Krankenkasse i. S. d. § 5 Abs. 1 Nr. 3 KStG ist nach 
steuerlichen Gesichtspunkten zu entscheiden. 2Eine Bindung der Finanzbehörden an Entscheidungen der 
Versicherungsaufsichtsbehörde besteht nicht. 3Der Geschäftsplan sowie die allgemeinen 
Versicherungsbedingungen und die fachlichen Geschäftsunterlagen i. S. d. § 5 Abs. 3 Nr. 2 Halbsatz 2 VAG 
dienen lediglich als Grundlage für die Prüfung der Überdotierung. 4Die Prüfung, ob eine Pensions-, Sterbe- und 
Krankenkasse wegen Überdotierung teilweise steuerpflichtig ist, hat zu den Bilanzstichtagen zu erfolgen, zu 
denen der Wert der Deckungsrückstellung versicherungsmathematisch zu berechnen ist oder freiwillig 
berechnet wird. 5Die teilweise Steuerpflicht beginnt und endet vorbehaltlich des § 6 Abs. 2 KStG nur zu den 
Bilanzstichtagen, zu denen eine versicherungsmathematische Berechnung durchgeführt worden ist. 6Tritt die 
Steuerpflicht z. B. für einen Zeitraum von drei Jahren ein, bleibt während dieser Zeit der Aufteilungsschlüssel 
unverändert, d. h. das Einkommen ist zwar für jedes Jahr gesondert nach den allgemeinen Vorschriften unter 
Berücksichtigung des § 6 Abs. 4 KStG zu ermitteln, jedoch nach dem unveränderten Verhältnis in den 
steuerfreien und den steuerpflichtigen Anteil aufzuteilen. 


Unterstützungskassen 


(5) 1Bei Unterstützungskassen ist das Vermögen nach § 5 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe e KStG zu errechnen. 2Im 
Gegensatz zu den Pensionskassen ist bei der Ermittlung nicht von handelsrechtlichen Bewertungsmaßstäben 
auszugehen. 3Im Einzelnen sind anzusetzen: 


a) der Grundbesitz mit 200 % des Einheitswerts (§ 4d Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 3 EStG), der zu dem 
Feststellungszeitpunkt maßgebend ist, der auf den Schluss des Wj. folgt, 


b) der noch nicht fällige Anspruch aus einer Versicherung mit dem Wert des geschäftsplanmäßigen 
Deckungskapitals zuzüglich des Guthabens aus Beitragsrückerstattung am Schluss des Wj.; soweit die 
Berechnung des Deckungskapitals nicht zum Geschäftsplan gehört, tritt an die Stelle des 
geschäftsplanmäßigen Deckungskapitals der nach § 169 Abs. 3 des VVG berechnete Rückkaufswert bzw. 
der nach § 169 Abs. 4 VVG berechnete Zeitwert, 


c) das übrige Vermögen mit dem gemeinen Wert am Schluss des Wj. 


(6) 1Abweichend von der Regelung für Pensionskassen ist für Unterstützungskassen ein rückwirkender Wegfall 
der Steuerpflicht nicht vorgesehen. 2Die teilweise Steuerpflicht ist nach Ablauf jedes Jahres zu prüfen. 3Sie 
besteht deshalb jeweils nur für ein Jahr. 4Die teilweise Steuerpflicht kann jedoch nach § 6 Abs. 6 Satz 2 KStG 
von vornherein z. B. durch entsprechende Rückübertragung von Deckungsmitteln auf das Trägerunternehmen 
vermieden werden. 


R 7.1 Ermittlung des zu versteuernden Einkommens 


(1) 1Bemessungsgrundlage für die tarifliche Körperschaftsteuer ist das zu versteuernde Einkommen. 2Bei 
Körperschaften, die nur gewerbliche Einkünfte erzielen können, ist das zu versteuernde Einkommen wie folgt 
zu ermitteln:  
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1.  Jahresüberschuss/-fehlbetrag lt. Steuerbilanz bzw. nach § 60 Abs. 2 EStDV korrigierter 
Jahresüberschuss/-fehlbetrag lt. Handelsbilanz  


2. -/+ im Jahresüberschuss/-fehlbetrag enthaltener Gewinn/Verlust aus der Beteiligung an 
Personengesellschaften 


3. +/- Steuerpflichtige Einkünfte aus Personengesellschaften nach Berücksichtigung aller außerbilanzieller 
Korrekturen und Verlustverrechnungsvorschriften (inkl. § 15a EStG) 


4. -/+ im Jahresüberschuss enthaltener Gewinn/Verlust aus dem Betrieb von Handelsschiffen im 
internationalen Verkehr für die der Gewinn nach § 5a EStG zu ermitteln ist  


5. +/- Pauschaler Gewinn/Verlust aus dem Betrieb von Handelsschiffen nach § 5a EStG  


6. +/- Hinzurechnungen und Kürzungen nach § 4e Abs. 3, § 4f, § 4j Abs. 3 und § 4k EStG 


7. + Hinzurechnung nicht ausgleichsfähiger Verluste u. a. nach § 15b Abs. 1 Satz 1 EStG, § 15 Abs. 4 
Satz 1, 3 und 6, § 20 Abs. 1 Nr. 4 Satz 2 EStG, § 2 Abs. 4 Satz 1 und Abs. 5 Satz 1, § 20 Abs. 6 
Satz 4 UmwStG 


8. - Kürzungen nach § 15b Abs. 1 Satz 2 EStG, § 15 Abs. 4 Satz 2, 3 und 7, § 20 Abs. 1 Nr. 4 Satz 2 EStG 


9. +/- Bildung und Auflösung von Investitionsabzugsbeträgen i. S. d. § 7g EStG 


10. + Hinzurechnung von >vGA (§ 8 Abs. 3 Satz 2 KStG) und Ausschüttungen auf Genussrechte i. S. d. § 8 
Abs. 3 Satz 2 KStG  


11. - Abzug von Gewinnerhöhungen im Zusammenhang mit bereits in vorangegangenen VZ versteuerten 
>vGA  


12. + Gewinnzuschlag nach § 6b Abs. 7 EStG  


13. - verdeckte Einlagen (§ 8 Abs. 3 Satz 3 bis 6 KStG), Einlagen (§ 4 Abs. 1 Satz 8 EStG)  


14. + nichtabziehbare Aufwendungen (z. B. § 10 KStG, § 4 Abs. 5 bis 8 EStG, § 160 AO) 


15. + Gesamtbetrag der Zuwendungen nach § 9 Abs. 1 Nr. 2 KStG  


16. - sonstige inländische steuerfreie Einnahmen und Erträge (ggf. gekürzt um im Zusammenhang stehende 
Betriebsausgaben nach § 3c Abs. 1 EStG)   


17. +/- Hinzurechnungen und Kürzungen bei Umwandlung u. a.  


 nach § 12 Abs. 2 Satz 1 UmwStG nicht zu berücksichtigender Übernahmeverlust oder -gewinn,  


 Einbringungsgewinn I nach § 22 Abs. 1 UmwStG 


18. +/- Hinzurechnungen und Kürzungen bei ausländischen Einkünften u. a.  


 Korrektur um nach DBA steuerfreie Einkünfte unter Berücksichtigung des § 3c Abs. 1 EStG,  


 Abzug ausländischer Steuern nach § 26 KStG,  


 Hinzurechnungsbetrag nach § 10 AStG, 


19. +/- Berichtigungsbetrag nach § 1 AStG  


20. +/- Kürzungen / Hinzurechnungen nach § 8b KStG und InvStG 


21. +/- Korrekturen bei Organschaft i. S. d. §§ 14 und 17 KStG (z. B. gebuchte Gewinnabführung, 
Verlustübernahme, Ausgleichszahlungen i. S. d. § 16 KStG)  


22. +/- Hinzurechnung der nicht abziehbaren Zinsen und Kürzung um den abziehbaren Zinsvortrag nach § 4h 
EStG i. V. m. § 8a KStG 


23. - Verrechnung mit verrechenbaren Verlusten nach § 15a EStG, die aufgrund einer Anwachsung bei der 
Körperschaft zu berücksichtigen sind 


24. - Abzug ausländischer Steuern nach § 26 KStG 


25. + nicht abziehbare negative Einkünfte nach § 2a EStG 


26. - Verrechnung positiver Einkünfte mit verbleibenden negativen Einkünften nach § 2a EStG 


27. - Abzuziehende Kapitalertragsteuer nach § 36a Abs. 1 Satz 3 EStG 


28. - steuerfreier Sanierungsertrag nach § 3a Abs. 2 EStG 


29. + nicht abziehbare Aufwendungen, die in unmittelbarem wirtschaftlichem Zusammenhang zum 
Sanierungsertrag stehen (§ 3c Abs. 4 EStG) 


30. +/- sonstige Hinzurechnungen und Kürzungen 


 


 
31. = steuerlicher Gewinn (Summe der Einkünfte in den Fällen der R 7.1 Abs. 2 Satz 1) 


32. - Zuwendungen und Zuwendungsvortrag, soweit nach § 9 Abs. 1 Nr. 2 KStG abziehbar  


33. + Sonstige Hinzurechnungen bei ausländischen Einkünften 


 Hinzurechnung nach § 52 Abs. 2 EStG i. V. m. § 2a Abs. 3 und 4 EStG 1997, 


 Hinzurechnung nach § 8 Abs. 5 Satz 2 AuslInvG 
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34. + nicht zu berücksichtigender / wegfallender Verlust des laufenden VZ, soweit Hinzurechnungen nach § 8c 
KStG ggf. i. V. m. § 2 Abs. 4 Satz 1 und 2, § 20 Abs. 6 Satz 4 UmwStG oder im Falle einer Abspaltung 
nach § 15 Abs. 3, § 16 UmwStG vor den Korrekturen nach Nr. 25 oder 26 vorzunehmen sind 


35. +/- bei Organträgern:  


 Zurechnung des Einkommens von Organgesellschaften (§§ 14 und 17 KStG),  


 Kürzungen / Hinzurechnungen bezogen auf das dem Organträger zugerechnete Einkommen von 
Organgesellschaften (§ 15 KStG),  


 Abzug des der Organgesellschaft nach § 16 Satz 2 KStG zuzurechnenden Einkommens des 
Organträgers 


36. +/- bei Organgesellschaften:  


 Zurechnung von Einkommen des Organträgers nach § 16 Satz 2 KStG, 


 Abzug des dem Organträger zuzurechnenden Einkommens (§§ 14 und 17 KStG)  


37. + nicht zu berücksichtigender / wegfallender Verlust des laufenden VZ, soweit Hinzurechnungen nach § 8c 
KStG ggf. i. V. m. § 2 Abs. 4 Satz 1 und 2, § 20 Abs. 6 Satz 4 UmwStG oder im Falle einer Abspaltung 
nach § 15 Abs. 3, § 16 UmwStG nicht bereits nach Nr. 24 vorzunehmen sind 


38. + Hinzurechnung der nach § 2 Abs. 4 Satz 3 und 4 UmwStG nicht ausgleichsfähigen Verluste des 
laufenden VZ sowie der nach § 2 Abs. 5 Satz 1 und 2 UmwStG nicht ausgleichsfähigen und 
verrechenbaren negativen Einkünfte des übernehmenden Rechtsträgers 


39. +  nicht zu berücksichtigender / wegfallender Verlust des laufenden VZ nach § 3a Abs. 3 Satz 2 Nr. 8 und 
9 EStG ggf. i. V m. § 3a Abs. 3 Satz 3 EStG und § 15 S. 1 Nr. 1a KStG 


 
40. = Gesamtbetrag der Einkünfte i. S. d. § 10d EStG  


41. - Verlustabzug nach § 10d EStG (unter vorrangigem Abzug des darin enthaltenen 
fortführungsgebundenen Verlustvortrags nach § 8d KStG) 


 


 
42. = Einkommen 


43. - Freibetrag für bestimmte Körperschaften (§ 24 KStG) 


44. - Freibetrag für Genossenschaften, die Land- und Forstwirtschaft betreiben (§ 25 KStG) 


 


45. = zu versteuerndes Einkommen 


 


3Bei Körperschaften i. S. d. § 8 Abs. 9 KStG ist zunächst für jede Sparte ein Gesamtbetrag der Einkünfte 
entsprechend dem Schema nach Satz 2 zu ermitteln. 4Der Verlustabzug ist in Fällen von Satz 3 spartenbezogen 
vorzunehmen. 5Die Summe der sich hiernach ergebenden positiven Spartenergebnisse bildet das Einkommen. 


(2) 1Für Körperschaften, die auch andere Einkünfte als gewerbliche erzielen können, gilt Absatz 1 
entsprechend. 2Von der Summe der Einkünfte ist bei Vorliegen der Voraussetzungen der Freibetrag bei 
Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft nach § 13 Abs. 3 EStG abzuziehen.  


R 7.2 Ermittlung der festzusetzenden und verbleibenden Körperschaftsteuer 


1Die festzusetzende und die verbleibende Körperschaftsteuer sind wie folgt zu ermitteln:  


1.  Steuerbetrag nach Regelsteuersatz (§ 23 Abs. 1 KStG) bzw. Sondersteuersätzen  


2. - anzurechnende ausländische Steuern nach § 26 Abs. 1 KStG, § 12 AStG  


 


3. = Tarifbelastung  


 


4. = festzusetzende Körperschaftsteuer 


5. - anzurechnende Kapitalertragsteuer 


 


6. = verbleibende Körperschaftsteuer 
2Bei Berufsverbänden unterliegen Mittel, die für die Unterstützung und Förderung von Parteien verwendet 
werden, einer besonderen Körperschaftsteuer von 50 % (§ 5 Abs. 1 Nr. 5 Satz 4 KStG). 
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R 7.3 Vom Kalenderjahr abweichendes Wirtschaftsjahr 


(1) Auf kleine Betriebe, Stiftungen, Verbände und Vereine, die einer jPöR angeschlossen sind oder von ihr 
verwaltet werden, sowie auf technische Überwachungsvereine kann, soweit sie gezwungen sind, ihre 
Abschlüsse abweichend vom Kj. aufzustellen, § 7 Abs. 4 KStG entsprechend angewendet werden. 


(2) Bei Körperschaften i. S. d. § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG mit einem vom Kj. abweichenden Wj., die ohne 
Verpflichtung nach den Vorschriften des HGB ordnungsmäßig Bücher führen und regelmäßig Abschlüsse 
machen, kann in entsprechender Anwendung des § 7 Abs. 4 KStG auf Antrag das Wj. der Besteuerung des 
wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs zugrunde gelegt werden. 


R 8.1 Anwendung einkommensteuerrechtlicher Vorschriften 


(1) Bei Körperschaften sind nach § 8 Abs. 1, § 26 und § 31 Abs. 1 KStG anzuwenden: 


1. die folgenden Vorschriften des EStG i. d. F. der Bekanntmachung vom 8.10.2009 (BGBl. I S. 3366, S. 3862, 
BStBl I S. 1346) unter Berücksichtigung der Änderungen bis einschließlich durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 10. März 2021 (BGBl. I S. 330):  


§ 2 Abs. 1 bis 4, 6 und 7 Satz 3. 2Auf R 7.1 wird hingewiesen; 
§ 2a,  
§ 3 Nr. 7, 8 Satz 1, Nr. 11 Satz 1 und 3, Nr. 18, 40a, 42, 44, 54, 70 und 71 
§ 3a, 
§ 3c Abs. 1, § 3c Abs. 2 i. V. m. § 3 Nr. 40a, § 3c Abs. 3 und 4 
§ 4 Abs. 1 bis 4, Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 bis 4, 7 bis 13, Satz 2, Abs. 5b bis 8, 
§ 4a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 und 3, Abs. 2, 
§ 4b, 
§ 4c, 
§ 4d, 
§ 4e, 
§ 4f, 
§ 4g, 
§ 4h, 
§ 4i, 
§ 4j, 
§ 4k, 
§ 5,  
§ 5a,  
§ 5b, 
§ 6,  
§ 6a, 
§ 6b, 
§ 6c, 
§ 6d, 
§ 6e, 
§ 7,  
§ 7a, 
§ 7b, 
§ 7c, 
§ 7g, 
§ 7h, 
§ 7i, 
§ 8 Abs. 1 und 2, 
§ 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 bis 3 und 7 und Abs. 5, 
§ 9a Satz 1 Nr. 3 und Satz 2. 3Auf nachfolgenden Absatz 2 wird hingewiesen; 
§ 9b, 
§ 10d, 
§ 10g,  
§ 11, 
§ 11a, 
§ 11b, 
§ 13 Abs. 1, 2 Nr. 1, Abs. 3 Satz 1 und 2, Abs. 6 und 7, 
§ 13a, 
§ 13b, 
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§ 14 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 und 3, 
§ 15, 
§ 15a, 
§ 15b,  
§ 16 Abs. 1 bis 3b und 5, 
§ 17. 4Auf nachfolgende Absätze 2 und 3 wird hingewiesen; 
§ 18 Abs. 1 Nr. 2, 3 und 4, Abs. 2, 3, 4 Satz 2, 
§ 20. 5Auf nachfolgenden Absatz 2 wird hingewiesen; 
§ 21 Abs. 1 und 3, 
§ 22 Nr. 1, 2 und 3, 
§ 23, 
§ 24, 
§ 25 Abs. 1 und 3 Satz 1, 
§ 32d Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 Satz 1 und Nr. 3 Satz 1 und Satz 3 bis 6 (die Anwendung erfolgt i. V. m. § 8 
Abs. 10 Satz 2 KStG), 
§ 34b Abs. 1 Nr. 2 (die Anwendung erfolgt i. V. m. R 23), 
§ 34c (die Anwendung erfolgt i. V. m. § 26 KStG), 
§ 34d Nr. 1 bis 4 und 6 bis 8, 
§ 36 Abs. 2 Nr. 2, Abs. 3 bis 5, 
§ 36a, 
§ 37 Abs. 1, Abs. 3 Satz 1 bis 3 sowie 8 bis 11, Abs. 4 und 5, 
§ 37b, 
§ 43, 
§ 43a,  
§ 43b,  
§ 44, 
§ 44a, 
§ 44b, 
§ 45, 
§ 45a,  
§ 45b, 
§ 45c, 
§ 45d,  
§ 48,  
§ 48a,  
§ 48b,  
§ 48c,  
§ 48d,  
§ 49, 
§ 50 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 1, 2, 7 und 8, Abs. 3 und 4,  
§ 50a Abs. 1 Nr. 1 bis 3, Abs. 2 bis 7, 
§ 50b, 
§ 50c 
§ 50d Abs. 3, 9 bis 11a, 13 und 14 
§ 50e,  
§ 50f, 
§ 50g, 
§ 50h, 
§ 50i, 
§ 50j, 
§ 51, 
§ 51a Abs. 1 und 3 bis 5, 
§ 52,  
§ 55, 
§ 56,  
§ 57,  
§ 58; 


2. die folgenden Vorschriften der EStDV i. d. F. der Bekanntmachung vom 10.5.2000 (BGBl. I S. 717, BStBl I 
S. 595), zuletzt geändert durch die Verordnung vom 21.12.2020 (BGBl. I S. 3096): 


§ 6, 
§ 8b, 
§ 8c, 
§ 9a, 
§ 10, 
§ 11c, 
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§ 11d, 
§ 15, 
§ 50, 
§ 51, 
§ 53,  
§ 54,  
§ 56 Satz 2,  
§ 60, 
§ 68a,  
§ 68b,  
§ 73a Abs. 2 und 3, 
§ 73c,  
§ 73d,  
§ 73e,  
§ 73f,  
§ 73g, 
§ 81, 
§ 82a,  
§ 82b, 
§ 82f,  
§ 82g,  
§ 82i, 
§ 84. 


(2) 1Unbeschränkt Körperschaftsteuerpflichtige i. S. d. § 1 Abs. 1 Nr. 4 und 5 KStG können grundsätzlich 
Bezieher sämtlicher Einkünfte i. S. d. § 2 Abs. 1 EStG sein. 2Bei der Ermittlung der Einkünfte aus 
Kapitalvermögen ist die Vorschrift des § 20 Abs. 9 Satz 1 und 4 EStG (Sparer-Pauschbetrag) zu 
berücksichtigen. 3In den Fällen des § 8 Abs. 10 KStG ist § 20 Abs. 6 und 9 EStG nicht anzuwenden. 4Ferner ist 
die Freibetragsregelung des § 17 Abs. 3 EStG zu beachten. 


(3) Bei Körperschaftsteuerpflichtigen, bei denen alle Einkünfte als Einkünfte aus Gewerbebetrieb zu behandeln 
sind (§ 8 Abs. 2 KStG), ist die Freibetragsregelung des § 17 Abs. 3 EStG nicht anzuwenden. 


R 8.2 Einkommensermittlung bei Betrieben gewerblicher Art 


(1) 1Für die Zwecke der Ermittlung des körperschaftsteuerpflichtigen Einkommens wird der BgA der jPöR 
verselbständigt. 2Das schließt grundsätzlich die steuerrechtliche Anerkennung von Regelungen der jPöR in 
Bezug auf den BgA ein, z. B. über verzinsliche Darlehen oder Konzessionsabgaben. 3Diese Regelungen 
müssen jedoch klar und eindeutig sein und können nur für die Zukunft, nicht aber mit Wirkung für die 
Vergangenheit getroffen werden. 


(2) 1Regelungen der jPöR in Bezug auf den BgA über verzinsliche Darlehen sind steuerrechtlich nur 
anzuerkennen, soweit der BgA mit einem angemessenen Eigenkapital ausgestattet ist. 2Ein Anhaltspunkt ist 
die Kapitalstruktur gleichartiger Unternehmen in privatrechtlicher Form. 3Ein BgA ist grundsätzlich mit einem 
angemessenen Eigenkapital ausgestattet, wenn das Eigenkapital mindestens 30 % des Aktivvermögens 
beträgt. 4Für die Berechnung der Eigenkapitalquote ist von den Buchwerten in der steuerrechtlichen 
Gewinnermittlung am Anfang des Wj. auszugehen. 5Das Aktivvermögen ist um Baukostenzuschüsse und 
passive Wertberichtigungsposten zu kürzen. 6Von der jPöR gewährte unverzinsliche Darlehen sind als 
Eigenkapital zu behandeln. 7Pensionsrückstellungen rechnen als echte Verpflichtungen nicht zum Eigenkapital. 
8Soweit der BgA nicht mit einem angemessenen Eigenkapital ausgestattet ist, ist ein von der jPöR ihrem BgA 
gewährtes Darlehen als Eigenkapital zu behandeln mit der Folge, dass die insoweit angefallenen Zinsen als 
vGA anzusehen sind. 9Die Angemessenheit des Eigenkapitals ist für jeden VZ neu zu prüfen. 


(3) 1Auch ohne besondere Regelung sind Aufwendungen der jPöR, die dieser aus der Unterhaltung des BgA 
erwachsen, in angemessenem Umfang als Betriebsausgaben des BgA abziehbar. 2Wegen vGA >R 8.5 und 
wegen der Abgrenzung der Spenden zur vGA >R 9 Abs. 6.  


(4) 1Werden Wirtschaftsgüter anlässlich der Veräußerung eines BgA nicht mit veräußert, kommt es zur 
>Überführung dieser Wirtschaftsgüter in das Hoheitsvermögen der Trägerkörperschaft. 2Sie können danach 
einem anderen BgA zugeführt werden. 3Eine Zusammenfassung von BgA führt nicht zur Überführung der in 
den bisherigen BgA enthaltenen Wirtschaftsgüter in das Hoheitsvermögen mit anschließender Zuführung in den 
zusammengefassten BgA. 


(5) Eine von außersteuerlichen Verpflichtungen abgeleitete steuerliche >Buchführungspflicht i. S. d. § 140 AO 
kann sich für BgA von jPöR aufgrund der landesspezifischen Eigenbetriebsgesetze sowie bei kaufmännischen 
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Betrieben auch aufgrund einer unmittelbaren Anwendung der handelsrechtlichen 
Rechnungslegungsvorschriften (§§ 238 ff. HGB) ergeben. 


R 8.3 Gewinnermittlung bei Körperschaften, die Land- und Forstwirtschaft 
betreiben 


1Im Interesse der Gleichmäßigkeit der Besteuerung bestehen keine Bedenken, dass auch Körperschaften, bei 
denen alle Einkünfte als Einkünfte aus Gewerbebetrieb zu behandeln sind (§ 8 Abs. 2 KStG) und die daher 
ihren Gewinn nicht nach § 4 Abs. 1 EStG, sondern nach § 5 EStG ermitteln, die Steuervergünstigungen des 
§ 6b EStG für Gewinne aus der Veräußerung von Aufwuchs oder Anlagen im Grund und Boden mit dem 
dazugehörigen Grund und Boden in Anspruch nehmen. 2Das gilt auch für die Vereinfachungsregelung i. S. d. 
R 14 Abs. 3 Satz 1 EStR. 3Voraussetzung ist in diesen Fällen, dass sich der Betrieb der Körperschaft auf die 
Land- und Forstwirtschaft beschränkt oder der land- und forstwirtschaftliche Betrieb als organisatorisch 
verselbständigter Betriebsteil (Teilbetrieb) geführt wird. 


R 8.4 Zuwendungen an Pensions- und Unterstützungskassen 


- unbesetzt - 


R 8.5 Verdeckte Gewinnausschüttungen 


Grundsätze der verdeckten Gewinnausschüttung 


(1) 1Eine vGA i. S. d. § 8 Abs. 3 Satz 2 KStG ist eine Vermögensminderung oder verhinderte 
Vermögensmehrung, die durch das Gesellschaftsverhältnis veranlasst ist, sich auf die Höhe des 
Unterschiedsbetrags i. S. d. § 4 Abs. 1 Satz 1 EStG auswirkt und nicht auf einem den gesellschaftsrechtlichen 
Vorschriften entsprechenden Gewinnverteilungsbeschluss beruht. 2Bei nicht buchführungspflichtigen 
Körperschaften ist auf die Einkünfte abzustellen. 3Eine >Veranlassung durch das Gesellschaftsverhältnis ist 
auch dann gegeben, wenn die Vermögensminderung oder verhinderte Vermögensmehrung bei der 
Körperschaft zugunsten einer >nahestehenden Person erfolgt.  


(2) 1Im Verhältnis zwischen Gesellschaft und beherrschendem Gesellschafter ist eine Veranlassung durch das 
Gesellschaftsverhältnis i. d. R. auch dann anzunehmen, wenn es an einer zivilrechtlich wirksamen, klaren, 
eindeutigen und im Voraus abgeschlossenen Vereinbarung darüber fehlt, ob und in welcher Höhe ein Entgelt 
für eine Leistung des Gesellschafters zu zahlen ist, oder wenn nicht einer klaren Vereinbarung entsprechend 
verfahren wird. 2Die beherrschende Stellung muss im Zeitpunkt der Vereinbarung oder des Vollzugs der 
Vermögensminderung oder verhinderten Vermögensmehrung vorliegen. 


R 8.6 Wert der verdeckten Gewinnausschüttungen, Beweislast, 
Rückgängigmachung 


Löst eine vGA Umsatzsteuer oder nicht abziehbare Vorsteuer aus, ist diese bei der Gewinnermittlung nicht 
zusätzlich nach § 10 Nr. 2 KStG hinzuzurechnen. 


R 8.7 Rückstellungen für Pensionszusagen an Gesellschafter-Geschäftsführer von 
Kapitalgesellschaften 


1Bei Pensionsverpflichtungen ist in einem ersten Schritt zu prüfen, ob und in welchem Umfang eine Rückstellung 
gebildet werden darf. 2Ist eine Pensionszusage bereits zivilrechtlich unwirksam, ist die Pensionsrückstellung in 
der Handelsbilanz erfolgswirksam aufzulösen, dies ist maßgeblich für die steuerrechtliche Gewinnermittlung. 
3Daneben müssen die Voraussetzungen des § 6a EStG erfüllt sein; sind sie nicht erfüllt, ist die 
Pensionsrückstellung insoweit innerhalb der steuerrechtlichen Gewinnermittlung erfolgswirksam aufzulösen. 
4Die Regelungen in R 6a EStR sind für den Ansatz der Pensionsrückstellungen in der steuerrechtlichen 
Gewinnermittlung dem Grunde und der Höhe nach zu berücksichtigen. 5Ist die Pensionsrückstellung dem 
Grunde und der Höhe nach zutreffend bilanziert, ist in einem zweiten Schritt zu prüfen, ob und inwieweit die 
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Pensionsverpflichtung auf einer vGA beruht. 6Bei dieser Prüfung sind insbesondere die Aspekte 
>Ernsthaftigkeit, >Erdienbarkeit und >Angemessenheit zu prüfen. 


R 8.8 Tantiemen 


- unbesetzt - 


R 8.9 Verdeckte Einlage 


(1) Eine verdeckte Einlage i. S. d. § 8 Abs. 3 Satz 3 KStG liegt vor, wenn ein Gesellschafter oder eine ihm 
>nahestehende Person der Körperschaft außerhalb der gesellschaftsrechtlichen Einlagen einen 
>einlagefähigen Vermögensvorteil zuwendet und diese Zuwendung durch das Gesellschaftsverhältnis 
veranlasst ist. 


(2) § 4 Abs. 1 Satz 1, § 6 Abs. 1 Nr. 5 EStG finden gem. § 8 Abs. 1 KStG auch auf Kapitalgesellschaften 
Anwendung, obwohl hier Einlegender und Empfänger der Einlage verschiedene Rechtsträger sind (finaler 
Einlagebegriff). 


(3) 1Voraussetzung für die Annahme einer verdeckten Einlage ist stets, dass die Zuwendung des 
Gesellschafters oder einer ihm >nahestehenden Person durch das Gesellschaftsverhältnis veranlasst ist. 2Eine 
Veranlassung durch das Gesellschaftsverhältnis ist nur dann gegeben, wenn ein Nichtgesellschafter bei 
Anwendung der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns den Vermögensvorteil der Gesellschaft nicht 
eingeräumt hätte, was grundsätzlich durch Fremdvergleich festzustellen ist. 


(4) 1Die Bewertung verdeckter Einlagen hat grundsätzlich mit dem Teilwert zu erfolgen (§ 8 Abs. 1 KStG i. V. m. 
§ 6 Abs. 1 Nr. 5 und Abs. 6 EStG). 2§ 6 Abs. 1 Nr. 5 Satz 1 Buchstabe b EStG findet keine Anwendung, weil die 
verdeckte Einlage von Anteilen an einer Kapitalgesellschaft i. S. d. § 17 Abs. 1 Satz 1 EStG in eine 
Kapitalgesellschaft gem. § 17 Abs. 1 Satz 2 EStG beim Einlegenden einer Veräußerung gleichgestellt wird und 
es somit bei ihm zum Einlagezeitpunkt zu einer Besteuerung der stillen Reserven kommt. 3Entsprechendes gilt 
in Fällen des § 20 Abs. 2 Satz 2 EStG und § 2 Abs. 13 InvStG für § 6 Abs. 1 Nr. 5 Satz 1 Buchstabe c EStG. 
4§ 6 Abs. 1 Nr. 5 Satz 1 Buchstabe a EStG ist in den Fällen zu beachten, in denen das eingelegte Wirtschaftsgut 
innerhalb der letzten drei Jahre vor dem Zeitpunkt der Zuführung angeschafft oder hergestellt worden ist, es 
sich aber nicht um eine verdeckte Einlage in eine Kapitalgesellschaft gem. § 23 Abs. 1 Satz 1 oder § 20 Abs. 2 
Satz 2 EStG handelt, die als Veräußerung gilt und folglich im Einlagezeitpunkt ebenfalls zu einer Besteuerung 
der stillen Reserven führt. 


(5) 1Für die Qualifizierung von Leistungen als verdeckte Einlagen sind die Umstände maßgebend, die 
bestanden, als der Verpflichtete seine Zusage auf die Leistung gegeben hat. 2Ändern sich diese Umstände 
durch das Ausscheiden nicht, dann sind die Leistungen auch nach dem Ausscheiden des bisherigen 
Gesellschafters weiterhin als verdeckte Einlagen zu qualifizieren. 


R 8.10 Verluste bei Körperschaften 


- unbesetzt - 


R 8.11 Mitgliedsbeiträge 


(1) 1Mitgliedsbeiträge i. S. v. § 8 Abs. 5 KStG sind Beiträge, die die Mitglieder einer Personenvereinigung 
lediglich in ihrer Eigenschaft als Mitglieder nach der Satzung zu entrichten haben. 2Sie dürfen der 
Personenvereinigung nicht für die Wahrnehmung besonderer geschäftlicher Interessen oder für Leistungen 
zugunsten ihrer Mitglieder zufließen. 3Der Beurteilung als echter Mitgliedsbeitrag steht es entgegen, wenn die 
Beitragshöhe von der tatsächlichen Inanspruchnahme für Leistungen durch die Mitglieder abhängt. 


(2) 1Mitgliedsbeiträge, die auf Grund der Satzung erhoben werden, bleiben bei der Ermittlung des Einkommens 
von unbeschränkt oder beschränkt körperschaftsteuerpflichtigen Personenvereinigungen außer Ansatz (§ 8 
Abs. 5 KStG). 2Es genügt, dass eine der folgenden Voraussetzungen erfüllt ist: 


1. Die Satzung bestimmt Art und Höhe der Mitgliedsbeiträge. 


2. Die Satzung sieht einen bestimmten Berechnungsmaßstab vor. 







 


- 21 - 


3. Die Satzung bezeichnet ein Organ, das die Beiträge der Höhe nach erkennbar festsetzt. 
3Bei den nicht zur Führung von Büchern verpflichteten Personenvereinigungen zählen echte Mitgliedsbeiträge 
bereits mangels Zurechenbarkeit zu einer Einkunftsart nicht zu den steuerpflichtigen Einkünften. 4Das gilt auch 
für die mit ihnen in Verbindung stehenden Ausgaben, die mithin regelmäßig dem ideellen Bereich der 
Körperschaft zuzurechnen sind und demzufolge die steuerpflichtigen Einkünfte nicht mindern. 


(3) 1Dient eine Personenvereinigung auch der wirtschaftlichen Förderung der Einzelmitglieder, sind die Beiträge 
an diese Vereinigung insoweit keine Mitgliedsbeiträge i. S. v. § 8 Abs. 5 KStG, sondern pauschalierte 
Gegenleistungen für die Förderung durch die Vereinigung, und zwar auch dann, wenn die Vereinigung keinen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb ausübt. 2In diesem Fall sind die Mitgliederbeiträge durch Schätzung in einen 
steuerfreien Teil (reine Mitgliedsbeiträge) und in einen steuerpflichtigen Teil (pauschalierte Gegenleistungen) 
aufzuteilen. 


(4) 1Bei Versicherungsunternehmen ist § 8 Abs. 5 KStG auf Leistungen der Mitglieder, die ein Entgelt für die 
Übernahme der Versicherung darstellen, nicht anzuwenden. 2Bei >VVaG können jedoch steuerfreie 
Mitgliedsbeiträge in Betracht kommen, z. B. Eintrittsgelder unter besonderen Voraussetzungen. 


R 8.12 Haus- und Grundeigentümervereine, Mietervereine 


(1) 1Die Mitgliedsbeiträge zu Haus- und Grundeigentümervereinen sowie zu Mietervereinen enthalten i. d. R. 
Entgelte für die Gewährung besonderer wirtschaftlicher Vorteile, z. B. Rechtsberatung, Prozessvertretung. 2Sie 
sind deshalb keine reinen Mitgliedsbeiträge i. S. v. § 8 Abs. 5 KStG. 3Um eine einfache und gleichmäßige 
Besteuerung der in Satz 1 bezeichneten Vereine zu gewährleisten, ist bei der Abgrenzung der steuerfreien 
Mitgliedsbeiträge von den steuerpflichtigen Beträgen sowie bei der Berechnung der hiervon abzuziehenden 
Ausgaben wie folgt zu verfahren: 


1. 1Von den eigenen Beitragseinnahmen (= gesamte Beitragseinnahmen abzüglich der an übergeordnete 
Verbände abgeführten Beträge) sind 20 % als steuerpflichtige Einnahmen anzusehen. 2Erhebt der Verein 
neben den Beiträgen besondere Entgelte, z. B. für Prozessvertretungen, sind diese Entgelte den 
steuerpflichtigen Einnahmen voll hinzuzurechnen. 


2. 1Von den Ausgaben des Vereins, die mit den eigenen Beitragseinnahmen und den daneben erhobenen 
besonderen Entgelten in unmittelbarem Zusammenhang stehen, ist der Teil abzuziehen, der dem 
Verhältnis der steuerpflichtigen Einnahmen zu den eigenen Beitragseinnahmen zuzüglich der daneben 
erhobenen besonderen Entgelte entspricht. 2Werden jedoch die mit den steuerpflichtigen Einnahmen 
zusammenhängenden Ausgaben gesondert ermittelt, sind die gesondert ermittelten Ausgaben abzuziehen. 


3. 1Übersteigen die abzuziehenden Ausgaben die steuerpflichtigen Einnahmen ständig, d. h. in mehreren 
aufeinanderfolgenden Jahren, ist erkennbar, dass der als steuerpflichtig behandelte Betrag von 20 % der 
eigenen Beitragseinnahmen zu niedrig ist. 2Er ist dann angemessen zu erhöhen, dass im Durchschnitt 
mehrerer Jahre die abziehbaren Ausgaben nicht höher als die steuerpflichtigen Einnahmen sind.  


(2) Die übrigen steuerpflichtigen Einkünfte, z. B. aus dem Verkauf von Vordrucken und Altmaterial, aus 
Kapitalvermögen und aus Vermietung und Verpachtung, sind nach den allgemeinen steuerrechtlichen 
Grundsätzen zu ermitteln. 


R 8.13 Sonstige Vereine und Einrichtungen 


(1) 1Die von Obst- und Gartenbauvereinen erhobenen Mitgliedsbeiträge enthalten i. d. R. Entgelte für die 
Gewährung besonderer wirtschaftlicher Vorteile. 2Sie sind deshalb keine reinen Mitgliedsbeiträge i. S. v. § 8 
Abs. 5 KStG. 3Bei der Abgrenzung der steuerfreien Mitgliedsbeiträge von den steuerpflichtigen Beträgen ist 
R 8.12 entsprechend anzuwenden. 


(2) 1Die von den Kleingärtner- und Siedlervereinen erhobenen Beiträge enthalten i. d. R. keine Entgelte für die 
Gewährung besonderer wirtschaftlicher Vorteile. 2Im Allgemeinen bestehen deshalb aus Gründen der 
Verwaltungsvereinfachung keine Bedenken, diese Beiträge ohne Prüfung als Mitgliedsbeiträge i. S. v. § 8 
Abs. 5 KStG anzusehen. 


(3) 1Sind Tierzuchtverbände oder Vatertierhaltungsvereine nicht steuerbegünstigt und infolgedessen nicht nur 
mit ihren wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben, sondern in vollem Umfang steuerpflichtig, dann werden die 
Beiträge der Mitglieder zum großen Teil keine steuerfreien Mitgliedsbeiträge i. S. v. § 8 Abs. 5 KStG sein, weil 
sie Entgelte der Mitglieder für wirtschaftliche Leistungen enthalten. 2Aus Vereinfachungsgründen ist bei der 
Abgrenzung der steuerfreien Mitgliedsbeiträge von den steuerpflichtigen Beträgen wie folgt zu verfahren: 3Die 
Beitragseinnahmen sind nur i. H. v. 50 % als steuerpflichtig zu behandeln. 4Die mit den Beitragseinnahmen in 
unmittelbarem Zusammenhang stehenden Ausgaben sind dementsprechend nur mit 50 % zu berücksichtigen. 
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5Zu den Beitragseinnahmen gehören außer den Mitgliedsbeiträgen auch die Beträge, die nicht laufend, sondern 
einmalig als sog. Gebühren entrichtet werden, z. B. für die Herdbucheintragungen, für den Nachweis der 
Abstammung, für die Anerkennung und Umschreibung, für die Vermittlung des Absatzes von Zuchttieren, für 
das Brennen von Vieh, für Ohrmarken und Geflügelringe und Deckgelder von Mitgliedern. 6Voraussetzung ist, 
dass diese Gebühren nach Art und Höhe in der Satzung oder in der Gebührenordnung genau bestimmt sind. 
7Im Übrigen sind die steuerpflichtigen Einkünfte, z. B. aus Gewerbebetrieb, Kapitalvermögen, Vermietung und 
Verpachtung, sonstige Einkünfte i. S. d. § 22 EStG, nach den allgemeinen steuerrechtlichen Grundsätzen zu 
ermitteln. 


(4) Die Bestimmungen in Absatz 3 gelten nicht für die Verbände und Vereine der Pelztierzüchter. 


(5) 1Einrichtungen zur Förderung des Fremdenverkehrs können BgA von jPöR oder Personenvereinigungen 
sein. 2Im ersten Fall können sie eine Steuerbefreiung für Mitgliedsbeiträge nicht in Anspruch nehmen. 3Im 
zweiten Fall sind die Beiträge oft keine reinen Mitgliedsbeiträge (§ 8 Abs. 5 KStG), weil sie auch Entgelte der 
Mitglieder für wirtschaftliche Vorteile enthalten. 4Aus Vereinfachungsgründen bestehen keine Bedenken, in 
diesen Fällen nur 25 % der Beitragseinnahmen als steuerpflichtige Einnahmen zu behandeln. 5Die Ausgaben, 
die mit den Beitragseinnahmen in unmittelbarem wirtschaftlichen Zusammenhang stehen, sind 
dementsprechend nur mit 25 % abzuziehen. 6R 8.12 ist entsprechend anzuwenden. 7Im Übrigen sind die 
steuerpflichtigen Einkünfte, z. B. aus dem Verkauf von Zeitungen oder Fahrkarten, nach den allgemeinen 
steuerrechtlichen Grundsätzen zu ermitteln. 8Die Zuschüsse, die gemeindliche Fremdenverkehrseinrichtungen 
von den Gemeinden erhalten, sind steuerfrei zu lassen. 


R 9 Ausgaben i. S. d. § 9 Abs. 1 Nr. 1 und 2 KStG 


(1) Für die Frage der Abziehbarkeit der Ausgaben i. S. d. § 9 Abs. 1 Nr. 2 KStG gelten § 50 EStDV sowie 
R 10b.1 und 10b.3 EStR entsprechend.  


(2) 1Aufwendungen i. S. d. § 9 Abs. 1 Nr. 1 KStG sind bereits bei der Einkunftsermittlung zu berücksichtigen. 
2Die Ausgaben i. S. d. § 9 Abs. 1 Nr. 2 KStG sind vorbehaltlich des § 8 Abs. 3 KStG in der im Gesetz genannten 
Höhe bei der Ermittlung des Gesamtbetrags der Einkünfte abzuziehen.  


(3) § 9 Abs. 1 Nr. 2 KStG bezieht sich auch im Fall eines vom Kj. abweichenden Wj. auf die Ausgaben im Wj. 


(4) Für die Berechnung des Höchstbetrags der abziehbaren Zuwendungen ist das Einkommen des VZ oder die 
Summe der gesamten Umsätze und der im Kalenderjahr aufgewendeten Löhne und Gehälter maßgebend. 


(5) 1In Organschaftsfällen ist § 9 Abs. 1 Nr. 2 KStG bei der Ermittlung des dem Organträger zuzurechnenden 
Einkommens der Organgesellschaft eigenständig anzuwenden. 2Dementsprechend bleibt beim Organträger 
das zugerechnete Einkommen der Organgesellschaft für die Ermittlung des Höchstbetrags der abziehbaren 
Zuwendungen außer Betracht. 3Als Summe der gesamten Umsätze i. S. d. § 9 Abs. 1 Nr. 2 KStG gelten beim 
Organträger und bei der Organgesellschaft auch in den Fällen, in denen umsatzsteuerrechtlich ein 
Organschaftsverhältnis vorliegt (§ 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG), jeweils nur die eigenen Umsätze. 4Für die Ermittlung 
des Höchstbetrags der abziehbaren Zuwendungen beim Organträger sind die Umsätze der Organgesellschaft 
demnach dem Organträger nicht zuzurechnen. 5Andererseits sind bei der Organgesellschaft für die Ermittlung 
des Höchstbetrags der abziehbaren Zuwendungen ihre eigenen Umsätze maßgebend, obwohl die 
Organgesellschaft nicht Unternehmer i. S. v. § 2 UStG ist und daher umsatzsteuerrechtlich keine steuerbaren 
Umsätze hat.  


(6) 1Zuwendungen einer Kapitalgesellschaft können vGA sein. 2Die Entscheidung hängt von den Umständen 
des einzelnen Falles ab. 3Dabei ist insbesondere Voraussetzung, dass die Zuwendung durch ein Näheverhältnis 
zwischen dem Empfänger und dem Gesellschafter der zuwendenden Kapitalgesellschaft veranlasst ist. 


(7) Auch Zuwendungen eines BgA an seine Trägerkörperschaft können unter den Voraussetzungen des § 9 
Abs. 1 Nr. 2 KStG abziehbar sein, soweit es sich nicht um eine vGA handelt. 


(8) 1Der wirtschaftliche Geschäftsbetrieb einer Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse, die 
im Übrigen wegen Gemeinnützigkeit steuerbegünstigt ist (§ 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG), ist kein selbständiges 
Steuersubjekt. 2Zuwendungen, die ein solcher wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb an diese Körperschaft, 
Personenvereinigung oder Vermögensmasse zur Förderung deren gemeinnütziger Zwecke gibt, sind deshalb 
Gewinnverwendung. 3Die Zuwendungen dürfen deshalb die Einkünfte aus dem wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieb nicht mindern. 


R 10.1 Nichtabziehbare Steuern und Nebenleistungen 


(1) Zur körperschaftsteuerlichen Behandlung der Umsatzsteuer für Umsätze, die vGA sind, >R 8.6.  
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(2) 1Das Abzugsverbot des § 10 Nr. 2 KStG gilt auch für die auf die dort genannten Steuern entfallenden 
Nebenleistungen im Sinne des § 3 Abs. 4 AO. 2Gleichwohl gehören von der Körperschaft empfangene 
Erstattungszinsen i. S. d. § 233a AO zu den steuerpflichtigen Einnahmen. 3Daher sind Erstattungszinsen zu 
unterscheiden von an den Steuerpflichtigen zurückgezahlten Nachzahlungszinsen, welche erfolgsneutral zu 
behandeln sind. 


R 10.2 Geldstrafen und ähnliche Rechtsnachteile 


1Das steuerrechtliche Abzugsverbot für Geldstrafen und ähnliche Rechtsnachteile betrifft in einem 
Strafverfahren festgesetzte Geldstrafen, sonstige Rechtsfolgen vermögensrechtlicher Art, bei denen der 
Strafcharakter überwiegt, und Leistungen zur Erfüllung von Auflagen oder Weisungen, soweit die Auflagen oder 
Weisungen nicht lediglich der Wiedergutmachung des durch die Tat verursachten Schadens dienen (>R 12.3 
EStR). 2Geldstrafen sowie Auflagen oder Weisungen sind nach deutschem Strafrecht gegenüber juristischen 
Personen nicht zulässig. 3Gegen juristische Personen können jedoch sonstige Rechtsfolgen 
vermögensrechtlicher Art, bei denen der Strafcharakter überwiegt, verhängt werden (§ 74e StGB). 4In Betracht 
kommt insbesondere die Einziehung von Gegenständen nach § 74 StGB. 5Die mit den Rechtsnachteilen 
zusammenhängenden Verfahrenskosten, insbesondere Gerichts- und Anwaltskosten, und 
Finanzierungskosten unterliegen ebenfalls dem Abzugsverbot, wenn sie nach dem 31. Dezember 2018 
entstanden sind (§ 34 Abs. 6c KStG). 


R 10.3 Vergütungen für die Überwachung der Geschäftsführung 


(1) 1Vergütungen für die Überwachung der Geschäftsführung (Aufsichtsratsvergütungen) sind alle Leistungen, 
die als Entgelt für die Tätigkeit gewährt werden. 2Hierzu gehören auch Tagegelder, Sitzungsgelder, Reisegelder 
und sonstige Aufwandsentschädigungen. 3Unter das hälftige Abzugsverbot des § 10 Nr. 4 KStG fällt jedoch 
nicht der dem einzelnen Aufsichtsratsmitglied aus der Wahrnehmung seiner Tätigkeit erwachsene Aufwand, 
soweit ihm dieser Aufwand gesondert erstattet worden ist.  


(2) 1Unterliegt die Aufsichtsratsvergütung bei der Umsatzsteuer der Regelbesteuerung und nimmt die 
Körperschaft den Vorsteuerabzug nach § 15 UStG in Anspruch, ist bei der Ermittlung des Einkommens der 
Körperschaft die Hälfte des Nettobetrags der Aufsichtsratsvergütung – ohne Umsatzsteuer – nach § 10 Nr. 4 
KStG hinzuzurechnen. 2Ist die Körperschaft nicht oder nur verhältnismäßig zum Vorsteuerabzug berechtigt, ist 
außerdem die Hälfte der gesamten oder der den Vorsteuerabzug übersteigenden Umsatzsteuer dem 
Einkommen hinzuzurechnen. 3In den übrigen Fällen ist stets die Hälfte des Gesamtbetrags der 
Aufsichtsratsvergütung (einschl. Umsatzsteuer) nach § 10 Nr. 4 KStG hinzuzurechnen. 


(3) 1Der Begriff der Überwachung ist weit auszulegen. 2Unter das hälftige Abzugsverbot fällt jede Tätigkeit eines 
Aufsichtsratsmitglieds, die innerhalb des möglichen Rahmens seiner Aufgaben liegt. 


R 11 Liquidationsbesteuerung 


(1) 1Der Zeitraum der Abwicklung beginnt mit der Auflösung. 2Der Besteuerungszeitraum beginnt mit dem Wj., 
in das die Auflösung fällt. 3Erfolgt die Auflösung im Laufe eines Wj., so kann ein Rumpfwirtschaftsjahr gebildet 
werden. 4Dieses Wahlrecht besteht nicht bei Eröffnung eines Insolvenzverfahrens (§ 155 Abs. 2 Satz 1 InsO). 
5Das Rumpfwirtschaftsjahr reicht vom Schluss des vorangegangenen Wj. bis zur Auflösung. 6Es ist nicht in den 
Abwicklungszeitraum einzubeziehen. 7Bei einer Überschreitung des Dreijahreszeitraums sind die danach 
beginnenden weiteren Besteuerungszeiträume grundsätzlich jeweils auf ein Jahr begrenzt. 


(2) 1Die Steuerpflicht endet erst, wenn die Liquidation rechtsgültig abgeschlossen ist. 2Zum rechtsgültigen 
Abschluss der Liquidation gehört bei Kapitalgesellschaften auch der Ablauf des >Sperrjahres. 3Auch wenn die 
Kapitalgesellschaft vor Ablauf des Sperrjahres ihr Gesellschaftsvermögen vollständig ausgeschüttet hat, ist sie 
damit noch nicht erloschen. 4Die Löschung im Handelsregister ist für sich allein ohne Bedeutung.  


(3) 1Wird der Abwicklungszeitraum in mehrere Besteuerungszeiträume unterteilt (§ 11 Abs. 1 Satz 2 KStG), ist 
die besondere Gewinnermittlung nach § 11 Abs. 2 KStG nur für den letzten Besteuerungszeitraum 
vorzunehmen. 2Dabei ist das Abwicklungs-Anfangsvermögen aus der Bilanz zum Schluss des letzten 
vorangegangenen Besteuerungszeitraums abzuleiten. 3Für die vorangehenden Besteuerungszeiträume ist die 
Gewinnermittlung nach allgemeinen Grundsätzen durchzuführen. 4Auf den Schluss jedes 
Besteuerungszeitraums ist eine Steuerbilanz zu erstellen.  
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(4) Bei den Körperschaftsteuer-Veranlagungen für Besteuerungszeiträume innerhalb des 
Abwicklungszeitraums handelt es sich nicht um bloße Zwischenveranlagungen, die nach Ablauf des 
Liquidationszeitraums durch eine Veranlagung für den gesamten Liquidationszeitraum zu ersetzen sind. 


R 12 Beschränkte Steuerpflicht der übertragenden Körperschaft 


- unbesetzt - 


R 13.1 Beginn einer Steuerbefreiung 


(1) § 13 Abs. 1 KStG erfasst die Fälle, in denen eine bisher in vollem Umfang steuerpflichtige Körperschaft, 
Personenvereinigung oder Vermögensmasse in vollem Umfang von der Körperschaftsteuer befreit wird.  


(2) 1Die Pflicht zur Aufstellung einer Schlussbilanz besteht nur insoweit, als die betreffende Körperschaft, 
Personenvereinigung oder Vermögensmasse Einkünfte aus Gewerbebetrieb, aus Land- und Forstwirtschaft 
oder aus selbständiger Arbeit bezieht. 2Die Bilanzierungspflicht besteht demnach für Körperschaften i. S. d. § 8 
Abs. 2 KStG in vollem Umfang (>R 8.1 Abs. 3), für andere Körperschaften (>R 8.1 Abs. 2) nur hinsichtlich des 
Bereichs der vorgenannten Einkünfte (zur Anwendung des § 13 KStG auf Beteiligungen i. S. d. § 17 EStG 
außerhalb des Betriebsvermögens >R 13.4 Abs. 3). 


R 13.2 Erlöschen einer Steuerbefreiung 


(1) § 13 Abs. 2 KStG erfasst die Fälle, in denen eine bisher in vollem Umfang steuerbefreite Körperschaft, 
Personenvereinigung oder Vermögensmasse in vollem Umfang steuerpflichtig wird.  


(2) 1Zusätzliche Voraussetzung ist, dass die Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse ihren 
Gewinn nach Eintritt in die Steuerpflicht durch Betriebsvermögensvergleich ermittelt. 2Körperschaften i. S. d. 
§ 8 Abs. 2 KStG fallen stets unter den Anwendungsbereich der Vorschrift, andere Körperschaften nur dann, 
wenn sie zur Buchführung verpflichtet sind oder freiwillig Bücher führen. 3Bei diesen anderen Körperschaften 
erstreckt sich die Bilanzierungspflicht nur auf den Bereich der Gewinneinkünfte (>R 13.1 Abs. 2). 4Zur 
Anwendung des § 13 KStG auf Beteiligungen i. S. d. § 17 EStG außerhalb des Betriebsvermögens >R 13.4 
Abs. 3.  


(3) 1Nach § 13 Abs. 5 KStG gelten die Absätze 1 bis 4 dieser Vorschrift bei nur teilweisem Erlöschen der 
Steuerpflicht für die entsprechenden Teile des Betriebsvermögens. 2Der teilweise Beginn einer Steuerbefreiung 
ist in drei Varianten denkbar: 


1. Wechsel von voller zu nur noch partieller Steuerpflicht 


Eine bisher wegen Überschreitens der 10 %-Grenze in § 5 Abs. 1 Nr. 10 Satz 2 KStG in vollem Umfang 
steuerpflichtige Wohnungsgenossenschaft verringert die Einnahmen aus den schädlichen Tätigkeiten 
durch Vermietung frei werdender, bisher an Nichtmitglieder vermieteter Wohnungen an Mitglieder auf 
weniger als 10 % der Gesamteinnahmen und ist daher nur noch partiell steuerpflichtig. 


2. Verringerung der partiellen Steuerpflicht  


Bei einer Unterstützungskassen-GmbH, die wegen ihrer Überdotierung nach § 6 Abs. 5 KStG partiell 
steuerpflichtig ist, verringert sich das prozentuale Ausmaß der Überdotierung. 


3. Wechsel von partieller Steuerpflicht zu voller Steuerbefreiung  


Bei einer nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG wegen Verfolgung gemeinnütziger Zwecke steuerbefreiten GmbH 
wird eine bisher als steuerpflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb (§ 64 AO) beurteilte Tätigkeit als 
steuerfreier Zweckbetrieb (§ 65 AO) anerkannt. 


R 13.3 Schlussbilanz, Anfangsbilanz 


(1) 1Durch den Ansatz der Wirtschaftsgüter in der Schlussbilanz mit dem Teilwert wird erreicht, dass eine 
steuerpflichtige Körperschaft, die von der Körperschaftsteuer befreit wird, vorbehaltlich des § 13 Abs. 4 KStG 
die während des Bestehens der Steuerpflicht gebildeten stillen Reserven des Betriebsvermögens aufzudecken 
und der Besteuerung zuzuführen hat, bevor sie aus der Steuerpflicht ausscheidet. 2Ermittelt sie ihren Gewinn 
durch Betriebsvermögensvergleich, hat sie auf den Zeitpunkt, in dem die Steuerpflicht endet, eine Schlussbilanz 
aufzustellen. 3Für die aufzustellende Schlussbilanz sind die steuerlichen Gewinnermittlungsvorschriften zu 







 


- 25 - 


beachten. 4Ermittelt sie ihren Gewinn durch Einnahmenüberschussrechnung, ist R 4.5 Abs. 6 EStR 
entsprechend anzuwenden.  


(2) 1Umgekehrt wird durch den Ansatz der Wirtschaftsgüter in der Anfangsbilanz mit dem Teilwert bei Wegfall 
der Steuerbefreiung erreicht, dass die im Zeitraum der Steuerfreiheit gebildeten stillen Reserven nicht bei einer 
späteren Realisierung besteuert werden müssen. 2Zum Erfordernis der Bilanzierung >R 13.2 Abs. 2. 


R 13.4 Sonderregelung für bestimmte steuerbegünstigte Körperschaften 


(1) 1Nach § 13 Abs. 4 Satz 1 KStG wird bei bisher steuerpflichtigen Körperschaften, die nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 
KStG steuerbefreit werden, auf die Schlussbesteuerung der in der Zeit der früheren Steuerpflicht gebildeten 
stillen Reserven verzichtet.  


(2) 1Erlischt bei einer Körperschaft, die steuerbegünstigte Zwecke i. S. d. § 9 Abs. 1 Nr. 2 KStG verfolgt, die 
Steuerbefreiung, ist für die Wirtschaftsgüter, die in der Anfangsbilanz zu Beginn der Steuerbefreiung nach § 13 
Abs. 4 Satz 1 KStG mit dem Buchwert anzusetzen waren, der Wert anzusetzen, der sich bei ununterbrochener 
Steuerpflicht nach den Vorschriften über die steuerliche Gewinnermittlung ergeben würde. 2Dadurch wird die 
steuerliche Erfassung später realisierter stiller Reserven dieser Wirtschaftsgüter aus der Zeit der früheren 
Steuerpflicht wieder ermöglicht. 3Für Wirtschaftsgüter, die erst im Zeitraum der Steuerbefreiung angeschafft 
oder hergestellt worden sind, gilt § 13 Abs. 4 Satz 2 KStG nicht. 4Für diese Wirtschaftsgüter ist der Teilwert 
nach § 13 Abs. 3 Satz 1 KStG anzusetzen (>R 13.3 Abs. 2). 


(3) Durch § 13 Abs. 6 KStG wird der Anwendungsbereich der Vorschrift über den Bereich des 
Betriebsvermögens hinaus auf Beteiligungen i. S. d. § 17 EStG der Körperschaft, Personenvereinigung oder 
Vermögensmasse an einer Kapitalgesellschaft ausgedehnt. 


R 14.1 Organträger, Begriff des gewerblichen Unternehmens 


- unbesetzt - 


R 14.2 Finanzielle Eingliederung 


1Der Organträger ist i. S. d. finanziellen Eingliederung an der Organgesellschaft beteiligt, wenn ihm Anteile an 
der Organgesellschaft - einschließlich der Stimmrechte daraus - steuerrechtlich in dem für die finanzielle 
Eingliederung erforderlichen Umfang zuzurechnen sind. 2Entsprechendes gilt für die >mittelbare Beteiligung 
(§ 14 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 2 KStG). 3Unmittelbare und mittelbare Beteiligungen (bzw. mehrere mittelbare 
Beteiligungen) dürfen zusammengefasst werden. 4Es sind nur solche mittelbaren Beteiligungen zu 
berücksichtigen, die auf Beteiligungen des Organträgers an vermittelnden (Kapital- oder Personen-) 
Gesellschaften beruhen, an denen der Organträger jeweils die Mehrheit der Stimmrechte hat und die jeweils 
die Voraussetzungen des § 14 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 4 und 5 KStG erfüllen. 


Beispiele: 


In den Beispielen wird unterstellt, dass die Stimmrechtsverhältnisse den Beteiligungsverhältnissen entsprechen 
und alle Beteiligungen inländischen Betriebsstätten zuzuordnen sind: 


1. Die Gesellschaft M ist an der Gesellschaft E unmittelbar zu 50 % beteiligt. Über die Gesellschaft T 
(Beteiligung der T an E 50 %), an der die M ebenfalls zu 50 % beteiligt ist, hält M mittelbar weitere 25 % 
der Anteile an der E. Die Gesellschaft E ist in die Gesellschaft M nicht finanziell eingegliedert, weil die 
unmittelbare und die mittelbare Beteiligung der M an der E aufgrund der fehlenden Stimmrechtsmehrheit 
der M an T nicht zusammenzurechnen sind und die unmittelbare Beteiligung allein die Voraussetzung der 
finanziellen Eingliederung nicht erfüllt.  


2. Die Gesellschaft M ist an der Gesellschaft T 1 zu 100 % und an der Gesellschaft T 2 zu 49 % beteiligt; die 
Gesellschaften T 1 und T 2 sind an der Gesellschaft E zu je 50 % beteiligt. M besitzt an T 2 nicht die 
Mehrheit der Stimmrechte. Damit sind die Voraussetzungen des § 14 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 2 KStG für 
eine Zusammenrechnung der beiden mittelbaren Beteiligungen nicht erfüllt. Die Gesellschaft E ist in die 
Gesellschaft M nicht finanziell eingegliedert.  


3. Die Gesellschaft M ist zu 20 % unmittelbar an E beteiligt. Zugleich ist M am Vermögen der Gesellschaft P 
zu 80 % beteiligt, die ihrerseits 80 % der Anteile an E hält. Die Gesellschaft E ist in die Gesellschaft M 
finanziell eingegliedert, da die unmittelbare und die mittelbare Beteiligung aufgrund der 
Stimmrechtsmehrheit der M an P zu addieren sind (20 % + 64 %). 
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R 14.3 Personengesellschaften als Organträger 


1Eine Personengesellschaft i. S. d. § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG kann Organträger sein, wenn die 
Voraussetzung der >finanziellen Eingliederung im Verhältnis zur Personengesellschaft selbst erfüllt ist (§ 14 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 3 KStG), sie eine gewerbliche Tätigkeit i. S. d. § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG ausübt 
(§ 14 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 2 KStG) und die Beteiligungen, die die finanzielle Eingliederung vermitteln, 
während der gesamten Dauer der Organschaft einer inländischen Betriebsstätte des Organträgers zuzurechnen 
sind. 2Dies gilt sowohl für unmittelbare Beteiligungen an der Organgesellschaft als auch für Beteiligungen an 
Gesellschaften, über die eine mittelbare Beteiligung des Organträgers an der Organgesellschaft besteht (§ 14 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 4, 5 und 7 KStG). 3In diesen Fällen hat die Veräußerung eines Mitunternehmeranteils 
bzw. die Veränderung im Gesellschafterbestand der Organträger-Personengesellschaft während des Wj. der 
Organgesellschaft keine Auswirkungen auf das bestehende Organschaftsverhältnis, da der 
Personengesellschaft im Hinblick auf das Organschaftsverhältnis eine rechtliche Eigenständigkeit eingeräumt 
wird. 4Dem entspricht auch, dass die wirtschaftliche Identität der Personengesellschaft gewahrt und die 
rechtliche Gebundenheit des Gesellschaftsvermögens gleich bleibt, auch wenn die am Vermögen insgesamt 
Beteiligten wechseln. 5Gehören die Anteile an der Organgesellschaft nicht zum Vermögen der 
Personengesellschaft, reicht es für die finanzielle Eingliederung in die Personengesellschaft nicht aus, dass die 
Anteile notwendiges Sonderbetriebsvermögen der Gesellschafter der Personengesellschaft sind. 


R 14.4 Zeitliche Voraussetzungen 


(1) 1Nach § 14 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 KStG muss die Organgesellschaft vom Beginn ihres Wj. an ununterbrochen 
finanziell in das Unternehmen des Organträgers eingegliedert sein. 2Ununterbrochen bedeutet, dass diese 
Eingliederung vom Beginn ihres Wj. an ohne Unterbrechung bis zum Ende des Wj. bestehen muss. 3Das gilt 
auch im Falle eines Rumpfwirtschaftsjahres. 


(2) 1Veräußert der Organträger seine Beteiligung an der Organgesellschaft zum Ende des Wj. der 
Organgesellschaft an ein anderes gewerbliches Unternehmen, bedeutet dies, dass der Organträger das 
Eigentum an den Anteilen an der Organgesellschaft bis zum letzten Tag, 24 Uhr, des Wj. der Organgesellschaft 
behält und das andere Unternehmen dieses Eigentum am ersten Tag, 0 Uhr, des anschließenden Wj. der 
Organgesellschaft erwirbt. 2In diesen Fällen ist deshalb die Voraussetzung der finanziellen Eingliederung der 
Organgesellschaft beim Veräußerer der Anteile bis zum Ende des Wj. der Organgesellschaft und beim Erwerber 
der Anteile vom Beginn des anschließenden Wj. der Organgesellschaft an erfüllt. 3Veräußert der Organträger 
seine Beteiligung an der Organgesellschaft während des Wj. der Organgesellschaft, und stellt die 
Organgesellschaft mit Zustimmung des Finanzamts ihr Wj. auf den Zeitpunkt der Veräußerung der Beteiligung 
um, ist die finanzielle Eingliederung der Organgesellschaft beim Veräußerer der Anteile bis zum Ende des 
entstandenen Rumpfwirtschaftsjahres der Organgesellschaft und beim Erwerber der Anteile vom Beginn des 
anschließenden Wj. der Organgesellschaft an gegeben. 


(3) 1Wird im Zusammenhang mit der Begründung oder Beendigung eines Organschaftsverhältnisses i. S. d. 
§ 14 KStG das Wj. der Organgesellschaft auf einen vom Kj. abweichenden Zeitraum umgestellt, ist dafür die 
nach § 7 Abs. 4 Satz 3 KStG erforderliche Zustimmung zu erteilen. 2Bei der Begründung eines 
Organschaftsverhältnisses gilt das auch, wenn das Wj. der Organgesellschaft im selben VZ ein zweites Mal 
umgestellt wird, um den Abschlussstichtag der Organgesellschaft dem im Organkreis üblichen 
Abschlussstichtag anzupassen. 3Weicht dabei das neue Wj. vom Kj. ab, ist für die zweite Umstellung ebenfalls 
die Zustimmung nach § 7 Abs. 4 Satz 3 KStG zu erteilen. 


R 14.5 Gewinnabführungsvertrag 


Wirksamwerden des Gewinnabführungsvertrags 


(1) 1Nach § 14 Abs. 1 Satz 2 KStG kann die Einkommenszurechnung erstmals für das Wj. der 
Organgesellschaft erfolgen, in dem der GAV wirksam wird. 2Bei einer nicht nach §§ 319 bis 327 AktG 
eingegliederten AG oder KGaA wird der GAV i. S. d. § 291 Abs. 1 AktG zivilrechtlich erst wirksam, wenn sein 
Bestehen in das Handelsregister des Sitzes der Organgesellschaft eingetragen ist (§ 294 Abs. 2 AktG). 3Bei 
einer nach den §§ 319 bis 327 AktG eingegliederten AG oder KGaA tritt die zivilrechtliche Wirksamkeit des GAV 
ein, sobald er in Schriftform abgeschlossen ist (§ 324 Abs. 2 AktG). 
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Mindestlaufzeit 


(2) 1Der GAV muss nach § 14 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Satz 1 KStG auf einen Zeitraum von mindestens fünf 
Zeitjahren abgeschlossen sein. 2Der Zeitraum beginnt mit dem Anfang des Wj., für das die Rechtsfolgen des 
§ 14 Abs. 1 Satz 1 KStG erstmals eintreten. 


Vollzug des Gewinnabführungsvertrags 


(3) 1Nach § 14 Abs. 1 Satz 1 KStG muss sich die Organgesellschaft aufgrund eines GAV i. S. d. § 291 Abs. 1 
AktG verpflichten, ihren ganzen Gewinn an ein anderes gewerbliches Unternehmen abzuführen. 2Die Abführung 
des ganzen Gewinns setzt hierbei voraus, dass der Jahresabschluss keinen Bilanzgewinn (§ 268 Abs. 1 HGB, 
§ 158 AktG) mehr ausweist. 3Wegen der nach § 14 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 KStG zulässigen Bildung von Gewinn- 
oder Kapitalrücklagen >Absatz 5 Nr. 3. 4§ 301 AktG bestimmt als Höchstbetrag der Gewinnabführung für eine 
nicht eingegliederte Organgesellschaft in der Rechtsform der AG oder der KGaA: 


1. in seinem Satz 1 den ohne die Gewinnabführung entstehenden Jahresüberschuss, vermindert um einen 
Verlustvortrag aus dem Vorjahr und um den Betrag, der nach § 300 AktG in die gesetzliche Rücklage 
einzustellen ist und um den nach § 268 Abs. 8 HGB ausschüttungsgesperrten Betrag; 


2. in seinem Satz 2 zusätzlich die Entnahmen aus in vertraglicher Zeit gebildeten und wieder aufgelösten 
Gewinnrücklagen. 


5Nach § 275 Abs. 4 HGB dürfen Veränderungen der Gewinnrücklagen in der Gewinn- und Verlustrechnung erst 
nach dem Posten „Jahresüberschuss/Jahresfehlbetrag“ ausgewiesen werden und verändern dadurch nicht den 
Jahresüberschuss. 6Bei Verlustübernahme (§ 302 AktG) hat der Organträger einen sonst entstehenden 
Jahresfehlbetrag auszugleichen, soweit dieser nicht dadurch ausgeglichen wird, dass den anderen 
Gewinnrücklagen Beträge entnommen werden, die während der Vertragsdauer in sie eingestellt worden sind. 


Abführung/Ausschüttung vorvertraglicher Rücklagen 


(4) 1Bei einer nicht eingegliederten Organgesellschaft in der Rechtsform der AG oder der KGaA ist der GAV 
steuerlich als nicht durchgeführt anzusehen, wenn vorvertragliche Gewinnrücklagen entgegen §§ 301 und 302 
Abs. 1 AktG aufgelöst und an den Organträger abgeführt werden. 2Da der Jahresüberschuss i. S. d. § 301 AktG 
nicht einen Gewinnvortrag (§ 158 Abs. 1 Nr. 1 AktG, § 266 Abs. 3 A HGB) umfasst, darf ein vor dem Inkrafttreten 
des GAV vorhandener Gewinnvortrag weder abgeführt noch zum Ausgleich eines aufgrund des GAV vom 
Organträger auszugleichenden Jahresfehlbetrags (Verlustübernahme) verwendet werden. 3Ein Verstoß gegen 
das Verbot, Erträge aus der Auflösung vorvertraglicher Rücklagen an den Organträger abzuführen, liegt auch 
vor, wenn die Organgesellschaft Aufwand - dazu gehören auch die steuerrechtlich nichtabziehbaren Ausgaben, 
z. B. Körperschaftsteuer, Aufsichtsratsvergütungen - über eine vorvertragliche Rücklage verrechnet und 
dadurch den Gewinn erhöht, der an den Organträger abzuführen ist. 4Ein Verstoß gegen die §§ 301 und 302 
Abs. 1 AktG ist nicht gegeben, wenn die Organgesellschaft vorvertragliche Rücklagen auflöst und den 
entsprechenden Gewinn außerhalb des GAV an ihre Anteilseigner ausschüttet. 5Insoweit ist § 14 KStG nicht 
anzuwenden; für die Gewinnausschüttung gelten die allgemeinen Grundsätze.  


Durchführung des Gewinnabführungsvertrags 


(5) Der Durchführung des GAV steht es nicht entgegen, wenn z. B. 


1. der an den Organträger abzuführende Gewinn entsprechend dem gesetzlichen Gebot in § 301 AktG durch 
einen beim Inkrafttreten des GAV vorhandenen Verlustvortrag gemindert wird. 2Der Ausgleich 
vorvertraglicher Verluste durch den Organträger ist steuerrechtlich als Einlage zu werten;  


2. der ohne die Gewinnabführung entstehende Jahresüberschuss der Organgesellschaft nach § 301 AktG um 
den Betrag vermindert wird, der nach § 300 AktG in die gesetzliche Rücklage einzustellen ist. 2Zuführungen 
zur gesetzlichen Rücklage, die die gesetzlich vorgeschriebenen Beträge übersteigen, sind steuerrechtlich 
wie die Bildung von Gewinnrücklagen zu beurteilen; 


3. die Organgesellschaft nach § 14 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 KStG Gewinnrücklagen i. S. d. § 272 Abs. 3 und 4 
HGB mit Ausnahme der gesetzlichen Rücklagen, aber einschließlich der satzungsmäßigen Rücklagen 
(§ 266 Abs. 3 A III HGB) bildet, die bei vernünftiger kaufmännischer Beurteilung wirtschaftlich begründet 
sind. 2Die Bildung einer Kapitalrücklage i. S. d. § 272 Abs. 2 Nr. 4 HGB beeinflusst die Höhe der 
Gewinnabführung nicht und stellt daher keinen Verstoß gegen § 14 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 KStG dar. 3Für die 
Bildung der Rücklagen muss ein konkreter Anlass gegeben sein, der es auch aus objektiver 
unternehmerischer Sicht rechtfertigt, eine Rücklage zu bilden, wie z. B. eine geplante Betriebsverlegung, 
Werkserneuerung, Kapazitätsausweitung. 4Die Beschränkung nach § 14 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 KStG ist nicht 
auf die Bildung stiller Reserven anzuwenden; 


4. die Organgesellschaft ständig Verluste erwirtschaftet. 


Beendigung des Gewinnabführungsvertrags 


(6) 1Wird der GAV, der noch nicht fünf aufeinanderfolgende Jahre durchgeführt worden ist, durch Kündigung 
oder im gegenseitigen Einvernehmen beendet, bleibt der Vertrag für die Jahre, für die er durchgeführt worden 
ist, steuerrechtlich wirksam, wenn die Beendigung auf einem wichtigen Grund beruht. 2Ein wichtiger Grund kann 
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insbesondere in der Veräußerung oder Einbringung der Organbeteiligung durch den Organträger, der 
Verschmelzung, Spaltung oder Liquidation des Organträgers oder der Organgesellschaft gesehen werden. 
3Stand bereits im Zeitpunkt des Vertragsabschlusses fest, dass der GAV vor Ablauf der ersten fünf Jahre 
beendet werden wird, ist ein wichtiger Grund nicht anzunehmen. 4Liegt ein wichtiger Grund nicht vor, ist der 
GAV von Anfang an als steuerrechtlich unwirksam anzusehen. 


(7) Ist der GAV bereits mindestens fünf aufeinanderfolgende Jahre durchgeführt worden, bleibt er für diese 
Jahre steuerrechtlich wirksam. 


Nichtdurchführung des Gewinnabführungsvertrags 


(8) 1Wird ein GAV in einem Jahr nicht durchgeführt, ist er 


1. von Anfang an als steuerrechtlich unwirksam anzusehen, wenn er noch nicht fünf aufeinander folgende 
Jahre durchgeführt worden ist; 


2. erst ab diesem Jahr als steuerrechtlich unwirksam anzusehen, wenn er bereits mindestens fünf aufeinander 
folgende Jahre durchgeführt worden ist. 2Soll die körperschaftsteuerrechtliche Organschaft ab einem 
späteren Jahr wieder anerkannt werden, bedarf es einer erneuten mindestens fünfjährigen Laufzeit und 
ununterbrochenen Durchführung des Vertrags. 


2Ist der GAV als steuerrechtlich unwirksam anzusehen, ist die Organgesellschaft nach den allgemeinen 
steuerrechtlichen Vorschriften zur Körperschaftsteuer zu veranlagen. 


R 14.6 Zuzurechnendes Einkommen der Organgesellschaft 


(1) 1Als zuzurechnendes Einkommen ist das Einkommen der Organgesellschaft vor Berücksichtigung des an 
den Organträger abgeführten Gewinns oder des vom Organträger zum Ausgleich eines sonst entstehenden 
Jahresfehlbetrags (§ 302 Abs. 1 AktG) geleisteten Betrags zu verstehen. 2Bei der Ermittlung des Einkommens 
des Organträgers bleibt demnach der von der Organgesellschaft an den Organträger abgeführte Gewinn außer 
Ansatz; ein vom Organträger an die Organgesellschaft zum Ausgleich eines sonst entstehenden 
Jahresfehlbetrags geleisteter Betrag darf nicht abgezogen werden. 


(2) 1Gewinne der Organgesellschaft, die aus der Auflösung vorvertraglicher unversteuerter stiller Reserven 
herrühren, sind Teil des Ergebnisses des Wj. der Organgesellschaft, in dem die Auflösung der Reserven erfolgt. 
2Handelsrechtlich unterliegen diese Gewinne deshalb der vertraglichen Abführungsverpflichtung. 
3Steuerrechtlich gehören sie zu dem Einkommen, das nach § 14 KStG dem Organträger zuzurechnen ist. 


(3) 1Bei einer nach den §§ 319 bis 327 AktG eingegliederten AG oder KGaA als Organgesellschaft sind nach 
§ 324 Abs. 2 AktG die §§ 293 bis 296, 298 bis 303 AktG nicht anzuwenden. 2Löst diese Organgesellschaft 
vorvertragliche Gewinn- oder Kapitalrücklagen zugunsten des an den Organträger abzuführenden Gewinns auf, 
verstößt sie handelsrechtlich nicht gegen das Abführungsverbot. 3In diesen Fällen ist deshalb >R 14.5 Abs. 8 
nicht anzuwenden. 4Steuerrechtlich fällt die Abführung der Gewinne aus der Auflösung dieser Rücklagen an 
den Organträger nicht unter § 14 KStG; sie unterliegt somit den allgemeinen steuerrechtlichen Vorschriften. 


(4) 1VGA an den Organträger sind im Allgemeinen vorweggenommene Gewinnabführungen; sie stellen die 
tatsächliche Durchführung des GAV nicht in Frage. 2Das gilt auch, wenn eine Personengesellschaft der 
Organträger ist (>R 14.3) und Gewinn verdeckt an einen Gesellschafter der Personengesellschaft 
ausgeschüttet wird. 3Ein solcher Vorgang berührt lediglich die Gewinnverteilung innerhalb der 
Personengesellschaft. 4VGA an außenstehende Gesellschafter sind wie Ausgleichszahlungen i. S. d. § 16 KStG 
zu behandeln. 


(5) Der Gewinn aus der Veräußerung eines Teilbetriebs unterliegt der vertraglichen 
Gewinnabführungsverpflichtung; er ist bei der Ermittlung des dem Organträger zuzurechnenden Einkommens 
zu berücksichtigen. 


(6) 1Die Höhe des nach § 14 KStG dem Organträger zuzurechnenden Einkommens der Organgesellschaft 
sowie weitere Besteuerungsgrundlagen werden gesondert und einheitlich festgestellt mit Bindungswirkung für 
die Steuerbescheide der Organgesellschaft und des Organträgers. 2Einspruchsberechtigt gegen den Bescheid 
über die gesonderte und einheitliche Feststellung sind sowohl der Organträger als auch die Organgesellschaft. 


(7) Gewinnabführungen stellen auch dann keine Gewinnausschüttungen dar, wenn sie erst nach Beendigung 
des GAV abfließen. 
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R 14.7 Einkommensermittlung beim Organträger 


(1) Ausgaben im Zusammenhang mit der Organbeteiligung, z. B. Zinsen für Schulden, die der Organträger zum 
Erwerb der Beteiligung aufgenommen hat, dürfen bei der Ermittlung des Einkommens des Organträgers 
abgezogen werden. 


(2) 1VGA der Organgesellschaft sind beim Organträger zur Vermeidung der Doppelbelastung aus dem 
Einkommen auszuscheiden, wenn die Vorteilszuwendung den Bilanzgewinn des Organträgers erhöht oder 
dessen Bilanzverlust gemindert hat. 2Entgegen >BFH vom 20.8.1986 (I R 150/82, BStBl 1987 II S. 455) ist 
jedoch nicht das zuzurechnende Organeinkommen, sondern das eigene Einkommen des Organträgers zu 
kürzen. 


(3) 1Der Organträger kann seine Beteiligung an der Organgesellschaft auf den niedrigeren Teilwert abschreiben, 
wenn die nach dem geltenden Recht hierfür erforderlichen Voraussetzungen erfüllt sind. 2Eine Abschreibung 
auf den niedrigeren Teilwert ist jedoch nicht schon deshalb gerechtfertigt, weil die Organgesellschaft ständig 
Verluste erwirtschaftet. 


(4) Übernimmt der Organträger die Verpflichtung, einen vorvertraglichen Verlust der Organgesellschaft 
auszugleichen, stellt der Verlustausgleich steuerrechtlich eine Einlage des Organträgers in die 
Organgesellschaft dar. 


R 14.8 Bildung und Auflösung besonderer Ausgleichsposten beim Organträger bis 
einschließlich VZ 2021 


(1) 1Die Regelung zur Bildung und Auflösung besonderer Ausgleichsposten beim Organträger ist für Mehr- und 
Minderabführungen anzuwenden, die bis einschließlich 31. Dezember 2021 erfolgen. 2Für alle Mehr- und 
Minderabführungen nach dem 31. Dezember 2021 ist § 14 Abs. 4 sowie § 27 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 6 i. d. F. 
des Artikels 1 des Gesetzes vom 25. Juni 2021 (BGBl. I S. 2050) anzuwenden. 


(2) 1Stellt die Organgesellschaft aus dem Jahresüberschuss (§ 275 Abs. 2 Nr. 20 oder Abs. 3 Nr. 19 HGB) 
Beträge in die Gewinnrücklagen i. S. d. § 272 Abs. 3 HGB ein oder bildet sie steuerlich nicht anzuerkennende 
stille Reserven, werden die Rücklagen mit dem zuzurechnenden Einkommen beim Organträger oder, wenn er 
eine Personengesellschaft ist, bei seinen Gesellschaftern versteuert. 2Der steuerrechtliche Wertansatz der 
Beteiligung des Organträgers an der Organgesellschaft bleibt unberührt. 3Um sicherzustellen, dass nach einer 
Veräußerung der Organbeteiligung die bei der Organgesellschaft so gebildeten Rücklagen nicht noch einmal 
beim Organträger steuerrechtlich erfasst werden, ist in der Steuerbilanz des Organträgers, in die der um die 
Rücklage verminderte Jahresüberschuss der Organgesellschaft eingegangen ist, ein besonderer aktiver 
Ausgleichsposten in Höhe des Teils der versteuerten Rücklagen einkommensneutral zu bilden, der dem 
Verhältnis der Beteiligung des Organträgers am Nennkapital der Organgesellschaft entspricht. 4Löst die 
Organgesellschaft die Rücklagen in den folgenden Jahren ganz oder teilweise zugunsten des an den 
Organträger abzuführenden Gewinns auf, ist der besondere aktive Ausgleichsposten entsprechend 
einkommensneutral aufzulösen.  


(3) Weicht der an den Organträger abgeführte Gewinn der Organgesellschaft aus anderen Gründen als infolge 
der Auflösung einer Rücklage i. S. d. Absatzes 2 von dem Steuerbilanzgewinn ab, z. B. wegen Änderung des 
Wertansatzes von Aktiv- oder Passivposten in der Bilanz, und liegt die Ursache in vertraglicher Zeit, ist in der 
Steuerbilanz des Organträgers nach § 14 Abs. 4 Satz 1, 2 und 6 KStG i. d. F. vom 11.12.2018 ein besonderer 
aktiver oder passiver Ausgleichsposten in Höhe des Unterschieds einkommensneutral zu bilden, der dem 
Verhältnis der Beteiligung des Organträgers am Nennkapital der Organgesellschaft entspricht. 


(4)  1Im Zeitpunkt der Veräußerung der Organbeteiligung oder eines der Veräußerung gleichgestellten Vorgangs 
sind die besonderen Ausgleichsposten aufzulösen (§ 14 Abs. 4 Satz 2 und 5 KStG i. d. F. vom 11.12.2018), 
sofern sie nicht in den Anwendungsbereich des § 34 Abs. 6e Satz 7 KStG fallen. 2Dadurch erhöht oder 
verringert sich das Einkommen des Organträgers; § 8b KStG sowie § 3 Nr. 40 und § 3c Abs. 2 EStG sind 
anzuwenden. 3Für die Anwendung des § 8b KStG bzw. der § 3 Nr. 40, § 3c Abs. 2 EStG sind die 
Ausgleichsposten mit dem in der Steuerbilanz ausgewiesenen Buchwert der Organbeteiligung 
zusammenzufassen. 4Dadurch kann sich rechnerisch auch ein negativer Buchwert ergeben. 5Die Sätze 4 und 
5 sind bei der Ermittlung eines Übernahmeergebnisses i. S. d. § 4 Abs. 4 Satz 1 oder § 12 Abs. 2 Satz 1 
UmwStG entsprechend anzuwenden. 6Bei mittelbarer Beteiligung an der Organgesellschaft sind die 
Ausgleichsposten aufzulösen, wenn der Organträger die Beteiligung an der Zwischengesellschaft veräußert. 
7Eine gewinnwirksame Auflösung der besonderen Ausgleichsposten erfolgt nicht bei Beendigung des GAV. 
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R 15 Einkommensermittlung bei der Organgesellschaft 


Ein Verlustabzug aus der Zeit vor dem Abschluss des GAV darf das Einkommen der Organgesellschaft, das sie 
während der Geltungsdauer des GAV bezieht, nicht mindern (§ 15 Satz 1 Nr. 1 KStG). 


R 16 Ausgleichszahlungen 


(1) 1Ausgleichszahlungen, die in den Fällen der §§ 14, 17 KStG an außenstehende Anteilseigner gezahlt 
werden, dürfen nach § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 9 EStG weder den Gewinn der Organgesellschaft noch den Gewinn 
des Organträgers mindern. 2Die Organgesellschaft hat ihr Einkommen i. H. v. 20/17 der geleisteten 
Ausgleichszahlungen stets selbst zu versteuern, auch wenn die Verpflichtung zum Ausgleich von dem 
Organträger erfüllt worden oder ihr Einkommen negativ ist.  


(2) 1Hat die Organgesellschaft selbst die Ausgleichszahlungen zu Lasten ihres Gewinns geleistet, ist dem 
Organträger das um 20/17 der Ausgleichszahlungen verminderte Einkommen der Organgesellschaft 
zuzurechnen. 2Leistet die Organgesellschaft trotz eines steuerlichen Verlustes die Ausgleichszahlungen, erhöht 
sich ihr dem Organträger zuzurechnendes negatives Einkommen; die Organgesellschaft hat 20/17 der 
Ausgleichszahlungen als (positives) Einkommen selbst zu versteuern. 3Hat dagegen der Organträger die 
Ausgleichszahlungen geleistet, gilt Folgendes: 


1. Das Einkommen des Organträgers wird um die Ausgleichszahlungen vermindert. 


2. Die Organgesellschaft hat 20/17 der Ausgleichszahlungen zu versteuern. 


3. Das von der Organgesellschaft erwirtschaftete Einkommen ist dem Organträger nach § 14 Abs. 1 Satz 1 
KStG zuzurechnen. 


4Satz 3 gilt auch, wenn der Organträger die Ausgleichszahlungen trotz eines steuerlichen Verlustes geleistet 
hat. 


R 17 Andere Kapitalgesellschaften als Organgesellschaft 


(1) 1Ist die Organgesellschaft eine GmbH, ist der GAV zivilrechtlich nur wirksam, wenn die 
Gesellschafterversammlungen der beherrschten und der herrschenden Gesellschaft dem Vertrag zustimmen 
und seine Eintragung in das Handelsregister der beherrschten Gesellschaft erfolgt. 2Der 
Zustimmungsbeschluss der Gesellschafterversammlung der beherrschten Gesellschaft bedarf der notariellen 
Beurkundung. 


(2) Nach § 17 KStG ist Voraussetzung für die steuerliche Anerkennung einer anderen als der in § 14 Abs. 1 
Satz 1 KStG bezeichneten Kapitalgesellschaft als Organgesellschaft, dass diese sich wirksam verpflichtet, ihren 
ganzen Gewinn an ein anderes Unternehmen i. S. d. § 14 KStG abzuführen, und die Gewinnabführung den in 
§ 301 AktG genannten Betrag nicht überschreitet. 


(3) Die Verlustübernahme muss durch den Verweis auf die Vorschriften des § 302 AktG in seiner jeweils gültigen 
Fassung vereinbart werden.  


(4) >R 14.5 gilt entsprechend. 


R 19 Anwendung besonderer Tarifvorschriften 


(1) 1Eine besondere Tarifvorschrift i. S. d. § 19 Abs. 1 KStG ist z. B. § 26 KStG. 2Die Voraussetzungen der 
Steuerermäßigung müssen bei der Organgesellschaft erfüllt sein. 3Der Abzug von der Steuer ist beim 
Organträger vorzunehmen. 4Ist die Steuerermäßigung der Höhe nach auf einen bestimmten Betrag begrenzt, 
richtet sich dieser Höchstbetrag nach den steuerlichen Verhältnissen beim Organträger.  


(2) Ist in dem zugerechneten Einkommen der Organgesellschaft (>R 14.6) ein Veräußerungsgewinn i. S. d. § 16 
EStG enthalten, kann der Organträger, auch wenn er eine natürliche Person ist, dafür die Steuervergünstigung 
des § 34 EStG nicht in Anspruch nehmen. 
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R 22 Genossenschaftliche Rückvergütung 


(1) Vom Vorliegen einer Genossenschaft ist von der Eintragung bis zur Löschung im Genossenschaftsregister 
auszugehen.  


(2) 1Preisnachlässe (Rabatte, Boni), die sowohl Mitgliedern als auch Nichtmitgliedern gewährt werden, gehören 
nicht zu den genossenschaftlichen Rückvergütungen. 2Sie sind abziehbare Betriebsausgaben. 3Der 
Unterschied zwischen dem Preisnachlass und der genossenschaftlichen Rückvergütung besteht darin, dass 
der Preisnachlass bereits vor oder bei Abschluss des Rechtsgeschäfts vereinbart wird, während die 
genossenschaftliche Rückvergütung erst nach Ablauf des Wj. beschlossen wird.  


(3) Eine Verpflichtung zur Einzahlung auf die Geschäftsanteile wird durch eine Regelung in der Satzung auch 
dann begründet, wenn die Bestimmung über Zeitpunkt und Betrag der Leistungen der Generalversammlung 
übertragen ist.  


(4) 1Die genossenschaftlichen Rückvergütungen sind bei der Ermittlung des Gewinns des Wj., für das sie 
gewährt werden, auch dann abzuziehen bzw. in der Jahresschlussbilanz durch eine Rückstellung zu 
berücksichtigen, wenn sie nach Ablauf des Wj. - spätestens bei Feststellung des Jahresabschlusses durch die 
Generalversammlung - dem Grunde nach beschlossen werden. 2Sie müssen aber, ohne dass es dabei auf den 
Zeitpunkt der Aufstellung oder Errichtung der steuerlichen Gewinnermittlung ankommt, spätestens bis zum 
Ablauf von zwölf Monaten nach dem Ende des Wj. gezahlt oder gutgeschrieben worden sein. 3In besonders 
begründeten Einzelfällen kann das Finanzamt diese Frist nach Anhörung des Prüfungsverbands verlängern. 
4Werden die genossenschaftlichen Rückvergütungen nicht innerhalb dieser Frist gezahlt oder gutgeschrieben, 
können sie auch im Wj. der Zahlung nicht abgezogen werden. 5Die Gewährung von genossenschaftlichen 
Rückvergütungen darf nicht von bestimmten Voraussetzungen abhängig gemacht werden, z. B. davon, dass 
das Mitglied seine Zahlungsverpflichtungen gegenüber der Genossenschaft stets pünktlich erfüllt und keinen 
Kredit in Anspruch nimmt. 6Die Aufrechnung von genossenschaftlichen Rückvergütungen mit Schulden der 
Genossen an die Genossenschaft wird dadurch nicht berührt.  


(5) 1Genossenschaftliche Rückvergütungen sind nach § 22 KStG nur dann abziehbare Betriebsausgaben, wenn 
sie - von der für Geschäftssparten zugelassenen Ausnahme abgesehen - nach der Höhe des Umsatzes 
(Warenbezugs) bemessen und allen Mitgliedern in gleichen Prozentsätzen des Umsatzes gewährt werden. 
2Eine Abstufung nach der Art der umgesetzten Waren (Warengruppen) oder nach der Höhe des Umsatzes mit 
den einzelnen Mitgliedern (Umsatzgruppen) ist nicht zulässig. 3Das gilt nicht für die Umsätze der 
Konsumgenossenschaften in Tabakwaren, weil nach dem Tabaksteuergesetz auf die Tabakwaren im 
Einzelhandel weder Rabatte noch genossenschaftliche Rückvergütungen gewährt werden dürfen. 4Die in der 
Regelung des Satzes 2 zum Ausdruck kommende Auffassung steht auch einer Bemessung der ge-
nossenschaftlichen Rückvergütung nach zeitlichen Gesichtspunkten entgegen. 5Die Abziehbarkeit der 
genossenschaftlichen Rückvergütung setzt u. a. voraus, dass die Rückvergütung nach einem einheitlichen, für 
das ganze Wj. geltenden Prozentsatz berechnet wird. 6Die genossenschaftlichen Rückvergütungen dürfen 
indessen für solche Geschäftssparten nach unterschiedlichen Prozentsätzen des Umsatzes bemessen werden, 
die als Betriebsabteilungen im Rahmen des Gesamtbetriebs der Genossenschaft eine gewisse Bedeutung 
haben, z. B. Bezugsgeschäft, Absatzgeschäft, Kreditgeschäft, Produktion, Leistungsgeschäft. 7Dabei ist in der 
Weise zu verfahren, dass zunächst der im Gesamtbetrieb erzielte Überschuss i. S. v. § 22 Abs. 1 KStG im 
Verhältnis der Mitgliederumsätze zu den Nichtmitgliederumsätzen aufgeteilt wird. 8Bei der Feststellung dieses 
Verhältnisses scheiden die >Nebengeschäfte, die >Hilfsgeschäfte und die >Gegengeschäfte aus. 9Der 
errechnete Anteil des Überschusses, der auf Mitgliederumsätze entfällt, bildet die Höchstgrenze für die an 
Mitglieder ausschüttbaren steuerlich abziehbaren genossenschaftlichen Rückvergütungen. 10Die 
Genossenschaft darf den so errechneten Höchstbetrag der steuerlich abziehbaren Rückvergütungen nach 
einem angemessenen Verhältnis auf die einzelnen Geschäftssparten verteilen und in den einzelnen 
Geschäftssparten verschieden hohe Rückvergütungen gewähren. 11Es ist nicht zulässig, für jede einzelne 
Geschäftssparte die höchstzulässige abziehbare Rückvergütung an Mitglieder unter Zugrundelegung der in den 
einzelnen Geschäftssparten erwirtschafteten Überschüsse zu berechnen, es sei denn, es treffen 
verschiedenartige Umsätze, z. B. Provisionen und Warenumsätze, zusammen mit der Folge, dass in den 
einzelnen Geschäftssparten sowohl das Verhältnis des in der Geschäftssparte erwirtschafteten Überschusses 
zu dem in der Geschäftssparte erzielten Umsatz als auch das Verhältnis des in der Geschäftssparte erzielten 
Mitgliederumsatzes zu dem in der Geschäftssparte insgesamt erzielten Umsatz große Unterschiede aufweist. 
12In diesen Fällen kann wie folgt verfahren werden: 


13Der im Gesamtbetrieb erzielte Überschuss i. S. v. § 22 Abs. 1 KStG wird in einem angemessenen Verhältnis 
auf die einzelnen Geschäftssparten aufgeteilt. 14Von dem danach auf die einzelne Geschäftssparte entfallenden 
Betrag (Spartenüberschuss) wird der auf das Mitgliedergeschäft entfallende Anteil errechnet, als ob es sich bei 
der Geschäftssparte um eine selbständige Genossenschaft handelte. 15Die Summe der in den 
Geschäftssparten auf das >Mitgliedergeschäft entfallenden Anteile bildet die Höchstgrenze für die an die 
Mitglieder ausschüttbaren steuerlich abziehbaren genossenschaftlichen Rückvergütungen. 
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(6) 1Wird der Gewinn einer Genossenschaft z. B. auf Grund einer Betriebsprüfung nachträglich erhöht, kann die 
nachträgliche Ausschüttung des Mehrgewinns - soweit sich dieser in den Grenzen des § 22 KStG hält - als 
genossenschaftliche Rückvergütung steuerlich als Betriebsausgabe behandelt werden, wenn der Mehrgewinn 
in einer nach dem GenG geänderten Handelsbilanz ausgewiesen ist und die Rückvergütung ordnungsgemäß 
beschlossen worden ist. 2Gewinnanteile, die schon bisher in der Handelsbilanz ausgewiesen, aber in Reserve 
gestellt waren, dürfen mit steuerlicher Wirkung nachträglich nicht ausgeschüttet werden. 3Das 
Ausschüttungsrecht ist verwirkt. 4Wird eine bisher nach § 5 Abs. 1 Nr. 14 KStG steuerbefreite land- oder 
forstwirtschaftliche Nutzungs- oder Verwertungsgenossenschaft später, z. B. aufgrund der Feststellungen durch 
eine Betriebsprüfung, körperschaftsteuerpflichtig, können auch die bisher von der Genossenschaft in Reserve 
gestellten Gewinne nachträglich mit gewinnmindernder Wirkung als genossenschaftliche Rückvergütungen 
ausgeschüttet werden. 5Die nachträglich gewährten genossenschaftlichen Rückvergütungen müssen innerhalb 
von drei Monaten, vom Zeitpunkt des Ausschüttungsbeschlusses an gerechnet, bezahlt werden. 6Das 
Finanzamt kann die Frist nach Anhörung des Prüfungsverbands angemessen verlängern. 


(7) 1Der Gewinn aus >Nebengeschäften ist, wenn er buchmäßig nachgewiesen wird, mit dem buchmäßig 
nachgewiesenen Betrag zu berücksichtigen. 2Kann der Gewinn aus >Nebengeschäften buchmäßig nicht 
nachgewiesen werden, ist der um die anteiligen Gemeinkosten geminderte Rohgewinn anzusetzen. 3Welche 
Kosten den Gemeinkosten und welche Kosten den mit den >Nebengeschäften zusammenhängenden 
Einzelkosten zuzurechnen sind, ist nach den im Einzelfall gegebenen Verhältnissen zu entscheiden. 4Die 
anteiligen Gemeinkosten können aus Vereinfachungsgründen mit dem Teilbetrag berücksichtigt werden, der 
sich bei Aufteilung der gesamten Gemeinkosten nach dem Verhältnis der Roheinnahmen aus 
>Nebengeschäften zu den gesamten Roheinnahmen ergibt. 5Unter den als Aufteilungsmaßstab für die 
gesamten Gemeinkosten dienenden Roheinnahmen ist der Umsatz zu verstehen. 6In Einzelfällen, z. B. bei 
Warengenossenschaften, können die gesamten Gemeinkosten statt nach den Roheinnahmen (Umsätzen) aus 
>Nebengeschäften nach den entsprechenden Rohgewinnen aufgeteilt werden, wenn dadurch ein genaueres 
Ergebnis erzielt wird. 7Soweit Verluste aus einzelnen >Nebengeschäften erzielt worden sind, sind sie bei der 
Ermittlung des gesamten Gewinns aus >Nebengeschäften mindernd zu berücksichtigen. 


(8) 1Bei Absatz- und Produktionsgenossenschaften ist der Überschuss im Verhältnis des Wareneinkaufs bei 
Mitgliedern zum gesamten Wareneinkauf aufzuteilen. 2Beim gesamten Wareneinkauf sind zu berücksichtigen: 


Einkäufe bei Mitgliedern  (im Rahmen von  


Einkäufe bei Nichtmitgliedern  >Zweckgeschäften) 
3>Hilfsgeschäfte und >Nebengeschäfte bleiben außer Ansatz. 


(9) 1Gesamtumsatz bei den übrigen Genossenschaften (§ 22 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 KStG) ist die Summe der 
Umsätze aus >Zweckgeschäften mit Mitgliedern und Nichtmitgliedern. 2Umsätze aus >Nebengeschäften und 
aus >Hilfsgeschäften bleiben außer Ansatz.  


(10) Bei Bezugs- und Absatzgenossenschaften ist der Überschuss im Verhältnis der Summe aus dem Umsatz 
mit Mitgliedern im Bezugsgeschäft und dem Wareneinkauf bei Mitgliedern im Absatzgeschäft zur Summe aus 
dem Gesamtumsatz im Bezugsgeschäft und dem gesamten Wareneinkauf im Absatzgeschäft aufzuteilen. 


(11) Wird Mitgliedern, die der Genossenschaft im Laufe des Geschäftsjahres beigetreten sind, eine 
genossenschaftliche Rückvergütung auch auf die Umsätze (Einkäufe) gewährt, die mit ihnen vom Beginn des 
Geschäftsjahres an bis zum Eintritt getätigt worden sind, sind aus Gründen der Vereinfachung auch diese 
Umsätze (Einkäufe) als Mitgliederumsätze (-einkäufe) anzusehen. 


(12) 1Übersteigt der Umsatz aus >Nebengeschäften weder 2 % des gesamten Umsatzes der Genossenschaft 
noch 5 200 Euro im Jahr, ist bei der Ermittlung der Höchstgrenze für die an Mitglieder ausschüttbaren steuerlich 
abziehbaren genossenschaftlichen Rückvergütungen der Gewinn aus >Nebengeschäften nicht abzusetzen. 
2Hierbei ist es gleichgültig, ob der Reingewinnsatz bei >Nebengeschäften von dem Reingewinnsatz bei den 
übrigen Geschäften wesentlich abweicht. 3In diesen Fällen sind die >Nebengeschäfte als >Zweckgeschäfte mit 
Nichtmitgliedern zu behandeln. 


(13) Genossenschaftliche Rückvergütungen, die nach den vorstehenden Anordnungen nicht abziehbar sind, 
sind vGA (>Abgrenzung). 


R 23 Ermäßigte Besteuerung bei Einkünften aus außerordentlichen Holznutzungen 
infolge höherer Gewalt 


1Bei Körperschaften, Personenvereinigungen und Vermögensmassen kann die Körperschaftsteuer, soweit sie 
auf Kalamitätsnutzungen i. S. d. § 34b Abs. 1 Nr. 2 EStG entfällt, auf die Hälfte ermäßigt werden, wenn die volle 
Besteuerung zu Härten führen würde. 2Die R 34b.1 bis 34b.3 und 34b.5 bis 34b.8 EStR sind sinngemäß 
anzuwenden. 
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R 24 Freibetrag für bestimmte Körperschaften 


(1) 1§ 24 KStG findet Anwendung bei steuerpflichtigen Körperschaften, Personenvereinigungen und 
Vermögensmassen, deren Leistungen bei den Empfängern nicht zu den Einnahmen i. S. d. § 20 Abs. 1 
Nr. 1, 2, 3 und 3a EStG gehören, es sei denn, dass sie den Freibetrag nach § 25 KStG beanspruchen können. 
2Die Regelung des § 24 KStG gilt auch in den Fällen einer teilweisen Steuerpflicht, z. B. bei:  


1. JPöR mit ihren BgA, Versicherungsvereinen auf Gegenseitigkeit, Stiftungen.  


2. Gemeinnützigen Körperschaften i. S. d. § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG mit steuerpflichtigen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieben, außer wenn sie die Rechtsform einer Kapitalgesellschaft oder einer Genossenschaft 
haben. 


3. Steuerbefreiten Pensions- oder Unterstützungskassen, die die Rechtsform eines Vereins oder einer 
Stiftung haben und wegen Überdotierung teilweise zu besteuern sind (§ 5 Abs. 1 Nr. 3 i. V. m. § 6 KStG).  


3Wegen der Anwendung der Freibetragsregelung des § 24 KStG auf das Einkommen eines Berufsverbands 
und der Nichtanwendung auf die Bemessungsgrundlage für die besondere Körperschaftsteuer i. S. d. § 5 Abs. 1 
Nr. 5 Satz 4 KStG >R 5.7 Abs. 7. 4Ausgeschlossen ist die Anwendung des Freibetrags nach § 24 KStG z. B. in 
den Fällen von: 


1. Gemeinnützigen Körperschaften i. S. d. § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG mit steuerpflichtigen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieben, wenn sie die Rechtsform einer Kapitalgesellschaft haben.  


2. Steuerbefreiten Pensions- oder Unterstützungskassen, die die Rechtsform einer Kapitalgesellschaft haben 
und wegen Überdotierung teilweise zu besteuern sind (§ 5 Abs. 1 Nr. 3 i. V. m. § 6 KStG).  


3. Vermietungsgenossenschaften (§ 5 Abs. 1 Nr. 10 und 12 KStG).  


4. Optierenden Gesellschaften i. S. d. § 1a KStG 


(2) 1Körperschaften, Personenvereinigungen und Vermögensmassen i. S. d. Absatzes 1, deren Einkommen 
den Freibetrag von 5 000 Euro nicht übersteigt, sind nicht zu veranlagen (NV-Fall) und haben Anspruch auf 
Erteilung einer NV-Bescheinigung. 2Das gilt auch für die Fälle der >R 31 Abs. 1. 


R 25 Freibetrag für Genossenschaften sowie Vereine, die Land- und Forstwirtschaft 
betreiben 


Genossenschaften sowie Vereine, deren Einkommen den nach § 25 KStG zu gewährenden Freibetrag von 
15 000 Euro nicht übersteigt, sind nicht zu veranlagen (NV-Fall) und haben Anspruch auf Erteilung einer NV-
Bescheinigung. 


R 26 Steuerermäßigung bei ausländischen Einkünften 


(1) 1Bei der Steueranrechnung nach § 26 KStG, die keinen Antrag voraussetzt, handelt es sich um die 
Anrechnung ausländischer Steuern vom Einkommen, zu denen eine unbeschränkt steuerpflichtige 
Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse im Ausland herangezogen wurde oder die für ihre 
Rechnung einbehalten worden sind, auf die deutsche Körperschaftsteuer. 2Für die Ermittlung der auf die 
ausländischen Einkünfte entfallenden deutschen Körperschaftsteuer ist die Tarifbelastung vor Abzug der 
anzurechnenden ausländischen Steuern zugrunde zu legen; die Summe der Einkünfte ist entsprechend dem in 
>R 7.1 enthaltenen Berechnungsschema zu ermitteln. 3Zur direkten Steueranrechnung bei beschränkter 
Steuerpflicht >Absatz 4. 


(2) Die Pauschalierung der anzurechnenden Körperschaftsteuer nach dem Pauschalierungserlass vom 
10.4.1984 (BStBl I S. 252) ist nicht zulässig. 


(3) 1Stammen Einkünfte aus einem ausländischen Staat, mit dem ein DBA besteht, kann eine 
Steueranrechnung (§ 26 Abs. 1 KStG) oder ein wahlweiser Abzug der ausländischen Steuern bei der Ermittlung 
der Einkünfte nur unter Beachtung der Vorschriften des maßgeblichen DBA vorgenommen werden. 2Ggfs. kann 
auch die Anrechnung fiktiver Steuerbeträge in Betracht kommen. 3Sieht ein DBA nur die Anrechnung 
ausländischer Steuern vor, kann dennoch auf Antrag das nach innerstaatlichem Recht eingeräumte Wahlrecht 
eines Abzugs der ausländischen Steuern bei der Ermittlung der Einkünfte beansprucht werden. 4Das Wahlrecht 
muss für die gesamten Einkünfte aus einem ausländischen Staat einheitlich ausgeübt werden. 5Über den 
Rahmen bestehender DBA hinaus kann eine Anrechnung oder ein Abzug ausländischer Steuern in Betracht 
kommen, wenn das DBA die Doppelbesteuerung nicht beseitigt oder sich nicht auf die fragliche Steuer vom 
Einkommen dieses Staates bezieht. 6Bei negativen ausländischen Einkünften i. S. d. § 2a EStG aus einem 
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ausländischen Staat, mit dem ein DBA besteht, ist auf Antrag anstelle einer im DBA vorgesehenen Anrechnung 
ein Abzug der ausländischen Steuern entsprechend § 34c Abs. 2 EStG möglich. 


(4) Sind Körperschaften, Personenvereinigungen und Vermögensmassen beschränkt steuerpflichtig (§ 2 Nr. 1 
KStG), ist nach § 26 Abs. 1 KStG i. V. m. § 50 Abs. 3 EStG unter den dort genannten Voraussetzungen die 
direkte Steueranrechnung (§ 34c Abs. 1 EStG) oder der Steuerabzug (§ 34c Abs. 2 und 3 EStG) möglich. 


R 30 Entstehung der Körperschaftsteuer 


Die Körperschaftsteuer entsteht hinsichtlich der besonderen Körperschaftsteuer nach § 5 Abs. 1 Nr. 5 Satz 4 
KStG mit Ablauf des VZ, in dem die Mittelverwendung erfolgt ist, die die besondere Körperschaftsteuer auslöst. 


R 31.1 Besteuerung kleiner Körperschaften 


(1) 1Nach § 156 Abs. 2 AO kann die Festsetzung von Steuern unterbleiben, wenn feststeht, dass die Kosten 
der Einziehung einschließlich der Festsetzung außer Verhältnis zu dem festzusetzenden Betrag stehen. 2Diese 
Voraussetzung kann im Einzelfall bei kleinen Körperschaften erfüllt sein, die einen Freibetrag nach § 24 oder 
§ 25 KStG nicht beanspruchen können, insbesondere bei kleinen Genossenschaften. 3Bei diesen 
Körperschaften kann das in Satz 1 bezeichnete Missverhältnis vorliegen, wenn das Einkommen im Einzelfall 
offensichtlich 500 Euro nicht übersteigt. 4Dementsprechend kann in diesen Fällen von einer Veranlagung zur 
Körperschaftsteuer und von den gesonderten Feststellungen nach §§ 27, 28 KStG abgesehen werden. 5Dies 
gilt nicht im Fall von Komplementär-Kapitalgesellschaften, da der auf sie entfallende Gewinnanteil im Rahmen 
der gesonderten Gewinnfeststellung zu ermitteln ist.  


(2) Die Veranlagung und die gesonderten Feststellungen für die in Absatz 1 bezeichneten Körperschaften sind 
auch durchzuführen, wenn die Körperschaften dies beantragen. 


(3) Bei der erstmaligen gesonderten Feststellung nach § 27 KStG ist davon auszugehen, dass das in der 
Steuerbilanz ausgewiesene Eigenkapital ausschließlich aus ausschüttbarem Gewinn (§ 27 Abs. 1 Satz 5 KStG) 
und gezeichnetem Kapital besteht, soweit die Körperschaft nicht nachweist, dass es aus Einlagen stammt. 


R 31.2 Steuererklärungspflicht, Veranlagung und Erhebung von Körperschaftsteuer 


- unbesetzt - 


R 35 Sondervorschriften für Körperschaften, Personenvereinigungen 
oder Vermögensmassen in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrags genannten 


Gebiet 


1Im Jahr des Verlustabzugs (§ 10d EStG) erhöht der vom Einkommen abgezogene Verlust das steuerliche 
Einlagekonto. 2Ist ein Verlustabzug in einem VZ zu berücksichtigen, dessen Einkommen sich aus dem Gewinn 
von zwei Wj. zusammensetzt, ist er für die Erhöhung des Einlagekontos auf die beiden Wj. aufzuteilen. 


 


Der Bundesrat hat zugestimmt. 
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© Bayerisches Staatsministerium der Finanzen und für Heimat


Pressemitteilung Nr. 046
München, 24.02.2022


FÜRACKER: VERTIEFTE EINBEZIEHUNG DER UNTERNEHMENS-COMPLIANCE IN DIE
STEUERPRÜFUNG
Bayern startet Pilotprojekt zur Einbeziehung von modernen Compliance-Systemen der
Unternehmen in die steuerliche Betriebsprüfung
„Eine moderne Betriebsprüfung muss mit aktuellen Entwicklungen in der Wirtschaft Schritt halten. In einem Pilotprojekt werden wir
interne Steuerkontrollsysteme von Unternehmen gezielt in die Prüfung einbeziehen. Mit den gewonnenen Erkenntnissen wollen wir
unsere Prüfungsmethoden weiterentwickeln. Das macht Steuerprüfungen zukünftig effizienter und schneller. Unternehmen, die sich
gegenüber der Finanzverwaltung transparent zeigen, sollen von einer schnelleren Abwicklung der Prüfungen und damit früheren
Rechtssicherheit profitieren“, erklärt Finanz- und Heimatminister Albert Füracker anlässlich der Vorstellung des Pilotprojekts mit zwei
großen bayerischen Unternehmen. Durch die Einbeziehung von Steuerkontrollsystemen der Unternehmen können Schwerpunkte der
Steuerprüfungen künftig noch gezielter gesetzt werden.


In vielen Unternehmen befinden sich derzeit interne Steuerkontrollsysteme im Aufbau, um die Einhaltung steuerlicher Pflichten in einem
Unternehmen sicher zu stellen. Im Rahmen des Pilotprojekts können Erkenntnisse über die Wirkungsweise von Steuerkontrollsystemen
gewonnen und damit die gegenseitige Vertrauensbasis gestärkt werden. Ziel einer modernen Steuerprüfung muss sein,
unternehmensinterne Steuerkontrollsysteme zukünftig rechtssicher in Außenprüfungen einbeziehen zu können. Dazu müsste das dafür
maßgebliche Bundesrecht noch entsprechend modernisiert werden.
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Urteil vom 28. September 2021, VIII R 12/19 
Ausschluss des Abgeltungsteuersatzes nach § 32d Abs. 2 Nr. 1 Buchst. a EStG bei Darlehensgewährung an eine 
Personengesellschaft


ECLI:DE:BFH:2021:U.280921.VIIIR12.19.0


BFH VIII. Senat


EStG § 20 Abs 1 Nr 7 , EStG § 32d Abs 2 Nr 1 Buchst a , EStG § 32d Abs 1 , EStG VZ 2016 


vorgehend FG Münster, 28. Februar 2019, Az: 3 K 2547/18 E


Leitsätze


Ein Näheverhältnis i.S. des § 32d Abs. 2 Nr. 1 Buchst. a EStG des Gläubigers der Kapitalerträge zu einer 
Personengesellschaft ist zu bejahen, wenn der Gläubiger eine Beteiligung innehat, die es ihm ermöglicht, seinen Willen in 
der Gesellschafterversammlung der Personengesellschaft durchzusetzen. Das Gleiche gilt, wenn die Anteile an der 
Personengesellschaft zwar von einer rechtsfähigen Stiftung gehalten werden, der Gläubiger jedoch aufgrund seiner 
beherrschenden Stellung in der Stiftung mittelbar in der Lage ist, seinen Willen in der Gesellschafterversammlung der 
Personengesellschaft durchzusetzen.


Tenor


Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des Finanzgerichts Münster vom 28.02.2019 - 3 K 2547/18 E wird als 
unbegründet zurückgewiesen.


Die Kosten des Revisionsverfahrens hat der Beklagte zu tragen.


Tatbestand


I.


1 Die Beteiligten streiten darüber, ob Darlehenszinsen, die den Klägern und Revisionsbeklagten (Kläger) im Streitjahr 
zugeflossen sind, der Besteuerung mit dem gesonderten Tarif gemäß § 32d Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes in 
der im Streitjahr anzuwenden Fassung (EStG) unterliegen.


2 Die Kläger sind verheiratet und werden für das Streitjahr (2016) zusammen zur Einkommensteuer veranlagt.


3 Sie waren zunächst jeweils zur Hälfte als Kommanditisten an der N-GmbH & Co. KG (N-KG) beteiligt. Komplementärin 
der N-KG mit der Befugnis zur Geschäftsführung, aber ohne Kapitalanteil und Beteiligung am Gesellschaftsvermögen, 
war die N-GmbH, an der die Kläger ebenfalls zunächst jeweils zur Hälfte beteiligt waren. Die Kläger waren einzeln zur 
Vertretung und Geschäftsführung der N-GmbH befugt. Nicht zu den von der Geschäftsführungsbefugnis der N-GmbH 
umfassten Angelegenheiten gehörten die Aufstellung des jährlichen Finanzplans und die Aufnahme von im Finanzplan 
nicht vorgesehenen Krediten (§ 6 Abs. 3 Buchst. e und n des Gesellschaftsvertrags).


4







Die Kläger waren zudem Kommanditisten bei der X-GmbH & Co. KG (X-KG), die der N-KG zuvor ein 
Betriebsgrundstück überlassen hatte. Komplementärin war die X-GmbH. Die Kläger waren sowohl an der X-KG als 
auch an der X-GmbH jeweils zur Hälfte beteiligt.


5 Mit Wirkung zum 01.07.2014 übertrugen die Kläger ihre Anteile an der N-KG und an der N-GmbH auf die von ihnen 
errichtete O-Familienstiftung (Stiftung), deren Zweck darin bestand, dem Wohle der Familie der Stifter zu dienen. 
Alleiniges Stiftungsorgan war der aus drei Personen bestehende Vorstand. Die Kläger waren Vorstandsmitglieder auf 
Lebenszeit. Sie benannten nach der Stiftungssatzung einvernehmlich das weitere Mitglied des Vorstands.


6 Für die Stiftung vertretungsberechtigt war der Vorsitzende des Vorstands bzw. sein Stellvertreter, jeweils gemeinsam 
mit einem weiteren Mitglied. Solange einer der Stifter Mitglied des Vorstands war, konnte er die Stiftung allein 
vertreten. Auch die Gesellschafterrechte der Stiftung wurden vom Vorstandsvorsitzenden bzw. seinem Stellvertreter 
wahrgenommen. Er vertrat die Stiftung insbesondere in den Gesellschafterversammlungen. Beschlussfassungen des 
Vorstands erfolgten mit einfacher Mehrheit. Bei Stimmengleichheit entschied die Stimme des Vorstandsvorsitzenden 
bzw. die seines Stellvertreters.


7 Der Kläger und die Klägerin gewährten der N-KG unabhängig voneinander Darlehen, die auf jeweils getrennt 
geführten Darlehenskonten der N-KG verbucht wurden. Der positive Saldo der jeweiligen Darlehenskonten wurde in 
den Jahren 2014 und 2015 mit 6 % und im Streitjahr mit 3 % über dem Basiszinssatz verzinst. Nach Übertragung der 
Kommanditanteile der Kläger auf die Stiftung wurden die Darlehen als sonstige Verbindlichkeiten der N-KG 
weitergeführt. Für in den Jahren 2014 bis 2016 angefallene Zinsen zahlte die N-KG im Streitjahr dem Kläger einen 
Betrag in Höhe von ... € und der Klägerin einen Betrag in Höhe von ... €. Der Beklagte und Revisionskläger (das 
Finanzamt --FA--) legte diese Zinseinnahmen der Kläger zunächst erklärungsgemäß als dem gesonderten Tarif des 
§ 32d Abs. 1 EStG unterliegende Einkünfte aus Kapitalvermögen gemäß § 20 Abs. 1 Nr. 7 EStG der Besteuerung 
zugrunde.


8 Am 15.03.2018 erließ das FA einen nach § 164 Abs. 2 der Abgabenordnung geänderten Einkommensteuerbescheid für 
das Streitjahr, in dem es die Zinseinkünfte der Kläger unter Verweis auf § 32d Abs. 2 Nr. 1 Buchst. a EStG der 
Besteuerung mit dem tariflichen Einkommensteuersatz unterwarf. Der hiergegen gerichtete Einspruch der Kläger blieb 
ohne Erfolg.


9 Der nachfolgend erhobenen Klage gab das Finanzgericht (FG) Münster mit in Entscheidungen der Finanzgerichte 
2019, 976 veröffentlichtem Urteil vom 28.02.2019 statt.


10 Mit der gegen das FG-Urteil erhobenen Revision rügt das FA die Verletzung materiellen Rechts.


11 Das FA beantragt,
das Urteil des FG Münster vom 28.02.2019 - 3 K 2547/18 E aufzuheben und die Klage abzuweisen.


12 Die Kläger beantragen,
die Revision als unbegründet zurückzuweisen.







Entscheidungsgründe


II.


13 Die Revision ist unbegründet. Das FG hat zu Recht entschieden, dass die den Klägern im Streitjahr zugeflossenen 
Zinsen als Einkünfte aus Kapitalvermögen gemäß § 20 Abs. 1 Nr. 7 EStG der Besteuerung mit dem gesonderten 
Steuersatz des § 32d Abs. 1 EStG unterliegen.


14 1. Das FG ist zutreffend davon ausgegangen, dass die den Klägern im Streitjahr zugeflossenen Darlehenszinsen zu 
Einkünften aus Kapitalvermögen gemäß § 20 Abs. 1 Nr. 7 EStG geführt haben und nicht gemäß § 20 Abs. 8 Satz 1 
EStG vorrangig den Einkünften aus Gewerbebetrieb zuzurechnen sind.


15 Eine Zuordnung der Darlehenszinsen zu den gewerblichen Einkünften der Kläger käme zwar in Betracht, wenn auch 
nach Übertragung der Kommanditanteile der Kläger an der N-KG auf die Stiftung aufgrund sachlicher und 
personeller Verflechtung zwischen der X-KG und der N-KG vom Vorliegen einer mitunternehmerischen 
Betriebsaufspaltung auszugehen wäre (vgl. Urteil des Bundesfinanzhofs --BFH-- vom 13.10.1998 - VIII R 46/95, BFHE 
187, 425, BStBl II 1999, 357). Denn Darlehen, die im Rahmen einer bestehenden Betriebsaufspaltung der 
Betriebsgesellschaft von den Gesellschaftern der Besitzpersonengesellschaft gewährt werden, sind deren 
Sonderbetriebsvermögen zuzurechnen, wenn sie (auch) durch betriebliche Interessen der Besitzpersonengesellschaft 
veranlasst sind und damit der Stärkung der Beteiligung an dieser Gesellschaft dienen (sog. Sonderbetriebsvermögen 
II, vgl. BFH-Urteile vom 19.10.2000 - IV R 73/99, BFHE 193, 354, BStBl II 2001, 335, und vom 05.11.2009 - 
IV R 99/06, BFHE 228, 98, BStBl II 2010, 593); entsprechend sind vereinnahmte Darlehenszinsen als 
Sonderbetriebseinnahmen zu erfassen. Dem Revisionsvorbringen beider Beteiligter lässt sich jedoch nicht 
entnehmen, dass die Beteiligten selbst von einer Zugehörigkeit der Darlehensforderungen zu einem 
Sonderbetriebsvermögen der Kläger bei der X-KG ausgegangen sind. Der Senat sieht deshalb keine Veranlassung, die 
betriebliche Veranlassung der Darlehensgewährung unter diesem Gesichtspunkt näher zu prüfen. Unabhängig davon 
wäre bei einer solchen Prüfung zu berücksichtigen, dass im Streitfall keine Anhaltspunkte für eine Ausreichung der 
Darlehen zu nicht fremdüblichen Bedingungen vorliegen. In einem solchen Fall liegt regelmäßig keine Veranlassung 
der Darlehenshingabe durch betriebliche Interessen der Besitzpersonengesellschaft vor (BFH-Urteile vom 
10.11.1994 - IV R 15/93, BFHE 176, 535, BStBl II 1995, 452, und in BFHE 228, 98, BStBl II 2010, 593; vgl. auch 
Schmidt/Wacker, EStG, 40. Aufl., § 15 Rz 874).


16 2. Das FG hat auch zu Recht angenommen, dass die Zinseinkünfte der Kläger nicht nach § 32d Abs. 2 Nr. 1 Buchst. a 
EStG aus dem Anwendungsbereich des gesonderten Steuertarifs für Einkünfte aus Kapitalvermögen gemäß § 32d 
Abs. 1 EStG ausgeschlossen sind.


17 a) Gemäß § 32d Abs. 2 Nr. 1 Buchst. a EStG gilt der gesonderte Steuertarif des § 32d Abs. 1 EStG u.a. nicht für 
Kapitaleinkünfte i.S. des § 20 Abs. 1 Nr. 7 EStG, wenn Gläubiger und Schuldner der Kapitalerträge einander nahe 
stehende Personen sind, soweit die den Kapitalerträgen entsprechenden Aufwendungen beim Schuldner 
Betriebsausgaben oder Werbungskosten im Zusammenhang mit Einkünften sind, die der inländischen Besteuerung 
unterliegen und § 20 Abs. 9 Satz 1 Halbsatz 2 EStG keine Anwendung findet.


18 b) Bei dem Begriff der nahe stehenden Person i.S. des § 32d Abs. 2 Nr. 1 Buchst. a EStG handelt es sich um einen 
unbestimmten Rechtsbegriff, der normspezifisch für Zwecke des § 32d Abs. 2 Nr. 1 EStG auszulegen ist (vgl. BFH-
Urteile vom 29.04.2014 - VIII R 9/13, BFHE 245, 343, BStBl II 2014, 986, und vom 14.05.2014 - VIII R 31/11, BFHE 
245, 531, BStBl II 2014, 995). Hierunter können alle natürlichen und juristischen Personen fallen, die zueinander in 
enger Beziehung stehen. Eine solche enge Beziehung hat der Senat in seiner bisherigen Rechtsprechung im 







Verhältnis natürlicher Personen zueinander bejaht, wenn die nahe stehende Person auf den Steuerpflichtigen einen 
beherrschenden Einfluss ausüben oder umgekehrt der Steuerpflichtige auf diese Person einen beherrschenden 
Einfluss ausüben oder eine dritte Person auf beide einen beherrschenden Einfluss ausüben kann oder die Person 
oder der Steuerpflichtige imstande ist, bei der Vereinbarung der Bedingungen einer Geschäftsbeziehung auf den 
Steuerpflichtigen oder die nahe stehende Person einen außerhalb dieser Geschäftsbeziehung begründeten Einfluss 
auszuüben oder wenn einer von ihnen ein eigenes wirtschaftliches Interesse an der Erzielung der Einkünfte des 
anderen hat (vgl. nur BFH-Urteil vom 20.10.2016 - VIII R 27/15, BFHE 256, 248, BStBl II 2017, 441, Rz 19, m.w.N.). 
Das Beherrschungsverhältnis muss so beschaffen sein, dass der beherrschten Person aufgrund eines absoluten 
Abhängigkeitsverhältnisses für den Abschluss des Darlehens im Wesentlichen kein eigener Entscheidungsspielraum 
verbleibt (BFH-Urteil in BFHE 245, 531, BStBl II 2014, 995, Rz 15 f.). Ein lediglich aus der Familienangehörigkeit 
abgeleitetes, persönliches Näheverhältnis ist nicht ausreichend, um ein Näheverhältnis i.S. des § 32d Abs. 2 Nr. 1 
Buchst. a EStG zu begründen (z.B. BFH-Urteil vom 29.04.2014 - VIII R 44/13, BFHE 245, 361, BStBl II 2014, 992).


19 c) Bei einer Personengesellschaft kann ein Gesellschafter einen beherrschenden Einfluss aufgrund seiner Beteiligung 
grundsätzlich nur dann ausüben, wenn für Gesellschafterbeschlüsse ein Stimmrechtsverhältnis vereinbart ist, das es 
dem betreffenden Gesellschafter ermöglicht, seine Mitgesellschafter zu überstimmen (BFH-Urteil vom 11.12.1990 - 
VIII R 14/87, BFHE 164, 20, BStBl II 1991, 510). Die Beherrschung einer Personengesellschaft durch einen ihrer 
Gesellschafter setzt daher grundsätzlich voraus, dass dieser eine Beteiligung an der Personengesellschaft innehat, 
die es ihm ermöglicht, seinen Willen in der Gesellschafterversammlung der Personengesellschaft durchzusetzen (vgl. 
BFH-Urteil in BFHE 164, 20, BStBl II 1991, 510). Die Beherrschung der Personengesellschaft braucht dabei nicht auf 
einer unmittelbaren Beteiligung beruhen. Sie kann auch mittelbar über eine Beteiligungsgesellschaft ausgeübt 
werden (vgl. BFH-Urteile vom 27.08.1992 - IV R 13/91, BFHE 169, 231, BStBl II 1993, 134, und vom 23.07.1981 - 
IV R 103/78, BFHE 134, 126, BStBl II 1982, 60). In besonders gelagerten Ausnahmefällen kann der Gesellschafter 
trotz fehlender, rechtlicher Möglichkeit zur Durchsetzung des eigenen Willens die Gesellschaft faktisch beherrschen. 
Eine solche faktische Beherrschung liegt insbesondere dann vor, wenn auf die Gesellschafter, deren Stimmen zur 
Erreichung der im Einzelfall erforderlichen Stimmenmehrheit fehlen, aus wirtschaftlichen oder anderen Gründen 
Druck dahingehend ausgeübt werden kann, dass sie sich dem Willen der beherrschenden Person unterordnen. Dass 
solche besonderen Umstände vorliegen, muss im Einzelfall festgestellt werden. Die objektive Feststellungslast hat 
derjenige zu tragen, der daraus günstige Rechtsfolgen für sich ableitet (vgl. BFH-Urteil vom 21.01.1999 - IV R 96/96, 
BFHE 187, 570, BStBl II 2002, 771).


20 d) Bei Anwendung dieses Maßstabs ist das FG zu Recht zu dem Ergebnis gelangt, dass zwischen den Klägern als 
Darlehensgebern und der N-KG als Darlehensnehmerin kein solches Beherrschungsverhältnis bestand.


21 aa) Eine Beherrschung der N-KG aufgrund einer Gesellschafterstellung der Kläger scheidet bereits deswegen aus, 
weil die Kläger im Zuflusszeitpunkt (vgl. hierzu BFH-Urteil vom 09.07.2019 - X R 9/17, BFHE 265, 354, BStBl II 2021, 
418, Rz 56) nicht mehr an der N-KG beteiligt waren.


22 bb) Die Kläger beherrschten die N-KG auch nicht mittelbar über die von ihnen errichtete Stiftung.


23 Zwar hatte die Stiftung aufgrund ihrer Stellung als alleinige Kommanditistin einen beherrschenden Einfluss in der 
N-KG. Jedoch waren, worauf das FG zutreffend abgestellt hat, weder der Kläger noch die Klägerin jeweils für sich 
betrachtet in der Lage, die Einflussmöglichkeiten, die der Stiftung auf Ebene der N-KG zustanden, mittelbar zu 
beherrschen. Denn aufgrund der Besetzung des Stiftungsvorstands mit drei Mitgliedern konnten weder der Kläger 
noch die Klägerin Mehrheitsbeschlüsse des Vorstands ohne die Mitwirkung eines anderen Vorstandsmitglieds 
herbeiführen. Eine beherrschende Stellung ergab sich auch nicht aus der Möglichkeit eines Stichentscheids durch 
den Vorstandsvorsitzenden der Stiftung, weil die beiden anderen Vorstandsmitglieder die für einen solchen 
Stichentscheid erforderliche Stimmengleichheit durch ihre Anwesenheit in den Vorstandssitzungen verhindern 







konnten (vgl. § 7 Abs. 3 Satz 2 der Stiftungssatzung). Entgegen der Auffassung des FA führt auch der Umstand, dass 
den Klägern gemeinschaftlich die Stimmrechtsmehrheit im Stiftungsvorstand zustand, nicht zur Annahme einer 
beherrschenden Stellung. Wie der Senat bereits entschieden hat, genügt ein aus der Ehegatteneigenschaft 
abgeleitetes, persönliches Interesse für sich genommen nicht, um ein Näheverhältnis zwischen Ehegatten zu 
begründen (BFH-Urteile in BFHE 245, 531, BStBl II 2014, 995, und vom 16.06.2020 - VIII R 5/17, BFHE 269, 179, 
BStBl II 2020, 807). Dementsprechend ist das nahe persönliche Verhältnis zwischen Ehegatten auch kein 
hinreichender Grund dafür, die den Ehegatten jeweils zustehenden Stimmrechte zur Bestimmung eines 
Näheverhältnisses  zusammenzurechnen, sofern nicht besondere Beweisanzeichen vorliegen, die unabhängig von der 
ehelichen Lebensgemeinschaft auf ein persönliches oder wirtschaftliches Abhängigkeitsverhältnis zwischen den 
Ehegatten schließen lassen (vgl. Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 12.03.1985 - 1 BvR 571/81, BStBl II 
1985, 475). Hierfür bestehen im Streitfall nach den Feststellungen des FG keine Anhaltspunkte. Das FG hat hierzu 
ausgeführt, dass die Kläger in wirtschaftlicher Hinsicht voneinander unabhängig waren, weil beide jeweils Einkünfte 
in nicht unwesentlicher Höhe erzielten. Auch besondere Umstände, die dafür sprechen könnten, dass einer der 
Kläger sich aufgrund eines persönlichen Abhängigkeitsverhältnisses dem Willen des jeweils anderen unterordnen 
musste und ihm daher bei der Ausübung des eigenen Stimmrechts kein eigener Entscheidungsspielraum verblieb, 
sind nach den Feststellungen des FG nicht ersichtlich.


24 cc) Das FG ist im Ergebnis auch zu Recht davon ausgegangen, dass die Stellung der Kläger als jeweils 
einzelvertretungsberechtigte Geschäftsführer der N-GmbH als Komplementärin der N-KG ebenfalls nicht zu einer 
Beherrschung der N-KG durch die Kläger führte. Das Beherrschungsverhältnis muss nämlich so beschaffen sein, dass 
der beherrschten Person aufgrund eines absoluten Abhängigkeitsverhältnisses für den Abschluss des Darlehens mit 
dem Gläubiger im Wesentlichen kein eigener Entscheidungsspielraum verbleibt (BFH-Urteile in BFHE 245, 531, BStBl 
II 2014, 995, Rz 15, 16, sowie in BFHE 269, 179, BStBl II 2020, 807, Rz 23). Diese Voraussetzungen sind vorliegend 
bereits deshalb nicht erfüllt, weil die Entscheidung über die Inanspruchnahme eines Darlehens durch die N-KG nicht 
zu den von der Geschäftsführungsbefugnis der N-GmbH umfassten Angelegenheiten gehörte. Vielmehr bedurften der 
jährlich aufzustellende Finanzplan sowie die Aufnahme von im Finanzplan nicht vorgesehenen Krediten gemäß § 6 
Abs. 3 Buchst. e und n des Gesellschaftsvertrags der vorherigen Zustimmung der Gesellschafter der N-KG, so dass die 
Kläger nicht allein aufgrund ihrer Stellung als einzelvertretungsberechtigte Geschäftsführer der N-GmbH die N-KG 
dazu veranlassen konnten, ihnen gegenüber eine Darlehensverbindlichkeit einzugehen. Da die N-GmbH nicht am 
Gesellschaftsvermögen der N-KG beteiligt war und ihr daher in deren Gesellschafterversammlung keine Stimmrechte 
zustanden (vgl. § 7 Abs. 2 des Gesellschaftsvertrags), konnte eine Entscheidung über die Darlehensaufnahme daher 
im Ergebnis nicht gegen den Willen der Stiftung getroffen werden. Eine Beherrschung der Stiftung war den Klägern 
jedoch --wie dargelegt (vgl. oben unter II.d bb)-- nicht möglich.


25 e) Das FG ist im Ergebnis auch zu Recht davon ausgegangen, dass im Streitfall kein Näheverhältnis aufgrund eines 
wirtschaftlichen Interesses an der Erzielung der Einkünfte des jeweils anderen bestand (vgl. hierzu BFH-Urteil in 
BFHE 245, 531, BStBl II 2014, 995).


26 aa) Für die Annahme eines eigenen wirtschaftlichen Interesses der Vertragsparteien an der Einkünfteerzielung des 
anderen reicht es nicht aus, dass der Darlehensgeber von der Besteuerung der Zinsen nach dem gesonderten Tarif 
gemäß § 32d Abs. 1 EStG profitiert und der Schuldner die gezahlten Vergütungen im tariflichen Bereich als 
Betriebsausgaben abziehen kann. Hätte der Darlehensgeber, statt das Darlehen auszureichen, sein Kapital auch bei 
einer Bank anlegen und für die hieraus erzielten Kapitalerträge den gesonderten Tarif in Anspruch nehmen können, 
oder hätte der Darlehensnehmer das benötigte Kapital auch bei einer Bank aufnehmen können, fehlt es an einem 
entsprechenden Näheverhältnis. Denn die vom Gesetzgeber durch die Gewährung von Fremdkapital befürchtete, 
missbräuchliche Verlagerung von Einkünften auf die privilegiert besteuerte, private Anlageebene kann nicht 
eintreten, wenn die Chancen und Risiken bei der Gewährung der Darlehen in fremdüblicher Weise verteilt sind (vgl. 
BFH-Urteil in BFHE 269, 179, BStBl II 2020, 807, Rz 28).







27 bb) Nach diesem Maßstab ist im Streitfall ein eigenes wirtschaftliches Interesse der N-KG als Darlehensschuldnerin 
an der Einkünfteerzielung der Kläger als Darlehensgeber oder umgekehrt nicht zu erkennen. Zwar war die 
Finanzierung der N-KG durch die Kläger für die Gesellschaft wirtschaftlich vorteilhaft, weil diese sich ansonsten 
anderweitig hätte refinanzieren müssen. Die N-KG hätte dies aber tun und dann ggf. höhere Zinsaufwendungen als 
Betriebsausgaben abziehen können (vgl. hierzu BFH-Urteil in BFHE 269, 179, BStBl II 2020, 807, Rz 29). Umgekehrt 
hätten die Kläger im Rahmen einer anderweitigen Kapitalanlage der Darlehensbeträge für hieraus erzielte 
Kapitalerträge ebenfalls den gesonderten Tarif des § 32d Abs. 1 EStG in Anspruch nehmen können. Die 
Darlehensvergabe entsprach zudem unstreitig fremdüblichen Bedingungen. Eine missbräuchliche Gestaltung zur 
Ausnutzung des gesonderten Steuertarifs im Wege einer Einkünfteverlagerung ist daher --wie vom FG erkannt-- 
durch die Darlehensvergabe an die N-KG nicht gegeben.


28 3. Die Kostenentscheidung beruht auf § 135 Abs. 2 FGO.







